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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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PROTEST/009: Musikszene - Gedenken dreier Helden ... (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Vom Taksim-Platz zu den Stufen des Odeons von Herodes Atticus

Von Evita Paraskevopoulou, 17. Mai 2020
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Im Frühjahr 2013 wurden die Songs von "Grup Yorum" auf dem
Taksim-Platz zum Symbol für den Kampf und die Forderungen nach
Presse-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit - und generell gegen
die Menschenrechtsverstöße in der Türkei.

Im Frühjahr 2020 haben Musiker, Schauspieler und Techniker in Athen
auf den breiten Stufen, die an der südwestlichen Seite der Akropolis
zum Odeon von Herodes Atticus führen, der Mitglieder
von "Grup Yorum" - Helin Bölek, Mustafa Koçak und Ibrahim Gökçek - gedacht.
Nach einem langen und kräftezehrenden Hungerstreik im Kampf für
freie Meinungsäußerung hatten diese ihren letzten Atemzug getan. Die
Gedenkenden haben Tencere Hava Havasi (Klang der Töpfe und
Pfannen) von Kardes Türküler, das Symbol-Lied für den
gesellschaftlichen Kampf auf türkischen Plätzen im Jahr 2013,
gesungen.

Die Unterstützungsaktion für die türkischen Künstler von "Grup Yorum" wurde
in weniger als einer Woche vom #SupportArtWorkers Team organisiert.
Künstler und Techniker aus dem Kulturbereich haben sich mit viel
Einsatz engagiert, um ein Video zu produzieren.

Einer der Organisatoren der Aktion äußerte sich wie folgt: "Wir wollen
so unsere Solidarität mit Grup Yorum zeigen und den drei
Mitgliedern, die im Kampf für die Freiheit gestorben sind, unsere
Anerkennung zollen."

Ein Akt der Solidarität voller Emotionen und Liebe. Ein Akt, der auf
eine geeinte Zukunft blickt und das beste zeigt, was wir in uns haben.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Sophia
Gerstenberger vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2020 
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LATEINAMERIKA/127: Indigenes Land in Brasilien - Illegale Besetzer sollen legale Besitzer werden

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Indigenes Land in Brasilien: Illegale Besetzer sollen legale
Besitzer werden



"MP da Grilagem" - einstweilige Verfügung des Landraubs. So heißt ein
bestehender Verwaltungsakt der brasilianischen Regierung
umgangssprachlich, den der Kongress nun in Gesetzesform gießen
möchte. Die Abstimmung über PL 2633/2020 soll am morgigen Dienstag,
den 19. Mai, stattfinden. Das Gesetzt ermöglicht Amnestie für das
illegale Besetzen und Abholzen auch von indigenem Land. Die illegalen
Besetzer werden zu legalen Besitzern.

"Wenn die Regeln so in Kraft treten, wie die mächtige Agrarlobby es
wünscht, werden Landkonflikte überall in Brasilien aufflammen. Auch
indigene Territorien beispielsweise im Amazonas wären betroffen",
befürchtet Juliana Miyazaki, Referentin für Indigene Völker bei der
Gesellschaft für bedrohte Völker in Göttingen. "Dieses Gesetz wäre
eine Einladung zu mehr Landraub, mehr Brandrodung und mehr Gewalt
gegen Indigene in ihren Schutzgebieten."

Organisationen wie CIMI, ISA, IMAZON, Greenpeace und WWF-Brasil sowie
Forschende, Prominente und Politiktreibende hatten im Vorfeld Kritik
geäußert. Mitten in der Covid-19-Pandemie sei es inakzeptabel, eine
derartige Maßnahme zur Abstimmung zu stellen. Zudem würde die
Entscheidung ohne viel Transparenz oder Beteiligung der
Öffentlichkeit getroffen. "Der Zeitplan wurde daraufhin etwas
verändert. Der Entwurf bleibt aber auf der Agenda. Trotz kleinerer
Anpassungen bleibt er inhaltlich sehr problematisch", erklärt
Miyazaki.

Die Anträge auf Landfläche würden auf Luftbildern basieren, sowie auf
dem System zur ländlichen Umweltregistrierung CAR (Cadastro Ambiental
Rural), das Selbstauskünfte zusammenträgt. Landräuber würden ihr
illegal angeeignetes Land selbst registrieren. Es entstünden
Überlappungen zu Umweltschutz- oder indigenen Gebieten. "Ein
trauriges Beispiel dafür ist das Territorium Ituna-Itatá in Pará", so
Miyazaki. "Dort leben auch Indigene in freiwilliger Isolation. Im
letzten Jahr war es das indigene Gebiet mit der stärksten Abrodung.
Laut CAR sind inzwischen 94 Prozent dieses indigenen Territoriums als
Privateigentum registriert."

Zahlreiche weitere administrative Maßnahmen der Regierung Bolsonaro
bedrohen Indigenen kontinuierlich. Im April dieses Jahres gab die
Indigenenschutzbehörde (FUNAI) die Norm 9/2020 heraus. Sie stellt
fest, dass nur ein Dekret des Präsidenten (Homologação)
indigene Gebiete auch offiziell anerkennen kann. Im langwierigen
Prozess der Anerkennung befinden sich derzeit 237 indigene Gebiete,
die durch die neue Norm für den privaten Grundbesitz freigegeben
werden können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/567: Kriegsdienstverweigerer und Deserteure brauchen Asyl (Connection e.V.)

Connection e.V. - 15. Mai 2020

Kriegsdienstverweigerer und Deserteure brauchen Asyl!

Aktion zum Internationalen Tag der Kriegsdienstverweigerung von PRO ASYL,
Connection e.V. und DFG-VK



Am Freitag demonstrierten Aktive von PRO ASYL, Connection e.V. und der
Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) in Frankfurt/M. an der Hauptwache, wegen der Corona-Pandemie
begrenzt auf 25 Teilnehmende. In einer Performance wurden 49 Kartons
aufeinandergetürmt, die zusammen ein Bild mit der Forderung
"Kriegsdienstverweigerer und Deserteure brauchen Asyl!" ergaben.

Rudi Friedrich von Connection e.V. erklärte den Hintergrund der Aktion:
"Seit fast 40 Jahren wird mit dem Internationalen Tag der
Kriegsdienstverweigerung auf die Situation all derjenigen Männer und Frauen
hingewiesen, die gerade in Kriegsgebieten unter großen Risiken die
Teilnahme am Krieg und an Kriegsverbrechen verweigern. Ihre Verfolgung muss
als Asylgrund gelten. Es ist ein Skandal, dass nach wie vor Verweigerer und
Verweigerinnen in den Asylverfahren abgelehnt werden und ihnen die
Abschiebung und Auslieferung an die Kriegsherren droht."

Adrián Villa aus Kolumbien, derzeit Praktikant bei der DFG-VK Hessen,
berichtete über die Situation in Kolumbien. Dort werden nicht nur junge
Männer aufgrund der Militärdienstpflicht ins Militär gezwungen, sondern
sehr häufig illegal rekrutiert und in Kasernen verschleppt. Die
Rechtsvorschriften für Kriegsdienstverweigerer werden oft missachtet.
Adrían Villa fordert: "Der Zwangsdienst in Kolumbien muss abgeschafft
werden!"

Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL mahnte in seinem Statement:
"Menschen, die durch eine Flucht aus Syrien dem dortigen
Zwangs-Kriegsdienst entkommen, brauchen in Deutschland Schutz. Die
Entscheidung deutscher Behörden, den Familiennachzug zu subsidiär
Geschützten einzuschränken, trennt Familien von Syrer*innen auf Jahre."

Für musikalische Begleitung sorgte Rüdiger Schilp von der DFG-VK
Mainz-Wiesbaden. In seinem Lied "Gefangen für den Frieden" über weltweit
inhaftierte Kriegsdienstverweiger*innen forderte er im Refrain unter großem
Beifall: "Lasst die Leute frei!" (nachzuhören unter [1]).

Videobotschaften aus aller Welt

Zudem stellte heute Connection e.V. eine mit der in London ansässigen
internationalen Friedensorganisation War Resisters' International
erarbeitete Videoaktion zum Internationalen Tag der
Kriegsdienstverweigerung vor. Beiträge von Menschen aus Angola, Belgien,
Deutschland, Eritrea, Finnland, Griechenland, Großbritannien, Italien,
Kolumbien, den Niederlanden, Russland, der Schweiz, Spanien, Südkorea, der
Türkei, der Ukraine, den USA und Zypern machen darin deutlich, wie wichtig
und bedeutsam die Kriegsdienstverweigerungsbewegung in den verschiedensten
Ländern ist. Die Videos können gesehen werden im YouTube-Kanal Refuse to
Kill (http://www.youtube.com/channel/UC0WZGT6i5HO14oLAug2n0Nw).


Weitere Infos unter:

https://de.Connection-eV.org/article-3057


Anmerkung:

[1] http://www.friedensmusik.de/musik/S/4-strohfeuer-express-ruediger-schilp/36-/54-gefangen-fuer-den-frieden
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AUSSICHTEN/8988: Und morgen, den 19. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 19.05.2020 bis zum 20.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8988 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Bewölkt zumeist und tagesgrau

und gelegentliche Schauer,

nur selten einmal Himmelblau,

sowas macht den Frosch Jean sauer.
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ITALIEN/326: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 18.5.2020 (SB)



Unter dem Druck sowohl der Opposition als auch der eigenen
Regierungskoalition fand sich Ministerpräsident Giuseppe Conte bereit,
einige der in der Corona-Krise verhängten Beschränkungen weiter zu
lockern. Wie die Nachrichtenagentur ANSA berichtet, dürfen vom
heutigen Montag an Museen und Bibliotheken, Bars und Restaurants unter
Einhaltung bestimmter Auflagen wieder öffnen. Ab dem 3. Juni soll der
Reiseverkehr zwischen den Regionen des Landes sowie ausländischen
Touristen die Einreise nach Italien erlaubt werden, um den
Tourismus - eine wichtige Einnahmequelle - wiederzubeleben. Das würde
den "Beginn der fast vollständigen Wiedereröffnung des Landes"
bedeuten, so ANSA.

Als echter "Streßtest" für die Mehrheit Contes in Regierung und
Parlament wird die am Mittwoch dieser Woche im Senat bevorstehende
Abstimmung über das "Dekret für Wiederbelegung" (Decreto Rilancio),
das nach seiner Annahme in der Abgeordnetenkammer "noch nicht durch"
ist, angesehen. Umstritten ist neben der Frage der Annahme von
Krediten aus dem Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) immer noch
die Frage der Aufenthaltsregulierung bisher illegal in der
Landwirtschaft beschäftigter Migrantinnen und Migranten.

Von seiten der Partei "Italia Viva" (IV, Lebendiges Italien) von
Matteo Renzi könnte Conte im Senat, in dem "die 17 Stimmen von IV
entscheidend sind", ein Mißtrauensantrag drohen. Dieser würde sich in
erster Linie gegen Justizminister Alfonso Bonafede von der
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) richten, "der seit Monaten Ziel der
Renzianer" sei. ANSA zufolge wird allerdings vielfach bezweifelt,
daß Renzi tatsächlich so weit gehen würde, denn M5S zu treffen würde
bedeuten, "die Regierung in die Luft zu jagen". Dann würde es, wie aus
den Reihen der sozialdemokratischen Partito Democratico (PD) zu
vernehmen ist, "für uns nur Neuwahlen geben".

18. Mai 2020
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AUFBAU/609: Kapitalinteressen machen krank

aufbau Nr. 101, Mai/Juni 2020

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Kapitalinteressen machen krank



Vor der Pandemie waren Spitäler alle paar Tage unter Beschuss: Zu
viele Betten, zu lange Verweildauer, zu ineffizient, zu teuer.
Glücklicherweise war die Meinung der GesundheitsökonomInnen dem
grossen Teil der Bevölkerung egal und viele Privatisierungen wurden
verhindert. Doch der politische Wille der Herrschenden war eisern, mit
den Fallkostenpauschalen (DRG) wurde der Sachzwang zu Kürzungen sowie
Arbeitshetze in den Schweizer Spitälern Realität.


(az) Das vielleicht einzig Positive an der Pandemie ist, dass
sie das Gesundheitswesen voll ins Zentrum der Aufmerksamkeit
katapultiert hat und die Kritik am Abbau der letzten Jahre in aller
Munde ist. Gemäss H+, dem Verband der Spitäler, wurden die Spitäler
von 1970 bis 1982 ausgebaut, worauf ab 1983 wieder abgebaut wurde. Pro
100.000 Personen gerechnet, nahm die Anzahl der Spitäler zwischen 1982
und 2015 von 7,2, auf 3,5 ab, was fast einer Halbierung entspricht.
Die Zahl der Betten wurde noch stärker reduziert, von 11,9 auf 4,6.
Drei Fünftel weniger Betten stehen heute also zur Verfügung als 1982.
Ironischerweise sind das weniger als 1969, dem Zeitpunkt, als
politisch entschieden wurde, dass ein Ausbau notwendig sei, der Staat
volle Kraft in die Gesundheit der Menschen investieren soll.

Ab den 80ern übernahm der Neoliberalismus global die Macht und im
Verlaufe der Jahre auch immer mehr die Köpfe. Die Spitäler wurden in
der Folge marktwirtschaftlich erfasst und sollten als Feld für
Privatisierungen und Investitionen eröffnet werden - Schliessungen und
Abbau von Betten waren die logische Folge davon, was sich aber in der
Schweiz nur schleppend und gegen den Willen der Bevölkerung
durchsetzen liess. Eine wichtige strukturelle Voraussetzung zu dieser
Entwicklung bot auch die Medizin selbst, ab den 90ern insbesondere
ihre Forschung mit der radikalen Hinwendung zur evidenzbasierten
Medizin (EbM). Diese methodische, einzig auf Erfolg getrimmte
Zurüstung brachte die klinische Medizin in eine existentielle
Abhängigkeit zur Pharmaindustrie und machte sie zunehmend zum Objekt
von Profitmaximierung und Sparmassnahmen.

Ökonomische Sachzwänge erschweren den Widerstand massiv. Um das
Gesundheitswesen unumkehrlich der Marktlogik zu unterwerfen, wurden
2012 die Fallkostenpauschalen (DRG) durchgesetzt, deren weitreichende
Bedeutung den allermeisten nicht bewusst war. Damit hielt die
Profitmaximierung und der Zwang zu Abbau und Arbeitsintensivierung
auch in den Schweizer Spitälern Einzug. D.h. dass die medizinische
Versorgung so organisiert wurde, dass pauschal pro Fall bezahlt wird,
egal wie dieser 'Fall' verläuft. In der Konsequenz führen
Komplikationen, chronische Krankheiten oder mehr Pflege als vorgesehen
zu Defiziten. In Zürich geriet das Triemli als zu teuer unter
Dauerbeschuss. Die Stadt entschied deshalb, den Busenfreund des
Kapitals, André Zemp, zum Direktor der Stadtspitäler zu machen. Seine
Qualifikation dafür ist nur diese: Als ehemaliger 'Berater' lässt er
sich gerne gegen hohes Entgelt zu Gesundheitsfragen von der KPMG
beraten und was die raten, wissen wir auch gratis.


Profit geht über Leichen

Die Schweiz steht nicht alleine da. Das Kapital, das nach lukrativen
Investitionsmöglichkeiten sucht, kennt keine Grenzen. Es verlangt
danach, überall zu investieren und das Gesundheitswesen bietet sich
dafür an. Genau wie die Bildung oder der Wasser- und Strommarkt ist
auch der Gesundheitsbereich noch weitgehend staatlich organisiert und
könnte deshalb von Privaten übernommen werden - allerdings nur in den
lukrativen Teilen, die teuren chronisch Kranken sollen in der Pflege
des Staates bleiben. Ausserdem wird die Kundschaft nie fehlen. Selbst
wenn sich die Kranken verschulden müssen, werden sie Dienste in
Anspruch nehmen wollen - wie unglaublich zynisch und praktisch.


Grève illimitée

Wo gespart und privatisiert wurde, wurde auch immer wieder gekämpft
- leider nicht nur mit Erfolg. In Spanien beispielsweise hatte das
Spitalpersonal über Monate gestreikt und schliesslich aufgeben müssen.
In Frankreich war die Streikbewegung (die symbolischen Charakter hat,
da immer voll gearbeitet wurde) der Spitäler im März 2019 von
Notaufnahmen losgetreten worden und befand sich immer noch im
Wachstum, als die Pandemie das Land erfasste. Die Arbeitsbedingungen
der ÄrztInnen und Pflegenden sind schon lange auf allen Ebenen
untragbar. Das Spitalpersonal ist völlig überlastet und miserabel
bezahlt, weshalb sich viele entschieden haben, lieber arbeitslos zu
sein, als diese Arbeit zu machen. Einige Spitäler Frankreichs
schlossen, weil sie kein Personal mehr hatten und schliessen mussten.
Diesen Januar haben massenhaft Ärzte und Ärztinnen eine neue
Aktionsform gefunden: Sie haben gekündigt und zwar nicht ihre
medizinische Arbeit, sondern die Sitzungen. Sie verweigern den Dialog
über Wirtschaftlichkeit und Sparmassnahmen, da ihnen ja ohnehin kein
Gehör geschenkt wird.

Während der Pandemie hört die Politik nun plötzlich auf das
Spitalpersonal, doch geht Abbau immer schneller als Aufbau und das
strukturelle Problem von zu wenig Personal und zu wenigen Betten
kostet viel und braucht Zeit. Macron verspricht vollmundig Milliarden,
die Medien machen sich derweil offen über den vom Saulus zum
Keynsianisten gewandelten Marktliberalen lustig. Das Spital-Personal
rümpft indessen nur die Nase und kämpft weiter, denn es braucht
weitaus mehr, um den Zustand in den Griff zu bekommen.


Wir hoffen auf Schadenfreude

Ein zweiter positiver Punkt der Pandemie könnte sein, dass sie Macron
den Posten kosten könnte. Wir hoffen doch sehr, dass auch die
kleineren Fische in der Schweiz wie Thomas Heiniger, der zu seinem
eigenen Glück schon letztes Jahr abgewählt wurde und den Posten an die
SVP-Hardlinerin Natalie Rickli abtrat, ins Kreuzfeuer der Kritik
geraten werden. Von Herzen wünschen wir das insbesondere André Zemp,
den wir uns gut als Moderator einer Kochsendung auf Tele-Züri
vorstellen können. Vom Gesundheitswesen sollen die Consultants
zukünftig aber die Finger lassen, sie sind das Problem, nicht die
Lösung.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Frauen-Arbeitsgruppe (agf),
Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe International (rhi), Arbeitsgruppe
Jugend Zürich (agj)

 * 
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr
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DAS BLÄTTCHEN/1997: Die Pandemie und Indiens Wanderarbeiter

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 10 | 11. Mai 2020

Die Pandemie und Indiens Wanderarbeiter

von Edgar Benkwitz



Würden Sie einem Neugeborenen den Namen "Corona" oder "Lockdown" geben?
Ganz bestimmt nicht, von vielen würde das als makaber oder gar pietätlos
angesehen werden. Indische Medien berichten jedoch über derartige
Namensgebungen in ihrem Land. Ein Ehepaar in der Stadt Raipur nannte ihre
neugeborenen Zwillinge Corona und Covid. Befragt warum, hieß es, das würde
sie immer an die schwere Zeit der Epidemie erinnern. Im Süden Indiens gaben
zwei Frauen ihren Kindern die Namen Corona Kumar und Corona Kumari. Es
geschah auf eine Bitte des Klinikarztes, der damit ein Zeichen gegen die
Stigmatisierung Corona-Kranker oder -Verdächtiger setzen will. Und
schließlich gab ein Ehepaar seinem Kind den Namen Lockdown. Beide sind
Wanderarbeiter, stammen aus dem Osten des Landes und arbeiteten Tausende
Kilometer entfernt im westlich gelegenen Gujarat. Nachdem ihr Betrieb
geschlossen und es keine Transportmöglichkeiten mehr gab, machten sie sich
wie viele andere auf den Weg in ihr weit entferntes Heimatdorf. Nach
einigen hundert Kilometern endete ihre Reise in Rajasthan mit der Geburt
eines Sohnes. "Wir nannten ihn Lockdown, das wird uns immer an all die
Probleme erinnern, denen wir in dieser harten Zeit ausgesetzt waren", sagte
der Vater.

Auch in Indien bestimmt die Pandemie das öffentliche Leben. Manches gleicht
der Lage in anderen Ländern, es gibt aber auch Besonderheiten. Das Land mit
seiner Milliardenbevölkerung, seinen riesigen Ballungszentren und den
großen Slums sowie den oft unzureichenden sanitären und hygienischen
Bedingungen gilt für das Virus als besonders anfällig. Regierung und
Behörden handelten dementsprechend, sie legten das Hauptaugenmerk auf die
Einschränkung der Kontakte. Nachdem Anfang März zunächst größere
Ansammlungen verboten, dann Schulen und Universitäten und schließlich
Restaurants und Geschäfte geschlossen wurden, erfolgte am 24.März der
Shutdown. Das strenge Ausgehverbot wurde lediglich vier Stunden vor seinem
Inkrafttreten bekannt gegeben und überraschte das ganze Land. Damit wurde
zwar auf die drohende Gefahr entschlossen reagiert, doch das Riesenland
wurde mit einem Schlag lahmgelegt.

Der Flug-, Eisenbahn- und Busverkehr ruht mit wenigen Ausnahmen bis heute.
Fabriken produzieren nicht mehr, die mittlerweile fünftgrößte
Volkswirtschaft der Welt steht weitgehend still. Schätzungen zufolge
verloren über 100 Millionen Arbeiter ihren Job. Besonders hart traf es die
sogenannten Wanderarbeiter. Sie kommen meist aus den übervölkerten
Bundesstaaten in der Gangesebene oder den Stammesgebieten und arbeiten als
billige Arbeitskräfte in den Metropolen des Landes und den großen
Industriegebieten. Der neueste Wirtschaftsbericht der Regierung gibt ihre
Zahl mit 139 Millionen an, aktuell betroffen sind 42 Millionen. Oft werden
sie als das Rückgrat der Wirtschaft bezeichnet. Von einem Tag auf den
anderen standen viele der Wanderarbeiter plötzlich auf der Straße, meist
ohne Geld und Unterkunft. Kein Arbeitgeber und keine Behörde kümmerte sich
um sie. Panik breitete sich aus und Zehntausende machten sich zu Fuß auf,
um in ihre Dörfer zurück zu kehren. Keiner wusste, ob sie das Virus mit
sich schleppten und so für seine schnelle Verbreitung sorgten.

Die Märsche auf den Landstraßen forderten sofort ihre Opfer - Kranke und
Tote, erschütternde Schicksale werden geschildert. Viele Ortschaften
wehrten sich gegen die Wanderarbeiter. Städte wurden abgeriegelt, Straßen
aufgerissen, die Kolonnen der Heimkehrer mit LKW-Ladungen von
Desinfektionsmitteln überschüttet. Obwohl die Behörden eingriffen und
Tausende von Sammellagern schufen, in denen es Verpflegung und Unterkunft
gab, ist das Problem bis heute nicht gelöst. Jetzt, wo langsam die
wirtschaftliche Belebung einsetzt, fehlen die Wanderarbeiter. Schon bitten
Offizielle aus den Industriezentren Bengaluru und Hyderabad die Arbeiter,
zu bleiben oder zurückzukehren. Plötzlich wird versprochen, ihre Interessen
wahrzunehmen und Lohnfortzahlungen zu gewähren.

Die Epidemie legte auch in Indien die Schwachstellen der Gesellschaft bloß.
"Es bedarf der Pandemie, um die Armen zurück ins Rampenlicht und in die
Nachrichten zu bringen", schreibt bezeichnenderweise dazu die Times of
India und sagt voraus, dass Millionen von Menschen von noch größerer
Armut und dem Kampf ums Überleben betroffen sein werden. Auch Zahlen werden
wieder genannt, die das Ausmaß der Armut illustrieren. Ein Gutachten von
2017 für das Oberste Gericht in Delhi spricht davon, dass 49 Prozent der
Einwohner des Unionsterritoriums Delhi in Slums, nichtautorisierten
Kolonien und sogenannten jhuggi-jhopri clustern (illegale Siedler auf
öffentlichem Land) leben. In einem der größten Slums der Welt, Dharavi in
Mumbai, leben auf zwei Quadratkilometern gar mehr als eine Million Menschen
- ohne regelmäßige Wasserversorgung und angemessene sanitäre Anlagen. Die
Volkszählung von 2011 ergab, dass 17 Prozent der städtischen Haushalte
Indiens in City Slums angesiedelt sind, in denen etwa 64 Millionen Menschen
leben. Der Bericht schätzt dazu ein, dass der Slum "ein für Wohnzwecke
ungeeignetes Gebiet ist".

Die Pandemie hat neben den riesigen sozialen Auswirkungen auch Folgen für
den Zusammenhalt des ohnehin fragilen Zustandes der indischen Gesellschaft.
Die angesehene Journalistin Sakaria Ghose spricht von einem zweiten Virus,
dem "kommunalen Virus", das durch die Corona-Krise gestärkt wird und wieder
sein Haupt erhebt. Sie bezieht sich damit auf die im Land immer wieder
aufflammenden, oft bewusst geschürten Spannungen und Zusammenstöße zwischen
Kasten, Ethnien und Religionsgemeinschaften. Aktuell geht es wieder einmal
um das scheinbar unversöhnliche Verhältnis von Hindus und Muslimen. Extreme
Gruppierungen aus beiden Lagern beschuldigen sich gegenseitig, für die
Epidemie im Land verantwortlich zu sein. Dank der strengen Ausgangsregeln
und des sofortigen Reagierens der Behörden konnten zwar bisher größere
Zusammenstöße vermieden werden, doch der Funke glimmt. Einer der Auslöser
für Hassattacken und Gewalt war diesmal die Versammlung einer religiösen
Sekte Anfang April in Nizamuddin, einem muslimischen Stadtteil Delhis.
Obwohl zu diesem Zeitpunkt Zusammenkünfte von höchstens 50 Personen erlaubt
waren - landesweit wurde sogar das hinduistische "Holy-Fest" verboten -,
versammelten sich Presseberichten zufolge für mehrere Tage 3000 Anhänger
der "Tablighi Jamaat" (Gruppe der Prediger), unter ihnen 800 Ausländer, in
einer Moschee. Nachdem die Behörden eingriffen, verbarrikadierte sich ein
Teil der Versammelten, andere reisten unerkannt ins Land, um die Lehren der
Sekte zu verbreiten. Viele Teilnehmer waren jedoch durch das Corona-Virus
infiziert, das ergaben Tests. Sie hatten das Virus aus Thailand, Malaysia
und Indonesien eingeschleppt. Der Führer der Gruppierung war nicht mehr
auffindbar. Aus seinem Versteck rief er seine Anhänger zum Widerstand auf
und beschuldigte die Regierung, antimuslimisch zu handeln. Bei der Tablighi
Jamaat handelt es sich übrigens um eine weltweit agierende
Missionsgesellschaft, die die Muslime zu den ursprünglichen Lehren des
Koran und des Propheten zurückführen will. Darüber hinaus wird über
andere Aktivitäten berichtet, die auch den deutschen Verfassungsschutz in
der Vergangenheit beschäftigten.

Natürlich waren diese Vorfälle, von denen sich muslimische Religionsführer
in Indien distanzierten, Wasser auf die Mühlen hinduchauvinistischer
Kreise. Sie behaupteten beispielsweise, dass bis zu 70 Prozent der
Corona-Fälle im Land auf das Konto der Sekte gehen. Vereinzelt kam es auch
zu Gewalt gegen unbescholtene Muslime. Wie ernst die Lage war, zeigt das
Eingreifen des Nationalen Sicherheitsberaters Ajit Doval - eines Vertrauten
von Premier Modi - der mehrmals am Ort des Geschehens war, um die Lage zu
entschärfen.

Corona, Covid, Corona Kumari und Lockdown - eine Namensgebung, die auf
keinen Fall eine wunderliche Marotte oder irgendwelchen Launen entsprungen
ist. Die Namensgeber verbinden mit diesen prägenden Begriffe aus der
Pandemie persönliche Erfahrungen, die sie, aber auch künftige Generationen,
immer an die schwere Zeit der Epidemie erinnern werden. Zugleich dürften
die ungewöhnlichen Namen der Neugeborenen auch Hoffnung und Zuversicht
vermitteln.

 * 
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IMI/1037: Klimawandel - Brandbeschleuniger

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2020/636 vom 15. Mai 2020

Klimawandel: Brandbeschleuniger



Zu dem Ergebnis, dass der Klimawandel nicht notwendigerweise Auslöser, doch
aber mit Sicherheit Anheizer von Konflikten sein kann, gelangen inzwischen
eine Reihe von Papieren (siehe IMI-Analyse 2020/04 [1]). Auch die
"Bundesakademie für Sicherheitspolitik" teilt in einem neuen Arbeitspapier
[2] diese Einschätzung: "Grundsätzlich kann der Klimawandel in der gesamten
Nah- und Mittelostregion als Brandbeschleuniger angesehen werden. Vor allem
bereits bestehende gesellschaftliche Probleme werden zunehmend angeheizt,
wodurch im Besonderen die innere Sicherheit in den Staaten der Region
gefährdet wird." (jw)


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2020/01/29/klimawandel-und-militaerische-planungen/

[2] https://www.baks.bund.de/de/arbeitspapiere/2020/ein-unterschaetzter-brandbeschleuniger-die-sicherheitspolitischen-folgen-des

 * 
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E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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IMI/1036: NATO-Pipeline - Ausbau?

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2020/634 vom 15. Mai 2020

NATO-Pipeline: Ausbau?



Das NATO-Pipeline-Netz ist eine häufig übersehene aber wichtige
Infrastruktur des Bündnisses, mit der die Versorgung mit Treibstoff für die
Truppen gewährleistet werden soll (siehe IMI-Standpunkt 2009/012 [1]).
Kürzlich hat das NATO Defence College in diesem Zusammenhang ein neues
Papier [2] veröffentlicht, in dem moniert wird, dass das Pipeline-Netz noch
an den Strukturen des Kalten Krieges angelehnt sei, Ostdeutschland und die
neuen NATO-Mitglieder in Osteuropa seien nicht angeschlossen. Aus diesem
Grund wird vorgeschlagen, das aktuell etwa 11,000 km umspannende Netz auf
besagte Gebiete zu erweitern. Ein Haken dabei sei allerdings, dass die
Staaten im Großen und Ganzen selbst für die Kosten aufkommen müssten, da
die NATO hierfür kaum über Budgets verfüge. (jw)


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2009/02/14/nato-pipeline-in-bod/

[2] http://www.ndc.nato.int/download/downloads.php?icode=639

 * 

Quelle:

IMI-Aktuell 2020/634 vom 15. Mai 2020

NATO-Pipeline: Ausbau?

http://www.imi-online.de/2020/05/15/nato-pipeline-ausbau/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159
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Internet: www.imi-online.de
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FORSCHUNG/165: Wie Nachrichten zu Falschnachrichten werden (idw)

Universität Bielefeld - 15.05.2020

Wie Nachrichten zu Falschnachrichten werden

Neue ZiF-Forschungsgruppe über die Wirkungsweise der digitalen Medien



Soziale Medien verändern die Kommunikation der Menschen genauso wie die
Verbreitung von Nachrichten. So können etwa radikale Positionen, die
früher im privaten Raum geäußert wurden, heute über Social Media ein
weltweites Publikum erreichen. Welche Rolle Sprache, Bilder und Filme
dabei spielen, untersucht die Forschungsgruppe "Multimodale Rhetorik in
der Onlinemedien-Kommunikation" ("Multimodal Rhetoric in Online Media
Communications") am Zentrum für interdisziplinäre Forschung (ZiF) der
Universität Bielefeld.

Die Gruppe nimmt am Montag, 18. Mai, mit einer virtuellen
Eröffnungskonferenz ihre Arbeit auf. Ziel ist es, computergestützte
Analysewerkzeuge zu entwickeln, mit denen sich die Entwicklung von
Nachrichten hin zu Falschnachrichten nachverfolgen lässt.

Gerade in Themen wie Nationalismus, Populismus und Rassismus spielen
Social-Media-Plattformen oft eine problematische Rolle. Falschnachrichten
und Verschwörungstheorien können hier einfacher verbreitet werden als bei
klassischen Kanälen, wo Nachrichten durch Redaktionen geprüft und
redaktionell aufgearbeitet werden. Seriöse Nachrichten können so -
angereichert mit Bildern, Videos und aus dem Zusammenhang gerissenen
Zitaten - Falschnachrichten generieren, die etwa extremistische
Sichtweisen befeuern. "Dies wird als zunehmend kritischer Faktor für die
Interpretation und das Verständnis der Entstehung und Verbreitung
alternativer Logiken der sozialen Ordnung, von Gerechtigkeit, Moral und
sozialen Verpflichtungen angesehen", so die Leiter*innen der
Forschungsgruppe, die Kommunikations- und Medienwissenschaftlerin
Professorin Kay O'Halloran (Universität Liverpool, Großbritannien), der
Sprachwissenschaftler Professor John A. Bateman (Universität Bremen) und
der Informatiker und Kognitionsforscher Professor Mehul Bhatt (Universität
Örebro, Schweden).

Um zu verstehen, wie diese Prozesse der Uminterpretation und
Radikalisierung genau ablaufen, verfolgt das internationale und
interdisziplinäre Forscher*innen-Team, wie Nachrichten, die in den großen
Nachrichtenportalen veröffentlicht werden, im Netz rezipiert, angereichert
und verändert werden. "Bislang sind solche Analysen vor allem
sprachzentriert", so die Leiter*innen der Forschungsgruppe. "Es mangelt an
theoretisch fundierten Methoden, um jene gesellschaftlich relevanten
Bedeutungen herauszuarbeiten, die sich gerade aus der Gegenüberstellung
visueller Botschaften wie Bildern und Videos mit der Sprache ergeben."
Dazu wollen die Forscher*innen computerbasierte Werkzeuge entwickeln, die
auf multimodaler Diskursanalyse, soziopolitischen Modellen rhetorischer
Effekte und tiefer semantischer maschineller Verarbeitung von Sprache,
Bildern und deren Kombinationen aufbauen. "Damit hoffen wir, ein
detailliertes diskursbasiertes Tracking von Nachrichten und deren
Uminterpretationen möglich zu machen", so die Leiter*innen.

Bedingt durch die aktuelle Situation können die Forscher*innen erst einmal
nicht als Forschungsgruppe im ZiF in Bielefeld zusammenkommen. Die
Eröffnungstagung findet dennoch statt: Von Montag, 18. Mai, bis Mittwoch,
20. Mai und von Montag, 25. Mai bis Mittwoch, 27. Mai wird es jeden
Nachmittag europäischer Zeit eine Online-Session geben, bei der Themen wie
die Möglichkeiten multimodale Analyse, die nötige Datenbasis und die
erforderliche technische Infrastruktur diskutiert werden. Zudem ist klar,
dass sich eine Tagung nicht einfach in digitale Meetings verlegen lässt.
Die Gruppe arbeitet daher auch daran, ein gutes, praktikables Format für
die erst einmal virtuelle Zusammenarbeit zu finden.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-bielefeld.de/ZiF/FG/2020Multimodal/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PREIS/2271: Hauptpreis des DOK.fest München für "Acasa, My Home" (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. Mai 2020

DOK.fest München

Hauptpreis "VIKTOR Main Competition" für "Acasa, My Home"

Autoren: Lina Vdovii, Radu Ciorniciuc

Produktion: Manifest Film

Produzentin: Monica Lazurean-Gorgan

Finnland, Deutschland, Rumänien 2020



Beim 35. Internationalen DOK.fest München ist am 16. Mai 2020 der vom
Bayerischen Rundfunk gestiftete Hauptpreis VIKTOR Main Competition
DOK.international an den Dokumentarfilm "Acasa, My Home" vergeben
worden. Der Film des rumänischen Regisseurs Radu Ciorniciuc erzählt
von einer Familie, die in einem Naturschutzgebiet bei Bukarest lebte
und in die rumänische Hauptstadt zwangsumgesiedelt wurde.

Das DOK.fest München @home findet dieses Jahr als Onlinefestival
statt. Es ist das erste deutsche Filmfestival, das sein gesamtes
Programm, seine Deutschland- und Weltpremieren sowie die
Preisverleihungen vollständig digital präsentiert. Noch bis 24. Mai
2020 gibt es alle Filme und Infos unter www.dokfest-muenchen.de.


VIKTOR Main Competition

Die internationale Jury, dieses Jahr bestehend aus Denise Bucher
(Präsidentin des Schweizerischen FilmkritikerInnenverbands), Ines
Kaizik-Kratzmüller (PR- und Marketingberaterin) und Sudeep Sharma
(Programmgestalter Sundance Filmfestival), hat den Dokumentarfilm
"Acasa, My Home" von Regisseur Radu Ciorniciuc mit dem Hauptpreis
VIKTOR Main Competition ausgezeichnet. Den vom Bayerischen Rundfunk
gestifteten Preis überreicht BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik.
Die Preisverleihung ist am Samstag, 16. Mai, 20.00 Uhr zu sehen unter
www.dokfest-muenchen.de und anschließend weiterhin abrufbar.


Inhalt

Radu Ciorniciucs intimes Porträt wird zur Reflexion über das Leben in
der modernen Gesellschaft - und kreist um die Frage, ob man ihr
überhaupt entkommen kann.

"Wenn jemand mir sagen würde: 'Rica, geh wieder zurück, deine Hütte
wartet', würde ich losrennen, so schnell ich kann." Der Kulturschock
sitzt tief. Ricas Vater hasst die Zivilisation und hat gemeinsam mit
seiner Frau die neun Kinder in der Natur aufgezogen. Nun wurde die
Familie nach Bukarest zwangsumgesiedelt.


Berichterstattung im BR

Der Bayerische Rundfunk berichtet umfangreich vom DOK.fest München.
Rundschau, Abendschau und Capriccio senden Beiträge im BR Fernsehen,
kinokino, das Filmmagazin des BR, in 3sat und im BR Fernsehen.

Im Hörfunk berichtet der BR während des Festivals auf BAYERN 1, Bayern
2 (radioWelt, kulturWelt; Zündfunk), B5 aktuell und PULS.

Online wird das DOK.fest München @home unter anderem mit Berichten auf
der BR KulturBühne unter www.br.de/kultur und auf BR24 begleitet.

Weitere Informationen unter: 

www.dokfest-muenchen.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Mai 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





PREIS/2270: 30. Deutscher Kamerapreis 2020 - Gewinner*innen ab 29. Mai online (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Mai 2020

30. DEUTSCHER KAMERAPREIS 2020

Gewinner*innen ab 29. Mai online



Der 30. DEUTSCHE KAMERAPREIS wird in seinem Jubiläumsjahr aufgrund der
Corona-Pandemie online verliehen. Präsentiert werden die diesjährigen
Nominierten und Gewinner*innen sowie Trailer aus den preisgekrönten
Filmen auf einer eigens dafür geschaffenen Plattform. Dort kommen
nicht nur die Preisträger*innen selbst, sondern auch zahlreiche andere
Medienschaffende und Prominente zu Wort - ab dem Tag der ursprünglich
geplanten feierlichen Gala am 29. Mai 2020 und weit darüber hinaus,
unter www.deutscher-kamerapreis.de.

Walter Demonte, Geschäftsführer des Vereins DEUTSCHER KAMERAPREIS Köln
e. V., hierzu: "Wir sehen die aktuelle Krise als Chance. Erstmals hat
durch unsere neu entwickelte Website eine breitere Öffentlichkeit die
Möglichkeit, sich ein lebendiges Bild von den diesjährigen
Preisträger*innen und ihrem Schaffen zu machen - und das auf eine
einfach zugängliche, sinnliche und unmittelbare Art und Weise. Ganz
bewusst werden wir deswegen auf das Abfilmen einer Veranstaltung ohne
Publikum verzichten und die Künstler in ansprechenderer und
persönlicherer Form würdigen. Denn darum geht es uns im Kern:
Berufsgruppen aus der Medienbranche, die meist im Hintergrund bleiben,
mehr öffentliche Aufmerksamkeit zu verschaffen."

Mit dem 30. DEUTSCHEN KAMERAPREIS werden zehn Bildgestalter*innen und
Editor*innen ausgezeichnet. Auf die Verleihung des Ehrenpreises wird
in diesem Jahr aufgrund der besonderen Umstände verzichtet.


30 Kameraleute und Filmeditor*innen nominiert 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2020/03/20200302_deutscher_kamerapreis.html

Liste mit Nominierungen als PDF-Download 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2020/03/_pdf/Nominierungen.pdf

Alle Infos zum Preis unter deutscher-kamerapreis.de 

http://www.deutscher-kamerapreis.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Mai 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1466: ARD radiofeature - "Das neue deutsche Waldsterben", 20.-24.05.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Mai 2020

ARD radiofeature im Mai

"Das neue deutsche Waldsterben"

Eine Produktion des Bayerischen Rundfunks

SWR 2 - Mittwoch, 20. Mai 2020, 22:03 - 23.00 Uhr

BR 2 - Samstag, 23. Mai 2020, 13:05 - 14.00 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 23. Mai 2020, 17:04 - 18.00 Uhr

Antenne Saar - Samstag, 23. Mai 2020, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 23. Mai 2020, 18:05 - 19.00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 24. Mai 2020, 11:05 - 12.00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 24. Mai 2020, 11:04 - 12.00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 24. Mai 2020, 18:05 - 19.00 Uhr



Der deutsche Wald leidet unter dem Klimawandel. In den vergangenen
beiden Jahren gab es so viel Hitze und Trockenheit wie nie seit Beginn
der Messungen. Rund 250.000 Hektar Wald sind laut aktuellen
Schätzungen in den vergangenen zwei Jahren abgestorben. Die Folgen
sind vielseitig: Schutzgebiete geraten unter Rechtfertigungsdruck, die
Waldbrandgefahr steigt, die Forstindustrie steht am Abgrund. Eine
halbe Milliarde Euro vom Staat soll helfen. Aber wie?
Naturschützer*innen und Förster*innen streiten noch darüber, wie man
das neue Waldsterben aufhalten kann.

Autor Max Lebsanft hat mit verschiedenen Beteiligten auf beiden Seiten
gesprochen und ausgelotet, wie tief der Graben zwischen den beiden
Lagern ist. "Das neue deutsche Waldsterben - Ein Feature über
Baumleichen, den Klimawandel und zerstrittene Experten" heißt das ARD
radiofeature, das ab Mittwoch, 20. Mai 2020, in sieben Wort- und
Kulturwellen der ARD zu hören und im Internet als Podcast verfügbar
ist.

Noch ist nicht entschieden, wie der deutsche Wald der Zukunft aussehen
wird. Die Aufgabe ist nicht einfach. Vielerorts soll er vielfältiger
werden. Damit die Holzproduktion dennoch nicht einbricht, werden
begrenzte Flächen benötigt, die hochproduktiv sind - vielleicht auch
mit Hilfe ökosystem-fremder Baumarten. Die Politik ist gefordert, Wege
zu finden, die die vielfältigen Funktionen des Waldes honorieren.

Max Lebsanft (38) hat Philosophie und Politik in Köln und Bonn
studiert und arbeitet seit zehn Jahren als Journalist, unter anderem
für die Wochenzeitung "Die Zeit" und verschiedene Wissensformate im
TV, darunter "W wie Wissen" (ARD), "Xenius" (ARTE), "Nano" (ZDF/
3Sat). Zusammen mit dem Team von "Quarks und Co." (WDR) hat er 2014
den Ludwig-Demling-Medienpreis erhalten.
Sendetermine:

Redaktion: Johannes Berthoud (BR)

Das ARD radiofeature in der Mediathek

https://ardaudiothek.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Mai 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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FEATURE/1465: Deutschlandfunk Kultur - Von Kindern kranker Eltern, 19.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die beste Tochter der Welt

Von Kindern kranker Eltern

Von Karla Krause

Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 56'

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 19. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Lana ist 15. Seit ihrer frühen Kindheit bestimmt die Krankheit ihres
Vaters, ein unheilbares Nierenleiden, ihren Alltag. Täglich kann sich
sein Zustand dramatisch verschlechtern. Lanas Mutter hat zwei Jobs und
arbeitet oft bis in die Nacht. Lana pflegt zu Hause den Vater und
kümmert sich um den Haushalt. Jetzt ist sie 15 und muss wegen
schlechter Noten das Gymnasium ohne Abschluss verlassen. Fast eine
halbe Million pflegende Kinder und Jugendliche gibt es allein in
Deutschland. Die meisten von ihnen sind unsichtbar. Lana ist vor
Kurzem aus deren Schatten getreten und gibt ihnen Gesicht und Stimme.
Sie will kein Opfer sein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3194: Deutschlandfunk - Das Bodo-Wartke-Konzert, Teil 1 am 20.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2020

Das Bodo-Wartke-Konzert (Teil 1)

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 20. Mai 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Zum Auftakt des internationalen Kabarettpreises Salzburger Stier 2020,
vergeben von den öffentlich-rechtlichen Sendern in Deutschland,
Österreich, der Schweiz und Südtirol, hören Sie den ersten Teil eines
Konzerts des Klavierkabarettisten Bodo Wartke.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3193: Deutschlandfunk - Vom Reiz des Dirigierens, 19.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Das Feuer entzünden

Vom Reiz des Dirigierens

Von Sylvia Systermans

Musikszene

Dienstag, 19. Mai 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Dirigenten sind die Regisseure im Maschinenraum der Musik. Wie sanft
soll ein Adagio bei Schubert klingen, wie burschikos ein Scherzo bei
Mahler? Vorstellungen vom Klang entwickeln Dirigentinnen und
Dirigenten, wenn sie die Partitur studieren. Was sie daraus lesen,
vermitteln sie dem Orchester verbal und mit Gesten, Blicken,
Körperspannung. Was macht den Reiz des Dirigierens aus? Er wolle "das
Feuer entzünden, das in den Partituren steht", sagt der Dirigent
Christian Thielemann. Die designierte Chefdirigentin des Sydney
Symphony Orchestra, Simone Young, steht ihnen als Mentorin mit Rat und
Tat zur Seite. Für den vielfältigen Klang von Stimmen begeistert sich
der Chef des Berliner Rundfunkchores Gijs Leenaars. Und die
Blockflötistin Dorothee Oberlinger greift auf ihre Erfahrung als
Solistin zurück, wenn sie nun auch Barockopern dirigiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3192: Deutschlandfunk Kultur - Antonio Salieris französische Opern, 20.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Wie dreistöckige Dampfer unter Fischerbooten

Antonio Salieris französische Opern

Von Matthias Käther

Alte Musik

Mittwoch, 20. Mai 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Noch Hector Berlioz rühmte Antonio Salieri im 19. Jahrhundert als
einen der innovativsten Komponisten seiner Zeit. Tatsächlich waren
dessen französische Opern Sensationsstücke und Tagesgespräch im Paris
der 1780er-Jahre. Weitab von Mozarts Konkurrenz in Wien gelang es
Salieri, sich in der französischen Hauptstadt den Ruf eines neuen
Gluck zu erwerben - und das sogar mit Glucks Unterstützung! In den
letzten Jahren wurden Salieris französische Opern "Les Danaides", "Les
Horaces" und "Tarare" mit Spitzenkräften unter der Leitung von
Christophe Rousset auf CD eingespielt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DIAGNOSTIK/622: Corona-Antikörpertests - sichere Ergebnisse im Fokus (idw)

NMI Naturwissenschaftliches und Medizinisches Institut an der Universität Tübingen - 13.05.2020

Corona-Antikörpertests: sichere Ergebnisse im Fokus



Das NMI Reutlingen packt ein großes Problem der Antikörper-Tests zum
Nachweis von COVID-19 an: falsch positive Testergebnisse. Die neuen Tests
auf Basis einer NMI-Seroplattform sollen sichere Befunde liefern - für
einzelne Menschen ebenso wie für eine bessere Abschätzung der
Grundimmunität in der Bevölkerung. Außerdem helfen die Tests Forschern
dabei, die Immunantwort auf das Virus genauer zu verstehen.

Das NMI Reutlingen packt ein großes Problem der Antikörper-Tests zum
Nachweis von COVID-19 an: falsch positive Testergebnisse. Die neuen Tests
auf Basis einer NMI-Seroplattform sollen sichere Befunde liefern - für
einzelne Menschen ebenso wie für eine bessere Abschätzung der
Grundimmunität in der Bevölkerung. Außerdem helfen die Tests Forschern
dabei, die Immunantwort auf das Virus genauer zu verstehen.

COVID-19: Wer hat es akut, wer hatte es bereits und was sagt das über den
Immunstatus? Die Antworten darauf sind komplex. Mittlerweile gibt es
schnelle und zuverlässige Massentests für die zentrale Ja/Nein-Antwort, ob
Antikörper gegen SARS-CoV-2 im Blutserum oder -plasma vorhanden sind. Die
Tests bieten eine Sensitivität von 100 Prozent und sind zu mehr als 98
Prozent spezifisch für SARS-CoV-2-Antikörper. Das ist zweifellos ein
Durchbruch. Aus dem Blickwinkel der Statistik wird die Sache jedoch
kompliziert. Dr. Nicole Schneiderhan-Marra ist Gruppenleiterin der
Biochemie am NMI Reutlingen und erklärt warum: "Im Moment wird von einer
Häufigkeit des Erregers in der Bevölkerung von unter einem Prozent
ausgegangen, also wurde weniger als eine von hundert Personen mit dem
Virus infiziert. Bei einer Sensitivität von 100 Prozent werden alle
tatsächlich Virus-positiven Personen auch als positiv erkannt. Eine
Test-Spezifität von beispielsweise 98 Prozent bedeutet, dass von 100 Personen,
die eigentlich Virus-negativ sind, zwei fälschlich positiv auf Antikörper
getestet werden. Das heißt, nur jede dritte Test-positive Person wird
durch diesen Test auch korrekt identifiziert." Damit erklärt sie, warum es
so wichtig ist, positiv getestete Personen einem zweiten Antikörper-Test
zu unterziehen. Und genau auf diese "Second-Line"-Testung hat sich das
NMI-Team um Schneiderhan-Marra fokussiert.

Der Anspruch: schnell, flexibel und mit minimalem Materialeinsatz testen

Dabei profitiert das Team von seiner mehr als zehnjährigen Erfahrung in
der Serologie. "Wir haben unter anderem differentielle Testsysteme
entwickelt, um zu untersuchen, ob jemand in seinem Leben bereits einmal
eine Hepatitis-A oder -B-Infektion hatte oder nicht bzw. ob dagegen
geimpft wurde. Auch serologische Tests auf Antikörper gegen andere Viren
und Bakterien wie Helicobacter pylori und Mycobacterium tuberculosis
wurden hier entwickelt", so Schneiderhan-Marra. Dabei setzt das NMI-Team
auf die Luminex©-Technologie und hat damit eine Immunoassay-Plattform
aufgebaut. Darauf beruht auch der Test auf SARS-CoV-2-Antikörper.
Prinzipiell funktioniert das so, dass spezifische Moleküle (Antigene) an
die Oberfläche mikroskopisch kleiner Polystyrol-Kügelchen gebunden werden.
Diese "Beads" erkennen damit in flüssigem Medium "ihren" Antikörper und
binden ihn. Der große Vorteil: Durch den Einsatz farblich unterschiedlich
kodierter Beads kann zugleich auf mehrere Antikörper getestet werden. "Mit
diesem Multiplex-Ansatz sind wir sehr flexibel und können schnell
differenzierte Ergebnisse liefern." Das alles funktioniert mit geringsten
Antigenmengen - 50-mal weniger als bei herkömmlichen Antikörpertests, wie
Schneiderhan-Marra betont.

Speziell für SARS-CoV-2-Tests setzt das NMI Antigene aus eigener
Herstellung ein. "Wir haben langjährige Erfahrung und das Know-how,
Antigene oder sogar ganze Viruspartikel auf Beads zu binden," erklärt Dr.
Nicole Schneiderhan-Marra die schnelle Realisierung. Mit dem Test können
nun Antikörper detektiert werden, die sich gegen das Spike-Protein auf der
Oberfläche von SARS-CoV-2 richten. In dem Multiplex-Ansatz kommen aber
noch weitere Antigene zum Einsatz. Mit ihnen wird nach Antikörpern gegen
gewöhnliche saisonale Corona-Viren gefahndet. "Genauer gesagt zielen wir
spezifisch sowohl auf das Spike (S)-Protein der saisonalen Coronaviren als
auch auf deren Nukleokapsid (N)-Protein, das die RNA umgibt. Die
entsprechenden Antigene laufen jeweils als Kontrollen mit", so
Schneiderhan-Marra. Mit diesem Ansatz hoffen die Forscher das Problem der
Kreuzreaktionen in den Griff zu bekommen. Dr. Thomas Joos, stellv.
Institutsleiter des NMI, erklärt: "Viele Menschen haben oder hatten
irgendwann einmal Kontakt mit gewöhnlichen Corona-Schnupfenviren. Immerhin
machen diese bis zu 15 Prozent aller Schnupfenviren aus. Entsprechend
wahrscheinlich ist es, Antikörper gegen deren Virusproteine im Blut zu
finden. Da Corona-Viren untereinander sehr ähnlich sind, kann es bei Tests
auf SARS-CoV-2-Antikörper auch zu Kreuzreaktionen und damit zu falsch
positiven Testergebnissen kommen. Diese wollen wir mit unserem
Second-Line-Test ausschließen. Erste Tests mit dem Serum ehemaliger
COVID-19-Patienten waren dabei bereits erfolgreich."

Das Ziel: Immungeschehen über Ja/Nein-Antworten hinaus verstehen

Im Fall von positivem PCR-Test und erstmalig falsch-negativem
Antikörpertest schafft die Second-Line-Testung Klarheit, denn: "Manchmal
dauert es einfach etwas länger, bis eine nachweisbare Menge Antikörper im
Blut vorhanden ist", so Schneiderhan-Marra. Sie betont auch den Nutzen der
differenzierten Tests für die Forschung: Mit dem Multiplex-Ansatz kann
untersucht werden, ob schlechte Verläufe mit bestimmten Antikörper-Mustern
korrelieren. Und Schneiderhan-Marra verweist auf eine epidemiologisch hoch
interessante Idee: Mit dem Multiplex-Assay kann untersucht werden, ob ein
Befall durch saisonale Coronaviren zu einer Präimmunität für SARS-CoV-2
führt. Das würde zum Beispiel erklären, warum manche Menschen sich trotz
engem Kontakt zu Covid-19-Erkrankten nicht infizieren.

Mit den Testentwicklungen ist das NMI eingebettet in Verbundprojekte. Die
ersten Arbeiten startete das Institut noch aus eigenen Mitteln Anfang
Februar. Inzwischen werden die Arbeiten vom Land und der EU gefördert.
"Wir arbeiten eng mit dem Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung HZI in
Brauchschweig zusammen und sind hier in intensivem Austausch mit dem
Epidemiologen Prof. Dr. Gérard Krause und seinem Team. Das HZI steuert in
einem EU-Projekt auch Untersuchungen zur Grundimmunität in der
Bevölkerung, an denen wir beteiligt sind," berichtet Schneiderhan-Marra.
Da absehbar immer mehr Tests anfallen werden, hat das NMI eigens dafür
einen neuen Pipettierroboter angeschafft. Möglich wurde dies durch eine
210.000-Euro-Landesförderung durch das Wirtschaftsministerium. "Wir
arbeiten momentan mit 96-Well-Platten, können dann aber auch auf das
nächste Format mit 384-Well-Platten gehen. Abzüglich der Kontrollen können
wir mit einer dieser Platten 360 Proben testen und wir schaffen dann 4
Durchläufe pro Tag, bei Abendschichten sogar zwei mehr", freut sich
Schneiderhan-Marra.

Gefragt sind die Tests auch bei Forschungspartnern vor Ort, zum Beispiel
am Universitätsklinikum Tübingen. Die Tests können auch für Screenings von
Mitarbeitern des Gesundheitswesens eingesetzt werden - eben überall, wo
über die Ja/Nein-Testung hinaus mehr Detailinformationen gefragt sind. Der
Test soll nicht nur in den NMI-Laboren durchgeführt werden können. Der
Transfer des Verfahrens in andere Labore ist ausdrücklich erwünscht.
"Interessierten Laboren werden wir unseren Assay weitergeben. Die genauen
Bedingungen dafür werden noch erarbeitet. Das System kann grundsätzlich
flexibel an spezielle Anforderungen angepasst werden. Voraussetzung ist
allerdings, dass das Labor über die Luminex-Technologie verfügt", so
Schneiderhan-Marra.


(Autorin: Dr. Heike Lehmann, Wissenschaftsjournalistin)
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ETHIK/1322: Desinformation in der Medizin - was können Bioethikkommissionen dagegen tun? (Infobrief - Dt. Ethikrat)

Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 26 - April 2020 - 01/20

Internationales

Desinformation in der Medizin - was können Bioethikkommissionen
dagegen tun?

von Nora Schultz



Die schnelle, unkontrollierbare und teilweise gezielte Verbreitung von
Falschinformationen in sozialen Medien und im Internet unterminieren
das Vertrauen in politische Entscheidungsprozesse und beeinflussen das
Verhältnis der Menschen zu diagnostischen und therapeutischen
Maßnahmen der modernen Medizin. Welche Strategien Ethikgremien
hiergegen einsetzen können, war Thema des Treffens der Ethikräte
Deutschlands, Österreichs und der Schweiz im Oktober 2019 in Wien.


Gleich zu Beginn des Treffens betonte die amtierende
österreichische Bundeskanzlerin Brigitte Bierlein die Relevanz des
Themas: "Die Bedrohung durch Desinformation ist allumfassend und
grenzüberschreitend. Umso mehr ist die Zusammenarbeit zwischen den
Ethikkommissionen und eine noch stärkere gemeinschaftliche
Vorgangsweise auf europäischer Ebene notwendig", sagte sie in ihrer
Eröffnungsrede. Besonders wichtig seien die Kommunikation und die
sachliche Information der Bevölkerung.

Ingrid Brodning, Journalistin, IT-Expertin und digitale Botschafterin
Österreichs bei der Europäischen Union, führte anschließend mit ihrem
Hauptvortrag in die Thematik ein. Gerade im Bereich der Medizin seien
falsche Informationen besonders gefährlich, da hierdurch Menschenleben
gefährdet werden könnten. Zudem stützten sich Falschmeldungen oftmals
auf Emotionen und erzeugten somit eine höhere Aufmerksamkeit im Netz.
Nüchterne Sachargumente würden dagegen oftmals weniger stark
wahrgenommen. Richtigstellungen sollten Emotionen daher ernst nehmen
sowie klug und gut verständlich formuliert werden.

Strategien gegen Desinformationen

Ralf Jox, Mitglied der schweizerischen Nationalen Ethikkommission im
Bereich der Humanmedizin wies darauf hin, dass Politik und
Gesellschaft mit einer neuen Art der Öffentlichkeit konfrontiert
seien, die es jeder Person zu jeder Zeit ermögliche, Inhalte ohne
Qualitäts- und Wahrheitskontrolle zu veröffentlichen. Kennzeichnend
seien eine Verkürzung der Informationen, bildbasierte Kommunikation
und ein Wettbewerb um Aufmerksamkeit. Demgegenüber stünden im Bereich
der Medizin eine Explosion und Beschleunigung des Wissens sowie eine
Hyperspezialisierung.

Ethikräte seien als Expertengremien auf der einen Seite zwar anerkannt
und würden einen effektiven Beitrag zur Meinungsbildung leisten, auf
der anderen Seite seien sie jedoch auch regelmäßig mit
Legitimationsfragen konfrontiert und stünden unter
Rechtfertigungspflicht, so Alena Buyx vom Deutschen Ethikrat. Wichtig
sei daher, die Angreifbarkeit der Gremien zu reduzieren,
beispielsweise durch mehr Transparenz bei Berufungsverfahren sowie
Offenlegung von Interessenkonflikten und bessere Beteiligung der
Öffentlichkeit.

Andrea Bronner von der österreichischen Bioethikkommission beleuchtete
Verschwörungstheorien aus einer psychodynamischen Perspektive. Solche
Theorien erfüllten eine sinnstiftende Funktion, indem sie komplexe
Vorgänge auf eine spezielle Ursache reduzierten. Ein weiteres Merkmal
sei die Unterteilung in "Gut" und "Böse". Dies würde den Anhängern
erlauben, ohne Schuldgefühle und Beeinträchtigung des
Selbstwertgefühls agieren zu können.

Verheißungen der Alternativmedizin

Ein weiteres Thema des Treffens waren alternativmedizinische Konzepte
und ihre Wissenschaftlichkeit. Michael Freissmuth von der
österreichischen Bioethikkommission führte in die Thematik ein und
legte die Gründe dar, warum Alternativmedizin in Österreich von der
Erstattung ausgeschlossen ist.

Am Beispiel der Mukoviszidose stellte Stephan Kruip vom Deutschen
Ethikrat im Anschluss einige komplementärmedizinische
Behandlungsmethoden vor, die trotz unzureichender Evidenz auf dem
deutschen Markt angeboten werden. Selbst neue "schulmedizinische"
Behandlungsmethoden führten nicht immer zu einer statistisch
signifikanten Verbesserung der Lebensqualität, betonte er.
Voraussetzung für eine wirksame lebenslange Therapie seien im Fall der
Mukoviszidose eine regelmäßige Rehabilitation, eine systematische
Patientenschulung und ein niedrigschwelliger Zugang zu Expertenwissen.
Eine ausschließliche medikamentöse Behandlung sei daher nicht immer
zielführend.

Tanja Krones von der schweizerischen Nationalen Ethikkommission im
Bereich der Humanmedizin forderte, dass Nutzen und Risiko von
medizinischen Maßnahmen aus Patientensicht zu formulieren seien und
die Verteilung der Ressourcen im Gesundheitswesen auf der Abwägung
relevanter ethischer Prinzipien basieren sollte.

Desinformation zum Impfen

Wolfram Henn vom Deutschen Ethikrat beleuchtete, wie Impfskepsis durch
gezielte Falschinformation in Impfverweigerung umschlagen könne. Der
Irrglaube, dass Impfungen schädlich seien, würde durch die
vorsätzliche Verbreitung von Verschwörungstheorien und die Schaffung
von Bedrohungsszenarien verstärkt, insbesondere wenn die Personen, die
diese Informationen verbreiten, sich als Autoritäten präsentierten.
Henn stellte die Stellungnahme "Impfen als Pflicht?" vor, die der
Deutsche Ethikrat im Juni 2019 veröffentlicht hatte und in der er ein
Maßnahmenbündel zur Erhöhung der Masernimpfquote formulierte.

 * 
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FORSCHUNG/4181: Fehlende Komponente der angeborenen Immunsignalisierung entdeckt (idw)

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 13.05.2020

Fehlende Komponente der angeborenen Immunsignalisierung entdeckt



Die Superti-Furga Gruppe am CeMM hat in Zusammenarbeit mit Boehringer
Ingelheim ein neues Schlüsselelement der aus mehreren Komponenten
bestehenden Maschinerie entdeckt, die für die Bestimmung von Art und
Schweregrad der durch einen Krankheitserreger dargestellten Bedrohung
verantwortlich ist. Das neue Protein "TASL" ist für die Signalübertragung
von sogenannten Toll-like-Rezeptoren (TLR) in den Endosomen unerlässlich
und führt in bestimmten Immunzellen zur Aktivierung des Genaktivators
IRF5.

Wie Zellen Krankheitserreger erkennen und das Immunsystem rasch
alarmieren, ist ein grundlegender Prozess, der für das Überleben jeder
Spezies, auch des Menschen, von hoher Bedeutung ist. Eine Schlüsselrolle
wird den sogenannten Adaptern zugeschrieben, die molekularen Plattformen
im Zellinneren gleichen, auf denen Signale von Pathogen-Detektoren zwecks
Sicherheit und Genauigkeit integriert und in dauerhafte Signale
umgewandelt werden, was zur Aktivierung der für das Auslösen einer
"Alarmbereitschaft" wichtigsten Gene, wie etwa den Interferonen, führt.
Forscher im Labor von Giulio Superti-Furga am CeMM Forschungszentrum für
Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften haben
in Zusammenarbeit mit Boehringer Ingelheim ein neues Schlüsselelement der
aus mehreren Komponenten bestehenden Maschinerie entdeckt, die für die
Bestimmung von Art und Schweregrad der durch einen Krankheitserreger
dargestellten Bedrohung verantwortlich ist. Das neue Protein mit dem Namen
TASL ist für die Signalübertragung von sogenannten Toll-like-Rezeptoren
(TLR) in den Endosomen unerlässlich und führt in bestimmten Immunzellen
zur Aktivierung des Genaktivators IRF5. Ein feinfühliges Abstimmen dieser
Maschinerie ist außerordentlich wichtig, da zu viel Leistung auch in
Abwesenheit eines Pathogens zu Entzündungen führt, wie dies etwa bei
Autoimmunerkrankungen der Fall ist. Diese spezifische Version der
Maschinerie scheint besonders mit Krankheiten wie dem systemischen Lupus
erythematodes (SLE) in Zusammenhang zu stehen. Diese Entdeckung zeigt ein
mögliches neues Ziel für die Entwicklung von Medikamenten zur Behandlung
bestimmter Autoimmunerkrankungen und möglicherweise auch der Überreaktion
auf virale und andere Infektionen auf und wurde in der renommierten
Fachzeitschrift "Nature" veröffentlicht.

Das Immunsystem ist das natürliche Abwehrsystem des Körpers und besteht
aus einem Netzwerk an Zellen, Molekülen, Geweben und Organen, die den
Körper gemeinsam vor Infektionserregern, wie Viren, Bakterien oder
pathogenen Pilzen schützen. Das Immunsystem ist mit einem ausgeklügelten
Repertoire an Wahrnehmungsmechanismen ausgestattet, welche diese
Krankheitserreger erkennen und für eine angemessene Immunantwort sorgen.
Autoimmunerkrankungen entstehen, wenn das Immunsystem die Fähigkeit
verliert, eigene von fremden Strukturen zu unterscheiden.
Frühere Studien haben gezeigt, dass das zur größten Familie der
Transportproteine im menschlichen Körper gehörende SLC15A4 als
wesentlicher für die korrekte Funktionsweise dieser TLRs erforderliche
Bestandteil bekannt ist. Aufgrund ihres großen Forschungsinteresses an der
Erkennung von Pathogenen durch das angeborene Immunsystem und an der
Charakterisierung von Solute Carriers, haben Forscher aus der Gruppe um
Giulio Superti-Furga, Wissenschaftlicher Direktor von CeMM, untersucht,
wie SLC15A4 die Fähigkeit der TLRs zur Erkennung von Krankheitserregern
beeinflusst, um damit ein besseres Verständnis für seine Rolle in
Autoimmunerkrankungen und insbesondere bei SLE zu erzielen.

In ihrer Studie nahmen Erstautor Leonhard Heinz und das Team, zusammen mit
Forschern von Boehringer Ingelheim in Ridgefield, präzise Ermittlungen
vor, im Zuge derer sie bisherige Ergebnisse zu SLC15A4 und die Verbindung
zu dieser Gruppe speziell lokalisierter TLRs nicht als gegeben
voraussetzten. Mit Mitteln der Biochemie und Massenspektrometrie
bestimmten sie akribisch die molekularen Wechselwirkungen, an denen
SLC15A4 beteiligt war. Dies führte zur Identifizierung des bisher nicht
charakterisierten Proteins CXorf21, das den funktionell "verwaisten" Genen
zugerechnet wird, welche lediglich eine Nummer erhalten und dem
Ursprungschromosom zugeordnet werden. Das Gen war zuvor, wie SLC15A4, lose
mit SLE assoziiert worden.

Das Team zeigte, dass die Wechselwirkung zwischen TASL und SLC15A4 für die
Lokalisierung und Funktion des TASL-Proteins wesentlich war und konnte die
beteiligten Abschnitte beider Proteine präzise bestimmen. Ein
Heureka-Moment für das Verständnis des Proteins trat mit der Beobachtung ein, dass
TASL ein bestimmtes für die Rekrutierung und Aktivierung von IRF5
wesentliches Motiv beherbergt. "Nach STING, MAVS und TRIF ist das neue
Protein TASL der vierte Schlüssel-Adapter für angeborene Immunität als
Plattform für das Aufeinandertreffen einer Kinase und eines Genaktivators
aus der IRF-Familie", so Manuele Rebsamen, CeMM Senior Postdoctoral Fellow
und Projektleiter der Studie.

Diese Erkenntnisse werfen die Möglichkeit auf, dass eine pharmakologische
Beeinflussung des SLC15A4/TASL-Komplexes die Regulierung der TLR-Antworten
erlauben und folglich die Entzündungsreaktionen im Körper modulieren
könnte. "Es war uns klar, dass SLC15A4 in der endosomalen TLR-Funktion
eine Schlüsselrolle spielt und am Erkrankungsgeschehen beteiligt ist, aber
der zugrunde liegende Mechanismus wurde nicht verstanden. Das sind genau
die spannenden wissenschaftlichen Fragen, mit denen wir uns an unserem
Institut gerne beschäftigen", berichtet Giulio Superti-Furga,
Wissenschaftlicher Direktor von CeMM und Studienverantwortlicher. Er fügt
hinzu: "Wir freuen uns, dass die Vision, die wir mit Boehringer Ingelheim
teilen, nämlich dass es sich bei Solute Carriers um eine Gruppe
krankheitsrelevanter Proteine handelt, die einer näheren Erforschung
würdig ist, mit dieser erfolgreichen und spannenden Partnerschaft belohnt
wurde."

Diese Studie ist das Ergebnis einer Zusammenarbeit zwischen dem CeMM und
der Drug Concept Discovery Group unter der Leitung von Charles Whitehurst
und JangEun Lee im Immunology and Respiratory Diseases Department bei
Boehringer Ingelheim (Ridgefield, CT, USA). Die Forscher profitierten auch
von der Unterstützung der Proteomics and Metabolomics (Pro-Met-) Facility
und der Biomedical Sequencing Facility (BSF) am CeMM.

Die Studie "TASL is the SLC15A4-associated adaptor for IRF5 activation by
TLR7-9" wurde am 13. Mai 2020 im Fachjournal "Nature" veröffentlicht. 

DOI:
10.1038/s41586-020-2282-0.
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MELDUNG/1021: Kompetenznetz Public Health COVID-19 - Empfehlungen zum Umgang mit Corona-Falschnachrichten (idw)

Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 13.05.2020

Kompetenznetz Public Health COVID-19 veröffentlicht Empfehlungen zum Umgang mit Corona-Falschnachrichten



Falsche Informationen zu COVID-19 verbreiten sich in sozialen Medien immer
schneller. Was man zu Inhalten und Häufigkeit solcher Falschnachrichten
weiß und was sich im Umgang mit Fake News bewährt hat, das fasst jetzt ein
Fact Sheet des Kompetenznetzes zu COVID-19 zusammen. Seit heute ist es
unter 

https://www.public-health-covid19.de/images/2020/Ergebnisse/2020_05_11_Factsheet_Fake_News-V1.pdf
frei verfügbar.

Der WHO-Generalsekretär hat im Kontext mit COVID-19 den Begriff
"Infodemic" geprägt und meint damit die schädlichen Effekte vielfach
verbreiteter Falschnachrichten. Während der Corona-Krise kann die
Verbreitung falscher Nachrichten besonderen Schaden anrichten, denn
falsche Nachrichten über vermeintliche "Heilmittel" können Menschen zu
gefährlichen Handlungen motivieren. Aber auch viele Maßnahmen zur
Eindämmung der Pandemie funktionieren nur, wenn sie von einem möglichst
großen Teil der Bevölkerung umgesetzt werden. Falschnachrichten können das
Vertrauen in solche Maßnahmen und die Institutionen, die sie einführen und
durchsetzen sollen, untergraben, ihre Umsetzung gefährden und so die
Kontrolle des Infektionsgeschehens behindern.

Nach einer ausführlichen Sichtung der aktuellen wissenschaftlichen
Literatur leiten die Autor*innen der neuen Übersichtsarbeit vier
Kernaussagen ab:


	Menschen in Deutschland haben mehrheitlich ein gutes Wissen und Informationsverhalten zu COVID-19, sie vertrauen am ehesten der Wissenschaft und dem Wissenschaftsjournalismus.

	Falschnachrichten kommen in allen Medien vor, richten Schaden an, beziehen sich häufig auf Regierungen und internationale Organisationen (z.B. WHO) und werden durch die Social Media Plattformen nicht konsistent gelöscht oder richtiggestellt.

	Das Richtigstellen von Falschnachrichten ist vermutlich wirksam, möglicherweise aber nicht bei allen Zielgruppen; es zeigte in den Studien keine unerwünschten Wirkungen.

	Richtigstellungen sollten von unabhängigen wissenschaftlichen und journalistischen Institutionen vorgenommen werden. Diese sollten gestärkt und unterstützt werden.



Auch wenn die verfügbare Literatur einige Fragen offen lässt, so scheint
zügiges und koordiniertes Handeln angesichts der aktuellen
gesellschaftlichen Entwicklungen wichtig.

Die Autor*innen fordern, zügig eine nationale Strategie zum Umgang mit
Falschnachrichten zu entwickeln und an diesem Prozess alle wichtigen
Akteur*innen wie Vertreter*innen der Politik, der Wissenschaft und der
Medien zu beteiligen.

Das Kompetenznetz Public Health zu COVID-19 ist ein Ad hoc-Zusammenschluss
von über 25 wissenschaftlichen Fachgesellschaften und Verbänden aus dem
Bereich Public Health, die hier ihre, methodische, epidemiologische,
statistische, sozialwissenschaftliche und (bevölkerungs-)medizinische
Fachkenntnis bündeln. Gemeinsam vertreten wir mehrere Tausend
Wissenschaftler*innen aus Deutschland, Österreich und der Schweiz.

Ziel ist es, schnell sowie flexibel interdisziplinäre Expertise zu
COVID-19 für die aktuelle Diskussion und Entscheidungsfindung zur
Verfügung zu stellen. Dafür werden wissenschaftliche Erkenntnisse
zusammengestellt, aufbereitet und in möglichst leicht verständlicher Form
verbreitet. Je nach Thema und Zielgruppe nutzen wir unterschiedliche
Formate wie z.B. Rahmenpapiere, Fact Sheets oder Policy Briefs.


Originalpublikation:

Fact Sheet Umgang mit Falschinformationen in den Medien 

https://www.public-health-covid19.de/images/2020/Ergebnisse/2020_05_11_Factsheet_Fake_News-V1.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 13.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Kuba schreitet zur Rettung, aber erzählt nicht der amerikanischen
Bevölkerung davon

Von Medea Benjamin, Codepink, 16. Mai 2020



Während Bernie Sanders einen politischen Preis dafür bezahlte,
etwas Positives über Kubas Alphabetisierungsprogramm zu äußern, hat
die aktuelle Pandemie der ganzen Welt die heldenhafte Seite des
kubanischen Gesundheitssystems vor Augen geführt.

Ich begegnete diesem Heroismus aus erster Hand, als ich mit
kubanischen Ärzten in armen abgelegenen Dörfern in Afrika gearbeitet
habe. Es waren die 1970er Jahre, und ich war eine junge Frau, als
Ernährungswissenschaftlerin bei der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der UNO angestellt. Meine Kollegen waren
gute Menschen, die dabei halfen, hungrige Kinder zu ernähren. Außerdem
bekamen sie hohe Gehälter und lebten einen wohlhabenden Lebensstil,
den sie sich zu Hause nie leisten konnten. Die Kubaner waren anders.
Sie lebten einfach, arbeiteten unter härtesten Bedingungen und
verdienten so gut wie gar nichts für ihre Dienste. Ihre Motivation lag
lediglich darin, Menschen in Not zu helfen.

Sie nannten es Internationalismus und meinten, es sei ihre
revolutionäre Pflicht, ihre Schulden an die Gesellschaft
zurückzuzahlen. Dabei zitierten sie Che Guevara: "Das Leben eines
einzelnen Menschen ist eine Million Mal mehr wert, als der gesamte
Besitz des reichsten Mannes der Erde."

Ich wurde inspiriert und zog schließlich nach Kuba. Vier Jahre, eine
Ehe und ein Baby später, wurde ich von der kubanischen Regierung dafür
beschuldigt, revolutionskritische Artikel zu schreiben, weswegen man
mich deportierte. Sicherlich sah und erlebte ich Aspekte des
kubanischen Systems, die mir nicht gefallen haben, aber ich verlor nie
meine Bewunderung für das öffentliche Gesundheitssystem des Landes und
dessen Einsatzbereitschaft zur internationalen Solidarität.

Es ist wirklich inspirierend, dass diese kleine, arme Insel über
grundlegende Gesundheitsindikatoren verfügt, die denen der reichsten
Länder entsprechen oder diese sogar übertreffen. Dies ist umso
bemerkenswerter, nachdem Kuba sechzig Jahre lang mit einer brutalen
US-Blockade und Sanktionen konfrontiert war. Kubas
Säuglingssterblichkeitsrate ist mit 4 pro 1.000 Lebendgeburten
niedriger als in den Vereinigten Staaten - und das laut CIA! Es gibt
wenig Essen in den Ladenregalen und Engpässe in den Apotheken, aber,
wie die Kubaner sagen: "Wir leben wie arme Leute, aber sterben wie
reiche Leute." Das hängt damit zusammen, dass ihre Lebenserwartung mit
79 Jahren die gleiche ist wie in den Vereinigten Staaten, obwohl Kuba
weniger als etwa 800 Dollar pro Person und Jahr für die
Gesundheitsversorgung ausgibt, verglichen mit 11.000 Dollar in den
Vereinigten Staaten.

Wie der Großteil der Welt kämpft Kube zurzeit mit dem Coronavirus. Bis
zum 20. April gab es 1.137 bestätigte Fälle mit 38 Todesfällen. Aber
Kubas freies und universelles Gesundheitssystem, einschließlich eines
robusten Kaders von Gesundheitsfachkräften, versetzt die Insel in eine
bessere Position zur Bewältigung dieser Krise als die meisten Länder.
Mit seinem intensiven Fokus auf die Ausbildung von
Gesundheitsfachleuten hat Kuba die höchste Ärztedichte der Welt. Das
Verhältnis von medizinischen Fachkräften und Patienten ist etwa
dreimal so hoch wie in den Vereinigten Staaten.

Kuba bildet jedoch nicht nur seine eigenen Ärzte aus, sondern Ärzte
aus aller Welt. Auf der Insel, mit nur elf Millionen Einwohnern,
befindet sich die weltweit größte internationale medizinische
Fakultät, die Lateinamerikanische Schule für Medizin (ELAM). Seit
ihrer Gründung im Jahr 1999 bildete die Fakultät über 35.000 junge
Menschen aus 138 Ländern aus, darunter auch die Vereinigten Staaten.
Und hier ist der Clou: Es kostet nichts.

Pastors for Peace, die Gruppe, die US-Studenten aus den "ärmlichsten
und bedürftigsten" Gemeinden auswählt, sagt, dass die Stipendien das
volle Schulgeld, Wohnheime, drei Mahlzeiten pro Tag, Schulbücher,
Schuluniformen und ein kleines monatliches Gehalt umfassen. Während
die Absolventen der medizinischen Fakultäten der USA mit
sechsstelligen Schulden das Studium verlassen, ist die einzige
Verschuldung der ELAM-Absolventen die Verpflichtung, Medizin in
einkommensschwachen und medizinisch unterversorgten Gemeinden zu
praktizieren. Aus diesem Grund findet man ELAM-Absolventen wie Dr.
Melissa Barbar heute an der Frontlinie in der Bronx im Kampf gegen das
Coronavirus.

Wenn dich das nicht emotional macht, dann sieh dir die Ärztebrigade
an, die zu internationalen Missionen in das am stärksten von Covid-19
betroffene Gebiet Italiens, die Lombardei, aufbricht. "Wir sind keine
Helden", sagte der Intensivmediziner Leonardo Fernandez gegenüber
Reuters, als die erste Brigade Havanna verließ. "Wir sind
revolutionäre Ärzte." Am 1. April hatte Kuba 800 medizinische
Fachkräfte zum Kampf gegen Covid-19 in 16 Länder, von Angola bis
Andorra, entsandt, und weitere sind auf dem Weg.

Medizinische Versorgung war für Kuba ein Markenzeichen der Revolution:
Hilfe für Erdbebenopfer in Chile 1963; Nicaraguaner und Honduraner die
1998 vom Hurrikan Mitch verwüstet wurden; Tsunami-Opfer in Indonesien
2004; Haitianer nach dem katastrophalen Erdbeben von 2010 und dem
anschließenden Cholera-Ausbruch. Außerdem wurden Teams nach Liberia,
Guinea und Sierra Leone entsandt, um 2014 gegen Ebola zu kämpfen.

Nach und nach reagierte die "Armee der Weißkittel" wie Fidel Castro
sie nannte, nicht nur auf Notfälle in Übersee, sondern begann auch,
als Hausärzte in armen Gemeinden auf der ganzen Welt zu dienen. Dabei
zahlen ärmere Länder lediglich die Ausgaben der Mediziner-Teams oder
sie bemühen sich um internationale Unterstützung, um Kuba zu
entschädigen; wohlhabendere Länder zahlen mehr.

Aber das Trump-Kabinett stellt eine bedeutende Herausforderung für die
kubanischen Sozialprogramme dar. Als er an die Macht kam, startete
seine Regierung einen Generalangriff auf die kubanische Wirtschaft:
Sie verhängte neue Beschränkungen für Reisen aus den USA auf die
Insel, verringerte die Zahl der Überweisungen, die kubanische
Amerikaner nach Hause schicken konnten, behinderte den Transport
venezolanischen Öls auf die Insel und versuchte, die medizinischen
Kooperationen Kubas zu sabotieren.

Anti-Kuba-Eiferer im Trump-Kabinett haben kubanische Ärzte, die im
Ausland arbeiten, zum Überlaufen verleitet, Journalisten dafür
bezahlt, negative Geschichten zu schreiben, Kubanern, die für das
Programm verantwortlich sind, Sanktionen auferlegt und Länder unter
Druck gesetzt, um kubanische Ärzte auszuweisen.

Der Kern des Angriffs bestand darin, das Programm als eine Form der
modernen Sklaverei darzustellen, da die Ärzte nur etwa ein Viertel des
Geldes erhalten, das die Länder für ihre Dienste bezahlen. Jedoch
stellen sich die kubanischen Gesundheitsfachkräfte freiwillig für
diese Einsätze zur Verfügung - sie wollen die Erfahrung machen, sie
verdienen viel mehr als sie es zu Hause tun würden, und wissen dass
der Rest des Geldes zur Unterstützung des nationalen
Gesundheitssystems Kubas verwendet wird.

Dem Trump-Kabinett ist es gelungen, die rechten Regierungen, die seit
2018 in Bolivien, Brasilien und Ecuador an die Macht kamen, davon zu
überzeugen, etwa 9.000 Kubaner zu entlassen. In einer tragischen
Wendung werden nun dieselben Länder mit dem Coronavirus überhäuft und
beklagen den Verlust von erfahrenen Fachleuten.

Während wir uns durch diese Krise bewegen, sehen wir das Trauerspiel
der reichen Supermächte mit ihren privatisierten, dysfunktionalen
Gesundheitssystem, das seine Bevölkerung im Stich lässt, während ihr
verarmter Nachbar - unter ständigem Angriff der Supermacht - der
ganzen Welt hilft. Wir sehen Trump, wie er verzweifelt von seiner
katastrophalen Verpfuschung dieser Pandemie ablenkt, wozu auch gehört,
dass er die WHO nicht mehr finanziell unterstützt, was, wie ein
angesehener medizinischer Redakteur es nannte, ein "entsetzlicher
Verrat an globaler Solidarität" ist, während Kubas Armee der
Weißkittel zur Verkörperung der globalen Solidarität geworden ist.

Aber wenn du ein Amerikaner mit politischen Ambitionen bist, solltest
du es dir vielleicht zweimal überlegen, bevor du etwas Gutes über das
kubanische Gesundheitssystem sagst.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Maria Kaschner
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Über die Autorin

Medea Benjamin ist Mitbegründerin von CODEPINK for Peace und Autorin
mehrerer Bücher, darunter Inside Iran: Die wahre Geschichte und
Politik der Islamischen Republik Iran.




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Interview mit Professor Zhang zum chinesischen Umgang mit COVID-19

Von Pía Figueroa, 15. Mai 2020



Wir hatten die Gelegenheit, Professor Zhang, der in der
Infektionsabteilung des Gesundheitssystems in der Stadt Chongqing in
China arbeitet, zu interviewen, um ihn als Experten und Teil des
Teams, das die Provinz Hubei unterstützt, über die wichtigsten
Maßnahmen zu befragen, die in China zur Verhinderung der massiven
Ausbreitung von Infektionen umgesetzt wurden, und die andere Länder
derzeit nicht korrekt oder nur sehr locker umsetzen.

Prof. Zhang: Meiner Meinung nach haben wir erstens in der frühen Phase
des Ausbruchs sehr strenge Beschränkungen eingeführt. Die Städte
wurden abgeriegelt. Eingehende und ausgehende Transporte wurden
eingestellt. Schulen und öffentliche Einrichtungen wurden ebenfalls
geschlossen. Die Ferien zum Frühlingsfest wurden verlängert, und die
Menschen wurden gebeten, zu Hause zu bleiben. Striktes Social
Distancing (räumliche Distanzierung) verringerte die Ausbreitung des
Virus. Zweitens wurden das medizinische Personal und die medizinische
Ausrüstung aufgrund des Mangels an medizinischen Ressourcen in der
Provinz Hubei neu eingeteilt. Drittens bauten wir so schnell wie
möglich provisorische Krankenhäuser in Wuhan und wandelten auch
Stadien in mobile Kabinenkrankenhäuser um, so dass wir mehr Betten für
die medizinische Versorgung der Patienten zur Verfügung hatten.

Im letzten Fall, mit einem umfassenderen Verständnis für die
epidemischen Merkmale und klinischen Erscheinungen von COVID-19,
stellen wir fest, dass der Verlauf der Epidemie immer unklarer wurde
und es eine Gruppe von Menschen gab, die mit SARS-CoV-2 infiziert
waren, die dazu neigte, asymptomatisch zu sein, wobei die Möglichkeit
eines falschen negativen Nukleinsäuretests besteht. Deshalb haben wir
unsere vorläufigen Leitlinien mehrmals geändert, um unsere klinische
Praxis besser zu gestalten, und wir haben die
Nukleinsäure-Nachweisrate für Menschen in Hochrisikogebieten erhöht,
um die Infizierten von den Gesunden so weit wie möglich unterscheiden
zu können. Die bestätigten Fälle schickten wir je nach Schwere der
Erkrankung in verschiedene ausgewiesene Krankenhäuser. Was die
Verdachtsfälle betraf, so wurden sie gebeten, sich 14 Tage lang in
einem ausgewiesenen Hotel unter Quarantäne zu stellen. Zusammenfassend
lässt sich sagen, dass wir einerseits Maßnahmen ergriffen haben, um
die Ausbreitung des Virus einzuschränken oder zu verlangsamen,
andererseits haben wir die medizinischen Ressourcen unseres Landes
bestmöglich genutzt, um sicherzustellen, dass die Mehrheit der
Patienten eine gute Behandlung erhält.

Pressenza: Sind Kinder nur Träger des Virus oder sind sie in China
auch erkrankt?

Prof. Zhang: Bestehende Studien haben gezeigt, dass Menschen
verschiedener Altersgruppen alle anfällig für dieses neuartige
Coronavirus (SARS-CoV-2) sind. Kinder können nicht nur Überträger
sein, sondern bei einer Infektion auch erkranken. Das Chinesische
Zentrum für Seuchenkontrolle und -prävention hat bis zum 8. Februar
2020 731 Fälle von COVID-19 bei Kindern unter achtzehn Jahren
(darunter 21 schwere Fälle) und 86 Fälle bei Kindern unter einem Jahr
festgestellt. Chinesische Studien haben auch gezeigt, dass weniger als
1% der bestätigten COVID-19-Patienten Kinder unter zehn Jahren waren.
Was den Schweregrad der Krankheit betrifft, so waren die meisten Fälle
bei Kindern mit COVID-19 mild oder atypisch.

Pressenza: Warum sind ältere Menschen am anfälligsten für das
Coronavirus?

Prof. Zhang: Eine Studie mit 1099 im Labor bestätigten
COVID-19-Patienten aus 552 Krankenhäusern auf dem chinesischen
Festland zeigte, dass das Durchschnittsalter der schweren Fälle sieben
Jahre älter war als das der nicht-schweren Fälle. Eine andere Studie
ergab auch, dass die Nicht-Überlebenden unter den schwerkranken
COVID-19-Patienten älter waren als die Überlebenden. Diese Daten
deuten beide darauf hin, dass ältere Menschen eine schlechtere
Prognose haben könnten. Der genaue Mechanismus, warum ältere Menschen
am anfälligsten für SARS-CoV-2 sind, bedarf noch weiterer Überprüfung
und Untersuchung, aber die meisten Experten sind der Meinung, dass
ältere Menschen im Vergleich zu jungen Menschen in der Regel ein
geschwächtes Immunsystem haben, und dass sie eher zu Vorerkrankungen
wie Herz- und Lungenkrankheiten, Diabetes oder Nierenerkrankungen
neigen, die zu einem schnelleren Krankheitsverlauf führen und sie
anfälliger für schwere Fälle machen können.

Pressenza: Wie lange ist es Ihrer Meinung nach notwendig, ab dem
Zeitpunkt des ersten Infektionsfalls an einem Ort Social
Distancing-Maßnahmen durchzuführen?

Prof. Zhang: Was die Maßnahmen zur räumlichen Distanzierung anbelangt,
so sind wir aufgrund der Erfahrungen in China der Meinung, wie es auch
Studien zeigen, dass sie umso besser die Ausbreitung des Virus
verhindern können, je früher sie durchgeführt werden. Maßnahmen zur
sozialen Distanzierung verschaffen medizinischen Einrichtungen und
medizinischen Personal mehr Zeit, um infizierte Patienten aufzunehmen
und zu heilen, und tragen dazu bei, die Ausbreitung des Virus an
anderen Orten zu verzögern. Was jedoch die Dauer der Zeit angeht, ist
es schwierig, genau vorherzusagen, wie lange die Maßnahmen
durchgeführt werden sollten. Es ist eine komplexe Frage, die auch die
Wiederaufnahme von Arbeit und die medizinische Situation nach dem
Virus miteinbeziehen muss.

Pressenza: Was ist die Lehre, die wir aus Chinas Erfahrungen ziehen
können?

Prof. Zhang: China hat bei COVID-19 umfangreiche Erfahrungen
gesammelt. Ein Bereich, in dem China sehr effektiv war, war die
Umsetzung einer differenzierten, standortspezifischen Reaktion auf die
Begrenzung der Übertragung, die Maßnahmen im Bereich der öffentlichen
Gesundheit waren auf die unterschiedlichen Gegebenheiten vor Ort
zugeschnitten. Die Maßnahmen in Wuhan zum Beispiel unterschieden sich
stark von denen, die an Orten wie Shanghai oder in anderen Städten
durchgeführt wurden. Das Wichtigste bei diesem Virus ist, dass China
die Gesundheit jedes Einzelnen als wichtig erachtet, so dass wir zwar
die Wirtschaft, aber nicht die Menschen gefährden durften. Aber wir
müssen wissen, dass dies eine wichtige Lektion für alle ist - es gibt
keine Einheitslösung. Wir wissen, dass die Situation in jedem Land
anders ist. Die Gegenmaßnahmen müssen sorgfältig auf den lokalen
Kontext zugeschnitten sein.

Pressenza: Wie wird diese Pandemie Ihrer Meinung nach enden, und
wann können wir sie international als beendet betrachten, wie es auch
bei vielen anderen Krankheiten der Fall ist, die zwar einige Menschen
betreffen, aber keine Massenausmaße erreichen?

Prof. Zhang: Wir können nicht sagen, wann diese Pandemie international
zu Ende sein wird, da wir immer noch dazulernen und verschiedene
Regionen und Länder unterschiedliche Maßnahmen implementieren. Es ist
jedoch von wesentlicher Bedeutung, dass die Länder zusammenarbeiten,
um Erfahrungen und neue Erkenntnisse auszutauschen und einen agilen
und reaktionsfähigen Ansatz zu entwickeln, bei dem die Leitlinien und
Maßnahmen jeder Region und jedes Landes schnell angepasst werden
können, wenn das Verständnis des Virus im lokalen Kontext wächst. Die
Länder müssen voneinander lernen, damit die Welt ein möglichst breites
Spektrum an Maßnahmen zur Bekämpfung dieses Virus in unterschiedlichen
Kontexten entwickeln kann.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Mai Ly Nguyen
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Über die Autorin

Pía Figueroa, Co-Direktorin von Pressenza, langjährige Humanistin,
Autorin etlicher Monografien und Bücher.
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Ärzte ohne Grenzen - 15. Mai 2020

Afghanistan: Hebamme von Ärzte ohne Grenzen bei Angriff auf Geburtsstation in Kabul getötet 

Augenzeugenbericht: "Die Angreifer kamen, um die Mütter zu töten"



Eine Hebamme der Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen wurde am
Dienstag beim Angriff auf das Krankenhaus Dasht-e-Barchi in Kabul
getötet. Die Organisation erlangte am Donnerstag Gewissheit über den
Tod der afghanischen Mitarbeiterin.


Augenzeugenbericht des Landeskoordinators von Ärzte ohne
Grenzen, Frederic Bonnot, der sich während des Angriffs in dem Krankenhaus befand:

"Sie kamen, um die Mütter zu töten"

In den Tagen nach dem Angriff auf das Dasht-e-Barchi Krankenhaus in
Kabul ist klargeworden, dass das, was am 12. Mai geschah, ein
vorsätzlicher Angriff auf eine Geburtsklinik war - mit dem Ziel,
kaltblütig Mütter zu töten. "Ich ging am Tag nach dem Angriff zurück,
und was ich auf der Entbindungsstation sah, zeigt, dass hier gezielt
Mütter erschossen wurden", sagt Frederic Bonnot, der Landeskoordinator
von Ärzte ohne Grenzen in Afghanistan. "Die Angreifer sind durch die
Räume gegangen und haben Mütter in ihren Betten erschossen.
Systematisch. Was ich vorfand, waren Einschusslöcher in den Wänden,
blutverschmierte Böden, ausgebrannte Fahrzeuge und zersplitterte
Fenster, durch die hindurch geschossen wurde."

Offizielle Zahlen sprechen von 24 Toten und mehr als 20 Verletzten,
mehrheitlich Patientinnen. Ärzte ohne Grenzen unterstützt die
Einrichtung seit sechs Jahren. Zum Zeitpunkt des Angriffs lagen 26
Mütter auf der Station: Zehn von ihnen gelang es, zusammen mit vielen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in sicheren Räumen Unterschlupf zu
finden. 16 Mütter waren dem Angriff ungeschützt ausgesetzt. Keine von
ihnen blieb verschont: Elf wurden getötet, drei von ihnen im Kreißsaal
mit ihren ungeborenen Babys, und fünf wurden verletzt. Unter den Toten
sind zwei kleine Jungen und eine afghanische Hebamme von Ärzte ohne
Grenzen. Neben drei afghanischen Angestellten von Ärzte ohne Grenzen
wurden zwei Neugeborene verletzt, von denen eines nach einem Schuss
ins Bein für eine Notoperation in ein anderes Krankenhaus verlegt
wurde.

Die Angreifer stürmten kurz nach zehn Uhr vormittags durch das
Haupttor in das Krankenhaus. Mitarbeiter von Ärzte ohne Grenzen
beobachteten, dass sie von dort aus direkt auf die Geburtsstation
zusteuerten, obwohl andere Stationen und Gebäude näher lagen.

Es folgten vier Stunden des Horrors, in denen Patientinnen und
Angestellte des Krankenhauses verzweifelt Schutz suchten. "Während des
Angriffs hörten wir aus unserem Schutzraum überall Schüsse und auch
Explosionen", beschreibt Frederic Bonnot. "Es war schockierend. Wir
wissen, dass in dieser Gegend Angriffe geschehen waren, aber niemand
konnte sich ausmalen, dass sie eine Geburtsstation angreifen würden.
Sie kamen, um die Mütter zu töten."

Im Krankenhaus arbeiteten 102 afghanische Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Ärzte ohne Grenzen sowie ein paar internationale
Mitarbeiter. In dem Chaos während des Angriffs und danach war es
außerordentlich schwierig, sich einen Überblick über ihren Verbleib
und den der Patientinnen zu verschaffen, da die Menschen wegliefen, um
Schutz zu finden, und da viele Mütter eilig in andere Kliniken verlegt
wurden. "Dieses Land ist leider entsetzliche Angriffe gewöhnt", sagt
Bonnot. "Aber was am Dienstag passierte, dafür fehlen mir die Worte."


Ärzte ohne Grenzen leistet seit 1980 medizinische Hilfe in
Afghanistan. Nach der Ermordung von fünf Mitarbeitern in der Provinz
Badghis im Jahr 2004 zog sich die Organisation für fünf Jahre aus dem
Land zurück. Ärzte ohne Grenzen betreibt sechs Projekte in sechs
verschiedenen Provinzen des Landes. Im vergangenen Jahr behandelten
die Teams mehr als 100.000 Patienten ambulant, begleiteten mehr als
60.000 Geburten und nahmen fast 10.000 Operationen vor. Ärzte ohne
Grenzen finanziert die Projekte ausschließlich aus Privatspenden und
akzeptiert dafür keine Regierungsgelder.

 * 
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FORSCHUNG/856: Die gleichzeitige Bekämpfung der COVID-19 Pandemie und der großen Volkskrankheiten - Ein Balanceakt (idw)

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 14.05.2020

Die gleichzeitige Bekämpfung der COVID-19 Pandemie und der großen Volkskrankheiten: Ein Balanceakt



Wissenschaft, Politik und Geldgeber stehen vor einer großen
Herausforderung: Während sie die COVID-19-Pandemie so schnell wie möglich
und mit noch mehr Mitteln eindämmen sollen, müssen sie sich auch um die
wachsende Bedrohung durch andere Krankheiten kümmern. Dieser Balanceakt
und die Reaktion der Forschungsgemeinschaft werden für die weltweite
Gesundheitslage der nächsten Jahre richtungsweisend sein, argumentieren
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München
und des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) in einem Kommentar in der
aktuellen Ausgabe des Fachjournals Cell.

Die Welt befindet sich mit dieser Pandemie in einer beispielslosen Lage.
Betrachte man, wie führende Forschungseinrichtungen aller Fachrichtungen
derzeit aktiv zusammenarbeiten um Lösungen aus der Krise zu finden, gäbe
dies Anlass zu Mut und Hoffnung, so die Autorinnen und Autoren des
Kommentars. "Dies bedeutet jedoch nicht, dass wir bekannte
Herausforderungen, die für viele Milliarden Menschen lebensbedrohlich sind
oder ihre Lebensqualität deutlich beeinflussen, aus den Augen verlieren
dürfen. Es wäre riskant, jahrzehntelange intensive Grundlagenforschung
sowie translationale und klinische Forschung jetzt zu unterbrechen und
damit eventuell deren Erfolg zu gefährden", mahnt Prof. Matthias Tschöp,
wissenschaftlicher Geschäftsführer des Helmholtz Zentrums München. "Es ist
Aufgabe der Forschungsgemeinschaft angesichts der Gesamtheit aller akuten
und künftigen Bedrohungen vernünftig und vorausschauend zu handeln. Wir
müssen uns erneuern und dabei können wir von den Erfahrungen mit der
Corona-Pandemie viel lernen."

Bedrohung der großen Volkskrankheiten wächst

Dabei bezieht sich der Kommentar insbesondere auf chronische Krankheiten
wie Diabetes und Krebs, die nach wie vor weltweit die Hauptursachen für
Tod, Behinderung und Verlust an Lebensqualität darstellen. So sind heute
beispielsweise mehr als 400 Millionen Menschen an Typ-2-Diabetes erkrankt.
Damit zusammenhängende Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind die
Haupttodesursache in den westlichen Gesellschaften. Bis zum Jahr 2040 wird
die Anzahl neuer Krebserkrankungen jährlich von aktuell 18 Millionen auf
rund 30 Millionen steigen.

Chancen müssen voll ausgeschöpft werden

Den Autorinnen und Autoren des Kommentars zufolge habe die COVID-19-Krise
die Forschungsgemeinschaft bereits verändert. Einige dieser Veränderungen
könnten helfen, um auch mit anderen Herausforderungen für unsere
Gesundheit besser umzugehen. So arbeiten internationale Forschungsteams
gerade über Organisationen, Fachrichtungen und Grenzen hinweg gemeinsam an
einem Ziel statt im Wettbewerb. Aufsichtsbehörden haben ihre Prozesse
beschleunigt und Daten werden so schnell wie noch nie untereinander
geteilt und zur Verfügung gestellt

"Die aktuelle COVID-19-Krise lehrt uns, dass wir in einer globalen
Gesellschaft intelligente, nachhaltige, ausgewogene und gemeinsame
Investitionen zur Verbesserung unserer Gesundheit brauchen. Bestenfalls
sollten alle Bereiche der biomedizinischen Forschung von dieser
Entwicklung profitieren. Denn der Weg zur Prävention und Auslöschung
vieler der weltweit größten Bedrohungen für unsere Gesundheit erlaubt
keinen Schritt zurück", betont Prof. Eleftheria Zeggini, Direktorin des
Instituts für Translationale Genomik am Helmholtz Zentrum München.


Helmholtz Zentrum München

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Forschungszentrum die Mission,
personalisierte medizinische Lösungen zur Prävention und Therapie von
umweltbedingten Krankheiten für eine gesündere Gesellschaft in einer sich
schnell verändernden Welt zu entwickeln. Der Hauptsitz des Zentrums liegt
in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum München
beschäftigt rund 2.500 Mitarbeitende und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands mit mehr
als 40.000 Mitarbeitenden in 19 Forschungszentren.
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HERZ/1252: Klappenersatz bei Aortenstenose - Neue Erkenntnisse über den Behandlungserfolg von TAVI (idw)

Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 13.05.2020

Klappenersatz bei Aortenstenose: Neue Erkenntnisse über den Behandlungserfolg von TAVI



Neue Erkenntnisse über Einflüsse von
Transkatheter-Aortenklappenimplantation (TAVI) auf den Behandlungserfolg bei
Patient*innen mit Aortenstenose. Ergebnisse der seit 2017 vom Herzzentrum
der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) durchgeführten Studie im
renommierten European Heart Journal veröffentlicht.

(umg) Die Aortenklappenstenose ist die häufigste Herzklappenerkrankung im
höheren Erwachsenenalter. Ist die Aortenklappe verengt, kann das Blut
nicht mehr ausreichend in den Körper gepumpt werden. Hierdurch kommt es
bei den Betroffenen häufig zu Luftnot, starken Brustschmerzen und
Schwindel bis hin zur Bewusstlosigkeit. Um das Herz-Kreislauf-System bei
einer Mehrbelastung zu stabilisieren, passt sich der Herzmuskel an
(Kardiales Remodeling). Bei einer Aortenstenose wird die Belastung
chronisch und es kann zu einer fortschreitenden krankhaften Veränderung
des Herzmuskels kommen. Diese zeigt sich unter anderem als eine sogenannte
Myokardfibrose: Dabei wird das gesunde Herzgewebe durch funktionsloses
Bindegewebe ersetzt und der Muskel verhärtet. Eine chronische
Herzschwäche ist die Folge. Daher sollte eine fortgeschrittene
Aortenstenose schnell behandelt werden.

In den vergangenen zehn Jahren hat sich der kathetergestützte
Aortenklappenersatz (TAVI) über die Leistenarterie als Alternative zum
chirurgischen Eingriff bei einer fortgeschrittenen Aortenstenose
durchgesetzt. Bei diesem besonders schonenden Verfahren wird die verkalkte
Aortenklappe zur Seite gedrückt und eine neue Herzklappe mittels Katheter
in Position gebracht.

Ärzt*innen des Herzzentrums der UMG haben seit 2017 in einer Studie
untersucht, welchen Einfluss die Myokardfibrose auf die Umbauprozesse des
Herzens hat und wie sie sich auf die Behandlungsergebnisse von
Patient*innen mit schwerer Aortenstenose nach einer TAVI auswirkt. Dabei
fanden sie heraus: Die krankhafte Vermehrung des Bindegewebes im Herzen
scheint eine wichtige Rolle für die Überlebenswahrscheinlichkeit nach
einer TAVI-Prozedur darzustellen und verlangsamt die Rückbauprozesse des
Herzens. Die Ergebnisse wurden nun im renommierten European Heart Journal
veröffentlicht.

"Die Ära der Katheter-basierten Herzklappenimplantation hat die
Charakteristika der Aortenstenose-Patienten demografisch und klinisch
stark verändert. Wir behandeln zunehmend ältere und krankere Patienten.
Jedoch lagen bislang keine Daten vor, die den Einfluss der Myokardfibrose
auf die Ergebnisse des TAVI-Verfahrens auswerten und bewerten. Jetzt haben
wir einen neuen therapeutischen Ansatzpunkt und werden umgehend eine
Therapiestudie in Ergänzung zum Klappenersatz beginnen", sagt Prof. Dr.
Gerd Hasenfuß, Direktor der Klinik für Kardiologie und Pneumologie,
Vorsitzender des Herzzentrums der UMG und Letztautor der Studie.

Studienablauf

100 Studien-Patient*innen wurde während des kathetergestützten
Aortenklappenersatzes (TAVI) zusätzlich eine Gewebeprobe aus der linken
Herzhauptkammer entnommen. Die Probe diente dazu, einen möglichen
Zusammenhang zwischen der Myokardfibrose, dem Remodeling und den
klinischen Ergebnissen nach TAVI zu untersuchen. Nach histologischer
Auswertung der Gewebeproben wurde der Langzeitverlauf von Patient*innen
mit prozentualem Fibroseanteil in der oberen Hälfte aller gemessenen Werte
mit dem von Patient*innen in der unteren Hälfte (d.h. oberhalb und
unterhalb des Zentralwertes bzw. Medians) verglichen. Dabei wurde
herausgefunden, dass Personen mit Myokardfibrose oberhalb des Medians ein
sehr viel höheres Risiko hatten, im Verlauf nach TAVI an einer
Herz-Kreislauf-bedingten Ursache zu versterben. So lag die kardiovaskuläre
Sterblichkeit im ersten Jahr nach TAVI bei Patient*innen mit
Myokardfibrose oberhalb des Medians bei 26,5 Prozent, bei denjenigen mit
Werten unterhalb des Medians betrug sie nur 2 Prozent.

Zudem zeigte sich, dass die Myokardfibrose zwar eine Verzögerung bei der
Normalisierung des Aufbaus und der Funktion des Herzmuskels verursachte.
Die TAVI-Prozedur aber selbst rief bei Patient*innen mit einer Fibrose
oberhalb des Zentralwertes aller im Studienkollektiv ermittelten
Fibrosewerte eine signifikante Verbesserung hervor.

Neuer therapeutischer Ansatz

Den Ergebnissen zufolge scheint der Zustand des Herzmuskels eine viel
bedeutendere Rolle für das Überleben nach einem Klappenersatz zu spielen
als bisher angenommen. Die Aortenstenose ist nicht nur eine
Klappenerkrankung, sie ist auch eine Erkrankung der linken Hauptkammer.
"Mit diesen Ergebnissen sollte ein neuer therapeutischer Ansatz erwogen
werden, um das Langzeitüberleben von Patient*innen nach TAVI zu
verbessern. In der Vergangenheit scheinen wir der linken Herzkammer nach
TAVI zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet zu haben. Bislang gibt es keine
konkrete Behandlung der Myokardfibrose, daher sollten anti-fibrotische
Medikationen unbedingt in zukünftigen Studien getestet werden", sagt Prof.
Dr. Miriam Puls, Oberärztin der Klinik für Kardiologie und Pneumologie der
UMG und Erstautorin der Studie.
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INFEKTION/1867: COVID-19-Studie - Neuartiges Virus befällt als "Multiorganvirus" zahlreiche Organe (idw)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 14.05.2020

UKE-Studie: Neuartiges Corona-Virus befällt als "Multiorganvirus" zahlreiche Organe



Das neuartige Corona-Virus (SARS-CoV-2) ist kein reines Atemwegsvirus. Es
ist neben der Lunge auch in zahlreichen anderen Organen und Organsystemen
zu finden - so zum Beispiel auch in der Niere, wo es direkt für die
häufigen Schäden bei einer COVID-19-Infektion verantwortlich sein könnte.
Das fanden Forschende des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) in
einer Studie heraus. Die Ergebnisse liefern somit Hinweise für
Früherkennungsuntersuchungen und auch mögliche Folgeschäden einer
COVID-19-Infektion. Die Nierenexperten, Mikrobiologen und Rechtsmediziner
des UKE analysierten in ihrer Studie die Autopsie-Ergebnisse von 27 an
einer COVID-19-Infektion Verstorbenen.

Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie in der aktuellen Ausgabe der
renommierten Fachzeitschrift New England Journal of Medicine.

Konkret konnten die Wissenschaftler den SARS-CoV-2-Erreger in der Lunge,
im Rachen, im Herz, in der Leber, im Gehirn und in den Nieren nachweisen.
Die höchsten Konzentrationen des Virus pro Zelle fanden sie in den
Atemwegen, gefolgt von Niere, Herz, Leber, Gehirn und Blut.

"SARS-CoV-2 ist ein 'Multiorganvirus', das zahlreiche Organe betrifft.
Dies könnte ein Erklärungsansatz für das mitunter breite Symptomspektrum
sein, das sich bei COVID-19-Infektionen zeigt. Nach dem Atemtrakt werden
vor allem auch die Nieren von SARS-CoV-2-Erregern befallen. Dies ist die
wahrscheinliche Erklärung dafür, dass sehr viele der Patientinnen und
Patienten Auffälligkeiten im Urin haben. Zudem könnte dies die extrem hohe
Rate von bis zu 50 Prozent an akuten Nierenversagen bei
COVID-19-Infektionen erklären", sagt der Leiter der Studie Prof. Dr.
Tobias B. Huber, Direktor der III. Medizinische Klinik und Poliklinik
(Nephrologie, Rheumatologie, Translationale Immunologie und
Endokrinologie).

Als Konsequenz aus diesen Ergebnissen werden Urinkontrollen bei einer
COVID-19-Infektion als Routine-Labor nun bereits zu Beginn der Erkrankung
empfohlen. Weitere Studien des UKE in Kooperation mit anderen deutschen
Kliniken werden zeigen, ob Urinveränderungen als Frühwarnsystem für
schwere COVID-19-Verläufe dienen können. Darüber hinaus wird man auch in
der Nachsorge sehr viel sorgfältiger auf Folgeerkrankungen einzelner
Organsysteme achten müssen.

Außerdem fanden die Forschenden heraus, dass es eine Korrelation zwischen
dem gleichzeitigen Bestehen mehrerer Erkrankungen (Co-Morbidität) und dem
Virusbefall von Organen gibt. Dies könnte ein zusätzlicher Faktor für den
großen Einfluss der Vorerkrankungen auf die Sterblichkeit sein. In einer
zuvor veröffentlichten Studie hatten UKE-Wissenschaftler festgestellt,
dass fast alle an einer COVID-19-Infektion obduzierten Verstorbenen
Vorerkrankungen beispielsweise des Herz-Kreislauf-Systems oder der Lunge
aufwiesen.
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KREBS/1235: Angst vor COVID-19 verzögert Diagnose und Therapie bei Krebspatien (idw)

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 13.05.2020

Angst vor COVID-19 verzögert Diagnose und Therapie bei KrebspatientInnen

Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie
e. V. warnt, dass die Angst vor COVID-19 nicht dazu führen darf, dass die
Früherkennung oder die Durchführung wirksamer Therapien verzögert wird.
Der Schaden für PatientInnen wäre immens.



Berlin, 13. Mai 2020 - Die Angst von PatientInnen vor einer möglichen
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann zu einer Verzögerung in der
Diagnostik und Therapie anderer, lebensgefährlicher Erkrankungen führen.
Das betrifft auch Krebserkrankungen. Deutsche Kliniken beobachten, dass
PatientInnen erst in sehr fortgeschrittenen Tumorstadien kommen und die
Zahl der in Tumorkonferenzen vorgestellten PatientInnen mit frühen
Tumorstadien sinkt. Die DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und
Medizinische Onkologie e. V. warnt, dass die Angst vor COVID-19 nicht dazu
führen darf, dass die Früherkennung oder die Durchführung wirksamer
Therapien verzögert wird. Der Schaden für PatientInnen wäre immens.

COVID-19 war das beherrschende Gesundheitsthema der letzten Wochen. Die
Angst vor einer Ansteckung hat auch viele KrebspatientInnen zutiefst
beunruhigt. Dabei stellt für die allermeisten PatientInnen die
Krebskrankheit eine weitaus größere Gefahr für ihr Leben dar als COVID-19.
Bisher liegen noch keine vollständigen Auswertungen zur Anzahl von
KrebspatientInnen in Kliniken und Praxen vor. Es ist aber eine Tendenz zu
beobachten, dass die Zahl der in frühen Stadien diagnostizierten Tumore
wie Darm- oder Brustkrebs zurückgeht. Bei diesen Krankheitsbildern wird
die Erstdiagnose häufig im Rahmen der Früherkennung gestellt. Diese
Screening-Untersuchungen haben nicht stattgefunden, entsprechend ist mit
einer Welle von Neudiagnosen im Sommer und Herbst dieses Jahres zu
rechnen. Auch die Zahl der in Tumorkonferenzen vorgestellten PatientInnen
ist im April deutlich gesunken, in einzelnen Institutionen um 30 bis 50
Prozent.

Bei PatientInnen mit akut lebensbedrohlichen Krebserkrankungen wie akuten
Leukämien haben sich die Zahlen dagegen kaum geändert. Einige PatientInnen
sind aber erst in sehr fortgeschrittenen Stadien diagnostiziert worden.
Prof. Dr. med. Hermann Einsele, Vorsitzender der DGHO und Direktor der
Medizinischen Klinik und Poliklinik II des Universitätsklinikums Würzburg:
"Wir sehen Leukämie- oder Myelompatientinnen und -patienten mit
Komplikationen, die wir in den letzten Jahren eher nicht gesehen haben.
Wir sehen auch Patientinnen und Patienten mit fortgeschrittenen soliden
Tumoren, die in den letzten beiden Monaten nicht zur Frühdiagnostik oder
zu Verlaufskontrollen vorstellig wurden. Dabei zeigen die bisher
verfügbaren Daten bei onkologischen Patientinnen und Patienten kein
erhöhtes Ansteckungsrisiko. Das liegt möglicherweise an der bereits
vorhandenen Achtsamkeit dieser Patientinnen und Patienten, die sie aber
auch von Arztbesuchen abhält."

In diesem Zusammenhang macht Prof. Dr. med. Lorenz Trümper,
Geschäftsführender Vorsitzender der DGHO und Direktor der Klinik für
Hämatologie und Medizinische Onkologie der Universitätsmedizin Göttingen,
deutlich, dass sowohl alle diagnostischen als auch therapeutischen
Maßnahmen von PatientInnen mit Blut- und Krebserkrankungen wahrgenommen
werden sollten. "Natürlich können wir die Angst unserer Patientinnen und
Patienten vor einer möglichen Infektion mit SARS-CoV-2 verstehen. Aus
diesem Grund möchten wie ihnen versichern, dass in unseren Kliniken und
Institutsambulanzen alle notwendigen Vorsichts- und Schutzmaßnahmen
getroffen werden und dass wir alles daransetzen, entsprechende Maßnahmen
bezüglich des neuen Infektionsgeschehens in die gängigen Abläufe der
Krebstherapie zu integrieren. Deswegen haben wir die Onkopedia-Leitlinien
für mehr als 60 Krebserkrankungen ergänzt und eigene Kapitel zu COVID-19
und Krebs erstellt." Auch systemische Tumortherapien werden fortgeführt,
sowohl im stationären als auch im ambulanten Bereich. Praxen und
Ambulanzen haben große Anstrengungen unternommen, Therapien regelhaft mit
räumlicher Distanz und zeitlicher Entzerrung durchzuführen.

Prof. Dr. med. Wolfgang Knauf, Vorsitzender des Berufsverbands der
Niedergelassenen Hämatologen und Onkologen in Deutschland - BNHO e. V.
betont, dass sich auch die niedergelassenen Kolleginnen und Kollegen in
ihren Praxen auf das neue Infektionsgeschehen eingestellt haben. "In den
Zeiten von COVID-19 halten wir weiterhin alle Diagnostik- und
Therapiekonzepte vor. An manchen Stellen haben wir aber unsere Strukturen
und Abläufe angepasst. So kann - wenn medizinisch vertretbar - in
bestimmten Fällen eine telefonische oder telemedizinische Besprechung
anstatt der physischen Einbestellung einer Patientin oder eines Patienten
sinnvoll sein. Klar ist: Trotz dieser Anpassung gewährleisten wir
selbstverständlich alle notwendigen diagnostischen und therapeutischen
Maßnahmen und können unsere Patientinnen und Patienten zu jeder Zeit
entsprechend betreuen und behandeln."

Die DGHO hat in Onkopedia inzwischen die 11. Aktualisierung ihrer
Empfehlungen zum Umgang mit COVID-19 bei PatientInnen mit Blut- und
Krebserkrankungen publiziert. Sie enthalten Empfehlungen zum Schutz vor
Infektionen, zur Identifikation von Risikopersonen für schwere Verläufe
von COVID-19, zum Einsatz antiviral wirksamer Arzneimittel und zur
Prophylaxe von Komplikationen wie Thrombosen und weiteren Infektionen.
Diese Empfehlungen sind für alle offen, nicht nur für ÄrztInnen.
PatientInnen mit Blut- und Krebserkrankungen müssen für die nächsten
Monate lernen, auch die Angst vor COVID-19 in den Umgang mit ihrer
Krebskrankheit zu integrieren.


Die aktualisierten Empfehlungen der DGHO können abgerufen werden unter:

https://www.dgho.de/aktuelles/news/news/2020/covid-19_empfehlungen_11_aktualisierung

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgho.de/aktuelles/news/news/2020/covid-19_empfehlungen_11_aktualisierung 

(aktualisierte Empfehlungen der DGHO)
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LEBER/272: COVID-19 - Versorgung von Patienten mit Lebererkrankungen (Deutsche Leberstiftung)

Deutsche Leberstiftung - 13. Mai 2020

COVID-19: Versorgung von Patienten mit Lebererkrankungen



Hannover - Die Deutsche Leberstiftung hat die deutsche Übersetzung des
Positionspapiers der EASL (European Association for the Study of the
Liver) und der ESCMID (European Society of Clinical Microbiology and
Infectious Diseases) mit Empfehlungen für die Behandlung von Patienten
mit Lebererkrankungen herausgegeben.

Zum jetzigen Zeitpunkt gibt es nur wenige Daten über die
Wechselwirkungen einer bereits bestehenden Lebererkrankung und den
Verlauf einer Infektion mit dem Corona-Virus (Severe Acute Respiratory
Syndrome Coronavirus 2, SARS-CoV-2). Viele Fragen sind noch ungeklärt.

Patienten mit fortgeschrittenen Lebererkrankungen sowie
Lebertransplantierte stellen wohl anfällige Gruppen für COVID-19 dar
und sind wahrscheinlich einem erhöhten Infektionsrisiko und/oder einem
schweren Verlauf von COVID-19 ausgesetzt. Darüber hinaus stellt die
Corona-Pandemie eine Belastung für die Gesundheitssysteme dar, was
sich auch negativ auf die Versorgung von Patienten mit chronischen
Lebererkrankungen auswirken könnte, die einer kontinuierlichen
medizinischen Betreuung bedürfen.

Um die bestmögliche Versorgung in der aktuellen Situation und mit den
begrenzten Ressourcen zu unterstützen, haben die EASL (European
Association for the Study of the Liver) und die ESCMID (European
Society of Clinical Microbiology and Infectious Diseases) ein
Positionspapier erarbeitet, das Empfehlungen für Ärzte enthält, die
Patienten mit chronischen Leberkrankheiten behandeln. Zusätzlich zu
den Empfehlungen bietet dieses Positionspapier einen Algorithmus für
die Priorisierung der Versorgung von Patienten mit einer chronischen
Lebererkrankung und einen Überblick über die aktuellen
Behandlungsmöglichkeiten, um Ärzte bei der Entscheidungsfindung zu
unterstützen.

"Trotz der aktuellen Situation ist es für die Betroffenen elementar,
eine angemessene Versorgung von Patienten mit chronischer
Lebererkrankung aufrechtzuerhalten. Wir müssen Wege finden, diese
Versorgung zu realisieren, wenn die Ressourcen im Gesundheitswesen
begrenzt sind. Deshalb haben wir dieses Positionspapier erarbeitet",
erklärt Professor Dr. Markus Cornberg, einer der Autoren, leitender
Oberarzt der Klinik für Gastroenterologie, Hepatologie und
Endokrinologie an der Medizinischen Hochschule Hannover und
Medizinischer Geschäftsführer der Deutschen Leberstiftung, die
Motivation der Autoren.

Empfohlen werden unter anderem die Förderung der Telemedizin im
ambulanten Bereich, die Priorisierung von ambulanten Kontakten und die
Vermeidung der nosokomialen Verbreitung des Virus bei Patienten und im
Gesundheitswesen Tätigen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der
Standardversorgung von Patienten, die sofortige medizinische Hilfe
benötigen.

Der korrespondierende Autor, Professor Dr. Thomas Berg, Leiter des
Bereichs Hepatologie am Universitätsklinikum Leipzig, der Mitglied im
Stiftungsrat der Deutschen Leberstiftung und Vize-Generalsekretär der
European Association for the Study of the Liver ist, erläutert: "Diese
Empfehlungen gehen auf die spezifischen Belange von Patienten mit
Lebererkrankungen ein und sollen eine zusätzliche Hilfestellung für
ihre Betreuung bieten. Es ist wichtig, klarzustellen, dass alle
allgemeinen Empfehlungen und Richtlinien der lokalen Behörden
bezüglich Prävention, Diagnose und Behandlung von COVID-19 eingehalten
werden müssen."

"Um Interaktionen zwischen Arzt und Patient auch während der
Corona-Pandemie zu ermöglichen, stehen technische Lösungen zur
Verfügung, um eine Betreuung aus der Ferne zu ermöglichen. Die
Behörden sollten Krankenhäuser mit solchen Systemen ausstatten. Dies
würde nicht nur der Unterstützung von COVID-19-Patienten dienen, die
zu Hause in Quarantäne sind, sondern auch der Betreuung von Patienten,
die im Krankenhausumfeld vor einer potenziell schädlichen Infektion
geschützt werden müssen", fordert Privatdozent Dr. Tobias Böttler von
der Klinik für Innere Medizin II des Universitätsklinikums Freiburg
und Erstautor der Publikation.

Das Positionspapier in deutscher Sprache kann auf der Website der
Deutschen Leberstiftung unter 

www.deutsche-leberstiftung.de heruntergeladen werden.

Der Originalbeitrag steht unter 

www.jhep-reports.eu/article/S2589-5559(20)30047-1/fulltext zur Verfügung.


Deutsche Leberstiftung

Die Deutsche Leberstiftung befasst sich mit der Leber,
Lebererkrankungen und ihren Behandlungen. Sie hat das Ziel, die
Patientenversorgung durch Forschungsförderung und eigene
wissenschaftliche Projekte zu verbessern. Durch intensive
Öffentlichkeitsarbeit steigert die Stiftung die öffentliche
Wahrnehmung für Lebererkrankungen, damit diese früher erkannt und
geheilt werden können. Die Deutsche Leberstiftung bietet außerdem
Information und Beratung für Betroffene und Angehörige sowie für Ärzte
und Apotheker in medizinischen Fragen. Weitere Informationen zur
Stiftung unter www.deutsche-leberstiftung.de.Auf der Website finden
Sie unter anderem umfangreiche Informationen sowie Bildmaterial für
Betroffene, Interessierte, Angehörige der Fachkreise und
Medienvertreter.

BUCHTIPP: 

"Das Leber-Buch" der Deutschen Leberstiftung informiert umfassend und
allgemeinverständlich über die Leber, Lebererkrankungen, ihre
Diagnosen und Therapien - inzwischen in dritter, aktualisierter und
erweiterter Auflage! "Das Leber-Buch" ist im Buchhandel erhältlich:
ISBN 978-3-89993-899-9, 16,99 Euro. Weitere Informationen: 

www.deutsche-leberstiftung.de/Leber-Buch

 * 

Quelle:

Deutsche Leberstiftung

Pressemitteilung vom 13. Mai 2020

Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hannover

Telefon: 0511 - 532 6815, Fax: 0511 - 532 6820

E-Mail: presse@deutsche-leberstiftung.de

Internet: www.deutsche-leberstiftung.de
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MELDUNG/477: Afrika - Arzneimittelfälscher nutzen Angst vor Corona-Epidemie (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 13.05.2020

Arzneimittelfälscher nutzen Angst vor Corona-Epidemie

- Gefälschte Chloroquin-Tabletten in Afrika identifiziert 

- Universität Tübingen unterstützt lokale Pharmazeuten bei der Analyse



Arzneimittelfälscher nutzen die Corona-Pandemie offensichtlich, um in
Afrika mit völlig wirkungslosen oder sogar schädlichen Tabletten Geschäfte
zu machen: In Kamerun und im Kongo sind in den vergangenen Wochen fünf
verschiedene Arten gefälschter Chloroquin-Tabletten aufgetaucht, die viel
zu wenig Wirkstoff enthielten, oder gar völlig andere. Nachgewiesen wurden
die Fälschungen von der Arbeitsgruppe von Professor Lutz Heide am
Pharmazeutischen Institut der Universität Tübingen in Zusammenarbeit mit
afrikanischen Pharmazeuten und dem Deutschen Institut für Ärztliche
Mission (Difäm). Die Ergebnisse wurden im American Journal of Tropical
Medicine & Hygiene veröffentlicht.




[image: Bilder: © G. Gnegel]

Fünf gefälschte Chloroquin-Präparate, die in Kamerun und der Demokratischen Republik Kongo gefunden wurden. 

Bilder: © G. Gnegel
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Ausbildung in der Arzneimitteluntersuchung mit dem mobilen "GPHF Minilab" in Afrika

Foto: © Dominik Müllerschön/Difäm



Vor wenigen Wochen wurde weltweit vermeldet, der Arzneistoff Chloroquin
helfe möglicherweise gegen die Krankheit COVID-19. Chloroquin wird seit
Jahrzehnten gegen Malariaparasiten eingesetzt - dass es Patienten mit
Viruskrankheiten hilft, konnte bislang nicht nachgewiesen werden. Experten
warnen daher vor einer Anwendung bei COVID-19-Patienten, auch wegen
möglicher ernsthafter Nebenwirkungen. Infolge der intensiven
Berichterstattung über die mögliche Wirksamkeit bei Corona-Infektionen
stieg die weltweite Nachfrage nach Chloroquin sprunghaft an. "Damit gingen
auch die Preise nach oben und riefen Arzneimittelfälscher auf den Plan",
sagt Lutz Heide.

Bereits Ende März hatten kirchliche Arzneimittel-Versorgungsstellen in
Kamerun und im Kongo, die mit dem Difäm aus Tübingen und dem Ecumenical
Pharmaceutical Network (EPN) aus Kenia zusammenarbeiten, über gefälschte
Chloroquin-Tabletten berichtet. Diese waren nicht nur bei illegalen
Händlern sondern auch in lizensierten Apotheken entdeckt worden und hatten
sich bei der Untersuchung mit einem mobilen Labor als Fälschungen
herausgestellt. Es gelang, Proben an die Universität Tübingen zu schicken,
wo sie von den Pharmazie-Doktorandinnen Gesa Gnegel und Cathrin Hauk
untersucht wurden. Die Analysen zeigten, dass eines der Präparate weniger
als ein Viertel der behaupteten Wirkstoffmenge enthielt - zu wenig, um
Patienten zu heilen, aber geeignet, um die Entwicklung von
Chloroquin-resistenten Malariaerregern zu begünstigen.

In einer zweiten Fälschung fanden die Tübinger Pharmazeutinnen anstelle
von Chloroquin das Schmerzmittel Paracetamol. In drei weiteren Präparaten
entdeckten sie eine unbekannte Substanz, die von der Chemikerin Dr.
Dorothee Wistuba mit Hilfe von Massenspektrometrie als das Antibiotikum
Metronidazol identifiziert werden konnte. "Dieser bittere Arzneistoff
wurde vermutlich benutzt, um den bitteren Geschmack des Chloroquins
nachzuahmen", sagt Gesa Gnegel. Im Vergleich zu üblichen
Metronidazol-Tabletten hätten die Fälschungen allerdings viel zu geringe Mengen des
Antibiotikums enthalten und könnten somit wiederum die Entstehung von
Antibiotika-resistenten Krankheitskeimen begünstigen. "Die gefälschten
Tabletten enthalten also wenig oder gar kein Chloroquin, aber dafür andere
Wirkstoffe mit jeweils eigenen Risiken und Nebenwirkungen, von denen weder
Arzt noch Patient wissen. Dies ist eine der gefährlichsten Formen der
Arzneimittelfälschung."

Das Tübinger Forschungsteam und ihre afrikanischen Kolleginnen und
Kollegen informierten die Weltgesundheitsorganisation, die daraufhin eine
internationale Warnmeldung mit Fotos der gefälschten Arzneimittel
veröffentlichte. Sie gehen davon aus, dass diese Fälschungen nur Vorbote
weiterer Probleme sind. "Bereits kürzlich haben wir mit insgesamt 55
Wissenschaftlern aus 20 Ländern im britischen Fachjournal 'The Lancet'
davor gewarnt", sagt Heide. "Jeder potenzielle Wirkstoff oder Impfstoff,
für den eine Wirksamkeit gegen COVID-19 berichtet wird, kann eine
verzweifelt hohe Nachfrage auslösen." In allen Ländern, besonders in den
ärmsten, werde dies Arzneimittelfälscher auf den Plan rufen, deren
Produkte Leben und Gesundheit von Millionen Menschen gefährdeten.

Arzneimittelfälschungen sind in der Geschichte vielfach dokumentiert,
gerade in den Zeiten von Epidemien: Quacksalberei grassierte während der
Pestepidemien in Mittelalter und Neuzeit. Als die Chinarinde im 17.
Jahrhundert zur Behandlung von Malaria eingeführt wurde, wurde sie in
großem Umfang verfälscht. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg führte der
Mangel an Penicillin zu weit verbreiteten Arzneimittelfälschungen.

Das aktuelle Problem werde sich nicht auf Arzneimittel gegen COVID-19
beschränken, so das Forschungsteam. Der Lock-down in China und Indien habe
internationale Arzneimittel-Lieferketten zerstört und vor allem
Entwicklungsländer stünden vor Engpässen in der Versorgung. Das
massenhafte Auftreten gefälschter Medikamente werde eine Folge sein. Vor
allem zwei Maßnahmen seien erforderlich, so das Fazit. "Einerseits muss in
den kommenden Monaten die Versorgung von Entwicklungsländern mit
preisgünstigen, qualitätsgesicherten Medikamenten so gut wie möglich
sichergestellt werden", sagt Heide. "Und es müssen dort einfach
durchzuführende Testmöglichkeiten etabliert werden, mit denen verdächtige
Arzneimittel rasch identifiziert und einer genauen Untersuchung zugeleitet
werden können."


Originalpublikation:

G. Gnegel, C. Hauk, R. Neci, G. Mutombo, F. Nyaah, D. Wistuba, C. Häfele-Abah,
L. Heide: 

The identification of falsified chloroquine tablets in
Africa at the time of the COVID-19 pandemic. American Journal of Tropical
Medicine & Hygiene, Epub ahead of print.

https://www.ajtmh.org/content/journals/10.4269/ajtmh.20-0363

WHO. Medical Product Alert N°4/2020. Falsified chloroquine products
circulating in the WHO region of Africa. Available at: 

https://www.who.int/news-room/detail/09-04-2020-medical-product-alert-n4-2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 13.05.2020
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STUDIE/307: Weniger (Antibiotika) ist mehr (idw)

Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland - DAMiD - 13.05.2020

Weniger (Antibiotika) ist mehr



Trotz aller Warnungen: Immer noch werden flächendeckend zu viele
Antibiotika eingesetzt. Dass es auch anders geht, zeigt eine neue Studie
des ARCIM Institute (Filderklinik), die (weltweit) erstmalig Hinweise
gibt, dass sich selbst in der stationären Versorgung von Kindern mit
bakteriellen Lungenentzündungen Antibiotika reduzieren lassen.

Das Ergebnis der Studie: Deutlich weniger Kinder als sonst üblich mussten
antibiotisch behandelt werden. Bei allen Kindern wurden ergänzend
anthroposophische Arzneimittel sowie äußere Anwendungen - zum Beispiel
Brustwickel - eingesetzt. Die Behandlungen ohne antibiotische Therapie
liefen ohne Komplikationen oder Spätfolgen ab.

Für die retrospektive Studie (veröffentlicht im European Journal of
Integrative Medicine) wurden die Daten von 350 Kindern, die in der
anthroposophischen Filderklinik wegen Lungenentzündung stationär behandelt
wurden, ausgewertet: "Wir waren selbst überrascht davon, wie hoch der
Anteil der Kinder war, die allein mit integrativer Therapie ohne
Antibiotika behandelt werden konnten. Bei der Subgruppenanalyse rein
bakterieller Pneumonien lag der Anteil bei knapp 50 Prozent", erklärt der
Initiator und Erstautor der Studie, Dr. med. Jan Vagedes, Leitender Arzt
der Abteilung für Kinderheilkunde und Leiter des Forschungsinstitutes
ARCIM an der Filderklinik und ergänzt: "Trotzdem gilt: Antibiotika sind
und bleiben extrem wichtige Medikamente. Das Motto sollte lauten: So viel
wie nötig, so wenig wie möglich!"

Das Ergebnis lässt aufhorchen - auch wenn wissenschaftlich noch viel zu
tun bleibt: "Die Studie ist ein erster, aber ermutigender Schritt, um
wissenschaftlich zu analysieren, welche Strategien sinnvoll sein können,
um die Zahl der antibiotischen Therapien zu reduzieren", so Vagedes
weiter. "Eine rückblickende Untersuchung wie unsere Studie kann natürlich
nur einen Teil der Fragen klären, aber sie ist ein erster Schritt für
weitere Forschung und sollte uns alle ermutigen, noch selbstkritischer
über unseren Umgang mit Antibiotika nachzudenken."

Der Wissenschaftler betont aber auch: "Für diese Art der Integrativen
Medizin braucht es sehr viel klinische Erfahrung und eine sehr genaue
Beobachtung des Krankheitsverlaufes des einzelnen Kindes. Einzuschätzen,
wann ein Antibiotikum gegeben werden muss, ist eine Kompetenz, die wir in
der Anthroposophischen Medizin extrem ernst nehmen und die wir seit
Jahrzehnten einfordern und stärken. Wichtig ist uns darüber hinaus, auf
akademischem Niveau selbstkritisch zu sein und zu bleiben, daher sind
wissenschaftliche Evaluierungen so wichtig."

Nun soll weiter geforscht werden: "Wir wissen zum Beispiel nicht, welches
der ergänzend eingesetzten Verfahren dazu geführt hat, dass wir mit
weniger Antibiotika ausgekommen sind. Und natürlich brauchen wir mehr
Studien, die prospektiv, randomisiert, multizentrisch, am besten doppelt
verblindet sind und damit ein höheres Evidenz-Level haben", erläutert
Vagedes weiter, der momentan mit seinem Team eine prospektive Studie
vorbereitet, um die nun vorliegenden Ergebnisse zu vertiefen.


Der DAMiD repräsentiert die Anthroposophische Medizin in allen
gesellschaftlichen Bereichen des deutschen Gesundheitswesens. Als
Dachorganisation vertritt der Verband die übergeordneten Belange und
Interessen seiner 16 Mitglieder. Mitgliedsorganisationen sind
Berufsverbände, Klinikverband, gemeinnützige Altenhilfe, Behindertenhilfe
sowie die Hersteller Anthroposophischer Arzneimittel.


Originalpublikation:

Vagedes J, Martin D, Müller V, Helmert E, Huber BM, Andrasik F, von
Schoen-Angerer T. 

Restrictive antibiotic use in children hospitalized for
pneumonia: A retrospective inpatient study. 

European Journal of Integrative Medicine 2020; Volume 34; 101068:

https://doi.org/10.1016/j.eujim.2020.101068

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.damid.de/presse/pressmitteilungen/791-weniger-antibiotika-ist-mehr.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2033
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland - DAMiD - 13.05.2020
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PFLEGE/812: Bundesweite Befragung zeigt, dass Corona die Krise der Pflege noch verstärkt hat (idw)

Universität zu Köln - 13.05.2020

Bundesweite Befragung zeigt, dass Corona die Krise der Pflege noch verstärkt hat

Studie zu den Herausforderungen, Belastungen und Bewältigungsstrategien
von Pflegeeinrichtungen veröffentlicht



Leitungskräfte aus deutschen Pflegeeinrichtungen sind vom Institut für
Medizinsoziologie, Versorgungsforschung und Rehabilitationsforschung der
Universität zu Köln zu ihren Herausforderungen, Belastungen und
Bewältigungsmaßnahmen im Zuge der der Corona-Pandemie befragt worden. Von
insgesamt 4.333 per E-Mail angeschriebenen ambulanten und stationären
Pflegeeinrichtungen nahmen 525 Leitungspersonen teil.
"Wir haben uns dafür interessiert, wie die Leitungskräfte von
Pflegeeinrichtungen die Herausforderungen für die Versorgung der
Risikogruppe pflegebedürftiger Menschen unter Corona einschätzen", so
Professor Dr. Holger Pfaff, Studienleiter. "Handelt es sich bei der
Corona-Situation nur um die Fortsetzung des 'normalen Pflege-Wahnsinns',
der bereits vor Corona gegeben war, oder steuert das System durch die
Zusatzbelastung einem drohenden Kollaps entgegen?"

Folgende Ergebnisse hebt Pfaff hervor:

- Die Beschaffung von Infektionsschutz ist ein zentrales Problem und
wird kreativ, aber nicht systematisch gelöst: Die Beschaffung und der
Verbrauch von Schutzausrüstung, die Einhaltung von Hygienevorschriften,
die Widersprüchlichkeit und Intransparenz arbeitswichtiger Informationen
und Einnahmeausfälle zählen zu den starken Herausforderungen und
Belastungen und resultieren in einer Arbeitsverdichtung. Diese werden oft
kreativ und improvisiert gelöst, aber wenig systematisch.

- Die Sorge um das Wohlbefinden der Pflegebedürftigen und
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zählt zu den größten Herausforderungen
und Belastungen: Die negativen Auswirkungen auf das psychische
Wohlbefinden der Pflegebedürftigen und vor allem demenziell erkrankter
Menschen sind nach den Angaben der Leitungskräfte bereits sichtbar. Für
die Risikogruppe der Pflegebedürftigen, die eine oftmals sehr limitierte
Lebenszeit aufweisen, gäbe es kaum eine Perspektive. Die Sorge vor der
Infektion eines Mitarbeiters oder einer Mitarbeiterin hängt besonders mit
den drohenden Konsequenzen für die Einrichtung wie ihrer Schließung
zusammen.

Schlechterer Gesundheitszustand der Leitungskräfte, aber hohe
Arbeitsmotivation: Das Wohlbefinden der befragten Leitungskräfte hat sich
im Zuge der Pandemie deutlich verschlechtert. Die Leitungskräfte kommen
dennoch 20% häufiger als vor Ausbruch der Pandemie krank zur Arbeit. Ein
wichtiger Grund dafür ist, dass die pandemiebedingte Mehrbelastung oft von
den Leitungskräften aufgefangen werden muss.

Gratifikationskrise - bessere Vergütung statt Applaus: Deutlich
wird, dass sowohl Arbeitsverdichtungen als auch Überlastungszustände
bereits vor der Pandemie bestanden und generell in einem Missverhältnis zu
der mangelnden gesellschaftlichen sowie finanziellen Anerkennung stehen
(Gratifkationskrise). Anstelle von einer als kurzzeitig wahrgenommen
Anerkennung in Form von Applaus, wird eine langfristig wirkende
leistungsgerechte Vergütung und eine reelle Refinanzierung von
Aufwendungen gefordert - generell, aber besonders im Zuge der Mehraufwände
durch die Corona-Pandemie.

- Ständige Kommunikation als Führungsinstrument: Um die psychischen
und physischen Auswirkungen für Mitarbeitende, Pflegebedürftige und
Angehörige gering zu halten, wenden Leitungskräfte Strategien wie ständige
Kommunikationsbereitschaft, vollständige Informierung und transparente
Aufklärung als zusätzliche Bewältigungsstrategien an.

- Sozialer Zusammenhalt als Schlüsselfaktor für die
Krisenbewältigung: Die Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass der
soziale Zusammenhalt in den ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen
eine der stärksten Ressourcen zur Bewältigung der Corona-Pandemie ist. In
Anbetracht knapper finanzieller und personeller Ressourcen, gewinnen
gegenseitiges Miteinander, Unterstützung und Vertrauen an Bedeutung.


Zum vollständigen Bericht:

http://www.imvr.de/uploads/Pflegerische_Versorgung_in_Zeiten_von_Corona_Ergebnisbericht.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 13.05.2020
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LABEL/5226: Warner Music Klassik News - 15. Mai 2020 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 15. Mai 2020



Heute erscheint der komplette Zyklus "Beethoven Around the World" des
Quatuor Ebène! Mit einem Klick auf den Header gelangen Sie zu dem
Video, in dem das Streichquartett durch Wien, ein Stopp auf ihrer
gleichnamigen Welttournee, begleitet wurde.


Augustin Hadelich - Bohemian Tales

Romantische Melodien in musikalischer Vollendung: Augustin Hadelich
mit Dvořáks Violinkonzert und Kammermusik

Es ist voller herrlicher Melodien und birst geradezu vor
Gelegenheiten, in denen der Solist vielfältige musikalische
Fähigkeiten beweisen kann - und doch steht das Violinkonzert von
Antonín Dvořák immer noch hinter dessen Cellokonzert in der
zweiten Reihe. Der Geiger Augustin Hadelich bringt es nun zusammen
mit dem Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks unter Jakub
Hrůša ins Rampenlicht, als Ausgangspunkt zu einer Reise
durch die tschechische Musik bis ins 20. Jahrhundert mit Werken von
Dvořák, Josef Suk und Leoš Janáćek.

Album-VÖ: 3. Juli 2020 - 0190295274764


Nonesuch Records veröffentlicht ein Album zu Ehren von Bob
Hurwitz, langjähriger Label-Präsident

Mit Werken von weltbekannten Komponisten wie John Adams oder Pat
Metheny wird die 32-jährige Arbeit des ehemaligen Nonesuch
Records-Präsidenten Bob Hurwitz geehrt, der 2017 sein Amt
niederlegte. Außerdem wird es auf "I still play" auch
Eigenkompositionen von Brad Mehldau und Randy Newman zu hören geben,
die das Album musikalisch abrunden.

Album-VÖ: 22. Mai 2020


Ein mehr als britisches Vermächtnis auf 109 CDs: Sämtliche
Warner-Aufnahmen von Sir John Barbirolli

Als der englische Dirigent Sir John Barbirolli vor 50 Jahren starb,
hatte er gerade seinen bahnbrechenden Sibelius-Zyklus vollendet. Auf
109 CDs zeigt sich nicht nur Barbirollis Repertoirevielseitigkeit,
sondern auch eine biografische Besonderheit: Der britische Maestro
erlebte in den über 40 Jahren seiner Aufnahmetätigkeit alle Phasen
der Fonografie. Als junger Zeitgenosse von Elgar, Mahler, Fauré,
Saint-Saëns, Ravel oder Puccini steht er für immense Authentizität.
Die Einspielungen, die zwischen 1928 und 1970 entstanden, erscheinen
in dieser Box in modernstem Remastering. Eine Bonus-CD mit
dokumentarischem Material rundet die Veröffentlichung ab.

Box-VÖ: 10. Juni 2020 - 0190295386085


Die Flöte als Topstar des Hollywood-Kino: Emmanuel Pahud
spielt Filmmusik von Alexandre Desplat

Als König und Entdecker des Flötenrepertoires, hat Emmanuel Pahud
bereits eine unglaublich weitgespannte Diskografie vorgelegt. Dabei
lässt sich der Topstar unter den Bläsersolisten nicht in Genregrenzen
einschließen: So hat er sich für sein neues Album Airlines mit einem
der berühmtesten Filmkomponisten der Welt zusammengetan - dem
Franzosen Alexandre Desplat.

Album-VÖ: 28. August 2020 - 0190295306878

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/306: Münchner Rundfunkorchester stellt Konzertsaison 2020/2021 vor (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Rund 40 verschiedene Programme

Münchner Rundfunkorchester stellt Konzertsaison 2020/2021 vor



Das Rundfunkorchester des Bayerischen Rundfunks setzt auch in der
vierten Saison mit seinem Chefdirigenten Ivan Repusic auf kunstvolle
Vielseitigkeit, inspirierende Zusammentreffen mit hervorragenden
Gastkünstlern, innovative Grenzgänge, Kooperationen mit renommierten
Institutionen sowie auf die Begeisterung des jungen Publikums und die
Förderung des musikalischen Nachwuchses. Als rote Fäden ziehen sich ab
Oktober 2020 eine weitere Oper aus dem Frühwerk von Verdi, die
Tradition des Artist in Residence und der Gedanke des kulturellen
Brückenschlags durch das Programm.

"Verdis frühe Opern passen wunderbar in die langjährige Tradition
 des Münchner Rundfunkorchesters hinsichtlich seines Repertoires und
 der Zusammenarbeit mit großartigen Sängerinnen und Sängern. Die
 künstlerische Entwicklung von Verdis frühen Opern bis zu seinem
 'Falstaff' ist äußerst interessant und kann nur dann wirklich
 nachvollzogen werden, wenn man den Ausgangspunkt des Komponisten
 kennt. Für das Publikum bietet sich mit unserem Zyklus die seltene
 Chance, diese frühen und unbekannteren Werke von Verdi zu
 erleben."

 Chefdirigent Ivan Repusic



Artist in Residence: Sopranistin Krassimira Stoyanova

Die mit Amtsantritt von Ivan Repusic initiierte Berufung eines Artist
in Residence wird ebenfalls weitergeführt. Nach den erfolgreichen
Residenzen der lettischen Sopranistin Marina Rebeka, des italienischen
Schlagzeugers Simone Rubino und des Schweizer Flöten-Virtuosen
Emmanuel Pahud wird mit Star-Sopranistin Krassimira Stoyanova eine
vertraute Wegbegleiterin das Münchner Rundfunkorchester durch die
nächste Spielzeit geleiten. Bereits vier hochgelobte CDs sind bisher
aus dieser künstlerischen Partnerschaft entstanden.
Als Kulturbotschafter Brücken schlagen

Sehr am Herzen liegt dem kroatischen Chefdirigenten der Gedanke des
Brückenschlags, der auch die Planungen für die neue Spielzeit geprägt
hat.

"Gerade die aktuellen Erfahrungen in der Corona-Krise zeigen uns,
 dass der Gedanke des Brückenschlagens und der Völkerverständigung
 wichtiger ist denn je. In diesem Sinne sind mir die Auswahl der
 Solisten in ihrer ganzen Vielfalt und der Austausch mit
 Kulturschaffenden anderer Länder und Regionen eine
 Herzensangelegenheit. Auch wenn heute neue, insbesondere digitale
 Formen des Konzertbetriebs erdacht und erprobt werden, kann meines
 Erachtens das Liveerlebnis eines Konzerts nie übertroffen werden.
 Deshalb ist es mir ein großes Anliegen, dass wir bei unserer
 'KLASSIK IN BAYERN'-Tour und bei den Gastspielen in Baden-Baden,
 Wien, Budapest und Ljubljana sowie beim Rheingau Musik Festival als
 Kulturbotschafter des BR direkt zu den Menschen kommen."

 Chefdirigent Ivan Repusic



Highlights der Konzertreihen 2020/2021

Die traditionsreichen Sonntagskonzerte, in denen konzertantes
Musiktheater in großer Bandbreite geboten wird, warten in der
kommenden Spielzeit mit weniger bekannten Werken und Entdeckungen aus
dem OEuvre bekannter Komponisten auf: Im Vorgriff auf den 100.
Geburtstag von Giacomo Puccini kommt dessen erste Oper "Le Villi" zur
Aufführung - in bewährter Kooperation mit der Stiftung Palazzetto Bru
Zane - dazu Camille Saint-Saëns' "Déjanire", Vincenzo Bellinis
Adaption des Romeo-und-Julia-Stoffs "I Capuleti e i Montecchi" und
schließlich Giuseppe Verdis "I Lombardi" mit seinem bekannten
Chor-Part.

In der Reihe Mittwochs um halb acht stehen spannende Themenabende auf
dem Programm: Nach "Dein ist mein ganzes Herz", einem Abend zum 150.
Geburtstag des Operettenkönigs Franz Lehár, ist im 2. Konzert eine der
bekannten BR-KLASSIK-Hörbiografien als Live-Version zu erleben, wenn
Schauspieler Udo Wachtveitl als Sprecher durch das Leben und Werk von
Franz Schubert führt. Im 3. Konzert entführt Artist in Residence
Krassimira Stoyanova das Publikum in eine "Notte italiana", und das 4.
Konzert "Le grand tango" ist eine Hommage an Astor Piazzolla aus
Anlass seines 100. Geburtstags.

Die seit dem Jahr 2000 bestehende Reihe Paradisi gloria in der
modernen Münchner Herz-Jesu-Kirche ist in der kommenden Spielzeit
besonders dem Gedanken des kulturellen Austauschs verpflichtet: So
wird im 1. Konzert an die "Singende Revolution" Anfang der
1990er-Jahre in den baltischen Staaten erinnert, im 2. Konzert die
große Tradition französischer Kirchen- und Orgelmusik aufgegriffen und
im 3. Konzert dem Publikum zeitgenössische spirituelle Musik Italiens
nahegebracht.


Große Musik für kleine Ohren

Eine große Rolle spielt in der neuen Saison nach wie vor das
nachhaltige musikpädagogische Engagement und die Nachwuchsförderung.
In der Reihe Klassik zum Staunen bietet das Münchner Rundfunkorchester
sechs unterschiedliche Programme für verschiedene Altersgruppen: von
den sogenannten Zwergerln bis zu jungen Erwachsenen, Familien und jung
gebliebenen Älteren. Das Motto "Große Musik für kleine Ohren"
umschreibt eine Reihe von Komponistenportraits von Bach bis Beethoven,
Händel bis Mozart und bis zu Johann Strauß Vater und Sohn. Dieser
engagierte Einsatz für die Musikvermittlung ist nicht nur für das
Orchester und seinen Chef von hohem Stellenwert:

"Wir wollen die jungen Leute neugierig auf die Musik machen und
 ihnen zeigen, dass ein Leben ohne Musik eigentlich nicht geht. Wir
 wollen ihnen das Beste der Musik bieten: eben die Klassik - das,
 was ewig bleibt."

 Chefdirigent Ivan Repusic



Weitere Gäste und Solisten

Neben Artist in Residence Krassimira Stoyanova, Schauspieler Udo
Wachtveitl und dem Chor des Bayerischen Rundfunks unter seinem
Künstlerischen Leiter Howard Arman sind in der kommenden Spielzeit
noch weitere Gäste zu erleben, darunter die Gesangsstars Asmik
Grigorian, Ildebrando D'Arcangelo, Tara Erraught, Benjamin Appl und
Véronique Gens, Schauspieler Johannes Silberschneider sowie die
Instrumentalsolisten Radovan Vladković (Horn), Lothar Hensel
(Bandoneon), Alexandre Vay (Cellist des Münchner Rundfunkorchesters)
und Stanko Madić (Konzertmeister des Münchner
Rundfunkorchesters).

Am Pult sind etablierte Gastdirigentinnen und -dirigenten wie Alondra
della Parra, Stefan Blunier, Ramón Tebar, Wayne Marshall, Francesco
Angelico, Patrick Hahn und Stephan Zilias, Spezialisten für Alte Musik
wie George Petrou und Andreas Spering sowie der "Dancing Conductor"
Joseph R. Olefirowicz.


Residenz- und Schlössertournee

Neben den Abonnement-Reihen und Sonderkonzerten in München ist das
Münchner Rundfunkorchester auch bei Gastspielen im weiteren
Sendegebiet des Bayerischen Rundfunks zu hören, wie auch bundesweit
und in europäischen Nachbarstaaten. So freuen sich Ivan Repusic und
das Orchester besonders auf KLASSIK IN BAYERN - die Residenz- und
Schlössertournee des Münchner Rundfunkorchesters mit Konzerten im
Markgräflichen Opernhaus Bayreuth, im Festsaal von Schloss Dachau, im
Zedernsaal von Schloss Kirchheim in Schwaben, im Kleinen Goldenen Saal
in Augsburg und im Festsaal im Residenzschloss Oettingen.

"Insgesamt stehen in der kommenden Saison über 40 verschiedene
 Programme auf dem Spielplan des Münchner Rundfunkorchesters - vom
 großen Sonntagskonzert bis zur Zwergerlmusik, von anspruchsvollen
 CD-Produktionen bis zum Nachwuchsförderprogramm - in
 unterschiedlichsten Stilrichtungen und Formaten. Dass wir dabei die
 vierte Spielzeit mit unserem charismatischen Chefdirigenten
 zusammenarbeiten, viele illustre Gastkünstler bei uns begrüßen und
 mit renommierten Institutionen zusammenarbeiten können, lässt uns
 mit Freude auf die neue Spielzeit blicken!"

 Veronika Weber, Managerin des Münchner Rundfunkorchesters


"In der ersten Amtszeit mit unserem Chefdirigenten 2017-2020 haben
 wir eine wunderbare künstlerische, musikalische und menschliche
 Basis gefunden. Daran in der nächsten Amtszeit anzuknüpfen und
 darauf aufzubauen, darauf freuen wir Musikerinnen und Musiker des
 Münchner Rundfunkorchesters uns sehr!"

 Der Orchestervorstand


Weitere Informationen sowie die gesamte Programmvorschau 2020/2021
finden Sie hier zum Download 

https://www.br.de/presse/inhalt/pressemitteilungen/muenchner-rundfunkorchester-2020-21-programm-100.html

oder unter www.rundfunkorchester.de


Das Münchner Rundfunkorchester in Hörfunk, Fernsehen und
digital

Konzertaufnahmen des Münchner Rundfunkorchesters bilden einen
wesentlichen Bestandteil des BR-KLASSIK-Hörfunkprogramms. Die
"Sonntagskonzerte" und die Konzerte der Reihe "Mittwochs um halb acht"
werden live übertragen. Auch die Konzerte der Reihen "Paradisi
gloria", "Klassik zum Staunen" und die "Extrakonzerte" werden von
BR-KLASSIK entweder live ausgestrahlt oder mitgeschnitten und zu einem
späteren Zeitpunkt gesendet. Alle Konzerte sind nach der Ausstrahlung
drei Wochen lang auf br-klassik.de nachzuhören. Ausgewählte
Produktionen werden als Video-Livestream auf der digitalen
Konzertplattform br-klassik.de/concert übertragen und sind dort sechs
Monate on demand abrufbar. Auch Fassungen für das BR Fernsehen werden
aus diesem Material produziert. Die Links zu den jeweiligen Terminen
und Programmen finden sich auf der Homepage des Münchner
Rundfunkorchesters sowie auf br-klassik.de.

Zudem bietet das Münchner Rundfunkorchester einen Newsletter und ist
auf Facebook und Instagram präsent.


Hinweis

Da die Sonderzeichen im Namen des Chefdirigenten Ivan Repusic auf
digitalem Weg bei vielen Empfängern nicht korrekt ankommen, sondern
automatisch durch andere Zeichen ersetzt werden, schreiben wir seinen
Namen im Text ohne Sonderzeichen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. Mai 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9409: Aus aller Welt - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Corona-Krise: China entwickelt Impfstoff für alle

Sollten chinesische Forscher einen Impfstoff gegen das Coronavirus
entwickeln, will China das Mittel weltweit zur Verfügung stellen. Das
gab Präsident Xi Jinping am Montag in einer Videobotschaft auf der
Konferenz der World Health Assembly (WHA) in Genf bekannt. Sein Land
werde zudem 30 afrikanische Krankenhäuser unterstützen und die
Kapazitäten der panafrikanischen Gesundheitsbehörde Africa Center for
Disease Control and Prevention (CDC) stärken. Als weitere Hilfe im
globalen Kampf gegen die Lungenkrankheit Covid-19 will China
innerhalb von zwei Jahren zwei Milliarden Dollar bereitstellen. Das
Geld soll vornehmlich Entwicklungsländern zugute kommen.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9409: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



38jähriger stirbt nach Messerstichen

Im Berliner Ortsteil Lankwitz wurde ein Mann durch Messerstiche
tödlich verletzt. Nach bisherigen Kenntnissen war es zu mehreren
Auseinandersetzungen zwischen zwei Gruppen gekommen, in deren Folge
ein 38jähriger Stichverletzungen erlitt. Er starb später in einem
Krankenhaus. Die an dem Streit beteiligten Personen sind flüchtig.
Eine Mordkommission soll die Hintergründe der Tat ermitteln.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9406: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Regionalbüro des afghanischen Inlandgeheimdienstes

In der ostafghanischen Provinz Ghazni sind mindestens sieben
Geheimdienstmitarbeiter bei einem Anschlag getötet worden. Mehr als
40 Menschen wurden zudem verletzt. Nach Angaben der Provinzregierung
soll sich ein Mann vor dem Regionalbüro der Nationalen
Sicherheitsdirektion (NDS) in einem Auto in die Luft gesprengt haben.
Die Taliban bekannten sich zu dem Anschlag.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9408: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Vorsitzende lehnt Steuererhöhungen ab

Steuererhöhungen zur Finanzierung der Corona-Folgekosten sind nach
Ansicht von CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer kein geeignetes
Mittel, um die Wirtschaft wieder anzukurbeln. Sie sehe nicht, wie
Steuererhöhungen dazu beitragen könnten, daß Betriebe investieren und
Menschen Geld ausgeben, sagte sie in einem Gespräch mit der
Saarbrücker Zeitung. Finanzminister Olaf Scholz (SPD) und SPD-Chefin
Saskia Esken plädierten in den vergangenen Tagen für höhere Steuern
und Abgaben zur Bewältigung der Corona-Ausgaben.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9406: Tragisches und Kurioses - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Pilotin stirbt bei Kunstflugshow in Kanada

Während einer Corona-Flugshow in der kanadischen Provinz British
Columbia ist ein Jet der Militär-Kunstflugstaffel CF Snowbirds über
einem Wohngebiet abgestürzt. Die Pilotin starb bei dem Unglück in der
Stadt Kamloops nahe Vancouver. Ein weiteres Besatzungsmitglied wurde
verletzt. Die Maschine vom Typ Canadair CL-41 "Tutor" war kurz nach
dem Start aus noch unbekannten Gründen in den Vorgarten eines Hauses
gestürzt und dort in Flammen aufgegangen

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8491: Aus Forschung und Technik - 18.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Sechste Geheimmission des US-Mini-Shuttles X-37B im All

Eine Riesendrohne des US-Verteidigungsministeriums ist am Sonntag mit
einer schweren Atlas-V-Trägerrakete vom Weltraumbahnhof Cape
Canaveral (Florida) in den Weltraum befördert worden. Der aktuelle
Einsatz des neun Meter langen Mini-Shuttle X-37B wird geheimgehalten. 
Die US-Luftwaffe könne in dem Modell Langzeittechnikexperimente 
durchführen, teilte die Air Force-Ministerin Barbara Barrett mit. 
Experten vermuten, daß an Bord des Raumgleiters Technologien zur 
Entwicklung von Weltraum-Abfangwaffen erprobt werden. Erstmals zum 
Einsatz kam X-37B vor zehn Jahren.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8505: Aus aller Welt - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Iranische Tanker und US-Kriegsschiff auf dem Weg in die Karibik

Zur Zeit sind fünf iranische Tanker mit Benzin und Mineralölprodukten
auf dem Weg nach Venezuela, wie das Datenunternehmen Refinitiv
meldete. Teheran unterstützt die sozialistische Republik in
Südamerika, die wie der Iran von der Regierung in Washington mit
massiven Wirtschaftssanktionen belegt wurde. Venezuela, das zu den an
Erdöl reichsten Ländern der Welt gehört, kann deswegen seine
Ressourcen nicht ausschöpfen und erleidet eine schwere
Wirtschaftskrise. Die Raffinerien des Landes können ohne ausländische
Hilfe nicht in Stand gesetzt werden. Es herrscht eine allgegenwärtige
Treibstoffknappheit. Die US-Regierung behält sich offenbar
Gegenmaßnahmen dazu vor, daß der Iran ihre Sanktionen unterläuft.
Davon berichtete Reuters am Donnerstag unter Berufung auf einen
US-Regierungsbeamten. Die US-Marine hat bereits vier Kriegsschiffe in
die Karibik entsandt, welche die iranischen Öltanker abfangen
könnten. Der iranische Außenminister Sarif wandte sich mit einem am
Sonntag veröffentlichten Schreiben an den Uno-Generalsekretär
Guterres mit der Erklärung, jede Maßnahme der USA wäre in dem
Zusammenhang illegal, gefährlich und provokant. Sie stellte eine Form
von Piraterie dar, welche eine große Gefahr für den Weltfrieden und
die internationale Sicherheit wäre. Die USA wären für die Folgen
ihrer Handlungen verantwortlich, wenn der Iran auf die Bedrohung
angemessen reagierte.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8458: Medizin und Gesundheitswesen - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Zuckerverbot für Säuglinge und Kleinkinder

Der Kampf gegen Übergewicht und Karies schreitet voran. Künftig wird
es keine zuckerhaltigen Kräuter- und Früchtetees mehr in Deutschland
für Säuglinge und Kleinkinder geben. Das hatte eine Verordnung von
Bundesernährungsministerin Julia Klöckner (CDU) festgelegt, die der
Bundesrat inzwischen gebilligt hat. Laut Deutschem Ärzteblatt sollen
auf den Packungen in Zukunft auch Hinweise für die Eltern stehen,
nicht selbst nachzusüßen. Auch andere süßende Zutaten wie Honig,
Malzextrakt, Sirupe oder Dicksäfte werden künftig verboten sein.
Verbraucherschützern geht das nicht weit genug. Sie fordern deutlich
weitergehendere Vorgaben für Kinderprodukte.

18. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8493: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Kein Volksbegehren für kostenlose Kitas in Baden-Württemberg

Das Landesverfassungsgericht in Stuttgart hat am Montag das von der
baden-württembergischen SPD angestoßene Volksbegehren zur Einführung
kostenloser Kitas gekippt. Der grün-schwarzen Regierung von
Ministerpräsident Kretschmann käme eine generelle Gebührenfreiheit
für Kitas zu teuer. Der SPD zufolge wären das gut 500 Millionen Euro
im Jahr, für die das Land aufkommen müßte. Das Innenministerium
verweist darauf, daß Volksbegehren über Abgabengesetze rechtlich
unzulässig sind. Dem Gericht zufolge ist der dem Volksbegehren
zugrundeliegende Gesetzentwurf eben deswegen mit der Landesverfassung
nicht vereinbar. Außerdem, so erklärte es eine Gerichtssprecherin,
verstößt der unklar und widersprüchlich formulierte Gesetzentwurf
gegen den Bestimmtheitsgrundsatz, wonach staatliches Handeln meßbar
und berechenbar zu sein hat. Aus dem Entwurf gehe nicht hervor, wie
der Ausgleichsbetrag für den nicht erhobenen Elternbeitrag zu
bemessen sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8415: Sprache, Kunst und Medium - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



DOK.fest München zeigt seine Filme ausschließlich im Internet

Nach der Halbzeit ziehen die Veranstalter des internationalen
Dokumentarfilmfestivals DOK.fest München, das wegen der COVID-19
Epidemie zwar nicht abgesagt, aber zum ersten Mal komplett online
präsentiert wird, eine durchweg positive Bilanz. Die Besonderheit in
München ist die Spezialisierung auf Dokus mit einer Mindestlänge von
52 Minuten.

Noch bis zum 24. Mai werden in verschiedenen Wettbewerbssparten 121
Filme aus 42 Ländern gezeigt. Unter www.dokfest-muenchen.de sind 21
Filme als Welt- und 69 Arbeiten als Deutschlandpremiere zu sehen. Das
Ticket kostet allerdings 4,50 Euro pro Film. Wer einen Euro mehr
überweist, unterstützt damit die leerstehenden DOK.fest-Partnerkinos.
Im vergangenen Jahr hatten noch ca. 52.400 Besucher die Kinos gefüllt.

Inzwischen sind auch die ersten Preise vergeben. Den Hauptpreis des
Festivals erhält Regisseur Radu Ciornicius, der mit "Acasa, My Home"
die Geschichte einer Roma-Familie verfilmte, die in einem 
Naturschutzgebiet bei Bukarest lebte und von dort in die Hauptstadt 
zwangsumgesiedelt wurde.

Ausgezeichnet wurde auch der Film "They call me Babu", eine
Familiengeschichte im kolonialen Indonesien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8482: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



US-Luftwaffe lanciert wiederverwendbaren Raumgleiter X-37B

Die US-Luftwaffe hat am Sonntag von Cape Canaveral aus mit einer
Atlas-V-Rakete den wiederverwendbaren Raumgleiter X-37B ins All
gebracht. Es ist die sechste derartige Mission eines Orbital Test
Vehicle (OTV) seit Auflage des Programms im Jahr 1999. Die jüngste
Mission endete nach 780 Tagen im Oktober 2019. Wie bisher auch
unterliegen Details der Aufgaben von X-37B der Geheimhaltung. Aktuell
heißt es, das Pentagon lasse die Auswirkung von Strahlung auf Saatgut
und verschiedene Materialien untersuchen, setze einen Satelliten aus
und teste die sogenannte Power-Beaming-Technologie. Bei letzterer
geht es darum, Solarenergie in koheränter Mikrowellenstrahlung zur
Erde zu schicken. Der Mikrowellen-Laser wurde vom U. S. Naval
Research Laboratory entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8496: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Koalition findet in Corona-Zeiten zurück zu Erneuerbaren Energien

Die Koalitionsausschüsse von Union und SPD haben sich nach
wochenlangen Verhandlungen auf einen Kompromiß zum Mindestabstand von
Windkraftanlagen zu Wohnbebauungen geeinigt. Demnach soll der Abstand
mindestens tausend Meter betragen, wobei im Baugesetzbuch eine
Öffnungsklausel aufgenommen wird, welche den Ländern ermöglicht,
eigene Abstandsregeln einzuführen. Außerdem wurde vereinbart, die
demnächst wirksam werdende Deckelung der Förderung von Solaranlagen
aus dem Jahre 2012 aufzuheben. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien
soll zudem zwischen Bund und Ländern besser koordiniert werden, um
die Umsetzung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien kontinuierlich
überprüfen zu können. Investitionsvorhaben in dem Bereich sollen
nicht zuletzt wegen des Wirtschaftseinbruchs durch die
Coronavirus-Pandemie beschleunigt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8465: Tragisches und Kurioses - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



"Bundesbüdchen" kehrt an seinen Bonner Standort zurück

Büdchen werden in Nordrhein-Westfalen die zahlreichen Kioske genannt,
an denen man sich nicht nur mit Getränken und belegten Broten, Bier
oder heißen Würstchen, Zeitungen, Illustrierten und manchem anderen
auch zu Unzeiten versorgen kann.

Eines der berühmtesten Büdchen war wegen seiner unmittelbaren Nähe zum
Kanzleramt in Bonn das "Bundesbüdchen". Mit etwas Glück konnte man
dort auch prominente Politiker antreffen oder zumindest deren
Chauffeure.

Nach dem Umzug der meisten Bundesämter nach Berlin mußte der 1957
eröffnete Kiosk allerdings weichen, weil dort ein neues
Konferenzzentrum und Wohnhäuser entstehen sollten. Doch das Vorhaben
zog sich hin. Deshalb wurde das "Büdchen" von Jürgen Rausch nicht
einfach abgerissen, sondern zunächst als kompletter 50 Tonnen schwerer
Klotz in der Nähe eingelagert.

Aber Besitzer Rausch dachte gar nicht daran, sein Büdchen
abzuschreiben. Zusammen mit einem Förderverein kämpfte er 14 Jahre
lang für den Erhalt und um einen guten Platz in der Nähe. Gestern war
es dann soweit. Mit Hilfe eines Tiefladers wurde der Bau an den neuen
Standort gebracht und abgesetzt. Jetzt wird es noch rund drei Monate
dauern, bis die Renovierungen abgeschlossen sind und eine
Bäckereikette den Kiosk eröffnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8494: Arbeit, Soziales und Familie - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Dreifachdemo am Kohlekraftwerk Datteln IV

Am neuen Kohlekraftwerk Datteln IV haben am Sonntag die vom Hambacher
Forst her bekannte Bewegung "Ende Gelände", der Umweltverband BUND
und die Klimaschutzbewegung Fridays for Future gegen die
Kohleverstromung protestiert. An den Kundgebungen nahmen
corona-bedingt insgesamt nur rund 120 Personen teil. Polizei war mit
mehreren Hundertschaften, Reiterstaffeln und einem Polizeiboot vor
Ort, um die Einhaltung von Mindestabständen unter den
Demonstrationsteilnehmern und -teilnehmerinnen zu kontrollieren sowie
das Vermummungsverbot bei gleichzeitigem Gesichtsmaskengebot
durchzusetzen. Der Kraftwerksblock IV der Anlage am
Dortmund-Ems-Kanal läuft zur Zeit im Probebetrieb. Der Betreiber
Uniper will ihn im Sommer ans Netz bringen. Der Konzern wird dabei
vom Land und dem Bund unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8469: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Blutregen möglich

Rechtzeitig zu Himmelfahrt haben sich die Eisheiligen in Deutschland
verabschiedet. Der Deutsche Wetterdienst erwartet sommerliche
Temperaturen fast im gesamten Bundesgebiet. Lediglich der Norden soll
am wechselhaften und kühlen Wetter festhalten. Zugleich scheint das
Hoch Quirinius nicht nur Temperaturen bis 25 Grad zu bringen. Es hat
sich, vor allem in Südeuropa, zugleich auch Sahara-Luft angekündigt,
die neben hohen Temperaturen auch Sand und Staub aus der Wüste mit
sich führen soll. Der meiste Staub wird in Italien und Griechenland
erwartet, aber Teile davon sollen sogar bis nach Deutschland dringen.
Es kann durchaus sein, daß der rötliche Sahara-Sand Regenwolken wie
auch Regen einfärbt, so daß es mancherorts zu sogenanntem Blutregen
kommen kann. Das mag zwar gefährlich klingen, ist aber völlig
harmlos.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8482: Märkte und Finanzen - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Ölverbrauch steigt wieder

Der Preis für Rohöl am Weltmarkt steigt unter anderem wieder, weil
mit der Rücknahme von Schutzmaßnahmen gegen das neuartige Coronavirus
in einigen US-Bundesstaaten der Straßenverkehr und die Produktion
global zunehmen und die Nachfrage nach Treibstoff steigt. Außerdem
hatten die USA sowie Rußland und Saudi-Arabien ihre Ölförderung
zurückgefahren. Auch wenn inzwischen Lagerkapazitäten wieder frei
werden, befinden sich noch mehr als 30 Öltanker mit rund 50 Millionen
Barrel Rohöl aus Saudi-Arabien auf See. Sie werden in den nächsten
Wochen die USA erreichen. Rohöl aus den USA wurde zum Wochenanfang
mit über 30 Dollar pro Barrel gehandelt. Der Preis für Nordseeöl
stieg auf 33 Dollar. Die Schieferölproduzenten Diamondback Energy Inc
und Parsley Energy in den USA benötigen nach eigenen Angaben einen
Durchschnittspreis von rund 30 Dollar pro Faß, um ihre Ölproduktion
wieder hochfahren und neue Bohrungen niederbringen zu können. Aus den
USA werden nach neun Wochen Rückgang aktuell rund 260 aktive
Ölbohrungen gemeldet. Ein Jahr zuvor waren es über 800 gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8492: Aus Forschung und Technik - 18.05.2020 (SB)




VOM TAGE



USA starten unbemannten Raumgleiter

Während die bemannte Raumfahrt in den USA in den Startlöchern steckt,
hat die US-Luftwaffe erneut den unbemannten Raumgleiter X-37B in die
Erdumlaufbahn gebracht, wo er unter anderem einen Satelliten
aussetzen sowie einige Experimente ausführen soll. Die dpa meldete,
ist die Trägerrakete Atlas V mit dem Raumschiff erfolgreich von Cape
Canaveral gestartet. Es ist die sechste Mission des Raumgleiters. Bei
der letzten war X-37B nicht weniger als 780 Tage in der Umlaufbahn
geblieben, bevor der Raumgleiter im vergangenen Oktober zur Erde
zurückkehrte. Dabei ist das Raumschiff ursprünglich nur für Einsätze
von bis zu 270 Tagen entworfen worden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/622: Rechts vor Links schon bei Urzeit-Reptilien (idw)

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 14.05.2020

Rechts vor Links schon bei Urzeit-Reptilien



Ein internationales Wissenschaftlerteam unter der Leitung von Mark
MacDougall vom Museum für Naturkunde Berlin und Robert Reisz von der
University of Toronto untersuchte den Zahnabrieb bei einem fossilen
Reptil. Die Forschenden erhielten den ältesten Nachweis von
"Rechtshändigkeit", wie in Current Biology publiziert wird. Es können neue
Erkenntnisse über die Evolution dieses sogenannten lateralisierten
Verhaltens und die Aufteilung des Gehirns in zwei Hemisphären gezogen und
vermittelt werden.

Obwohl unsere Körper symmetrische rechte und linke Seiten haben, zieht es
die Mehrheit der Menschen vor, für viele Aufgaben die rechte Hand zu
benutzen. Lange Zeit wurde angenommen, dass dieses Verhalten nur beim
Menschen vorkommt. Doch in den letzten Jahren wurden ähnliche
Verhaltensweisen auch bei anderen Säugetieren sowie Vögeln, Amphibien,
Reptilien und Fischen beobachtet. Die Verhaltensweise wurde oft mit der
Aufteilung des Gehirns in zwei Hälften in Verbindung gebracht. Doch wie
sich diese Verhaltensweise entwickelt hat und in die Vergangenheit
zurückreicht, lässt sich schwer nachweisen. Fossilien überliefern
überwiegend Knochen und Schalen, aber selten - zum Beispiel über
Laufspuren - Beweise für Verhaltensweisen.

Ein Team von Forschenden, darunter die Hauptautoren Robert Reisz,
Professor an der University of Toronto Mississauga / Kanada, und Mark
MacDougall, Postdoktorand am Museum für Naturkunde Berlin, führte die
erste Untersuchung des so genannten lateralisierten Verhaltens bei einem
fossilen Reptil durch, allerdings nicht durch die Untersuchung der
Extremitäten-Knochen, sondern durch die Untersuchung seiner Zähne. Anhand
zahlreicher fossiler Exemplare konnten die Forschenden feststellen, dass
ein 289 Millionen Jahre altes Reptil namens Captorhinus eine klare
Präferenz dafür hatte, beim Fressen mehr die rechte Seite seines Kiefers
zu benutzen.

"Das Vorhandensein dieses lateralisierten 'rechtshändigen' Fressverhaltens
bei einem so alten Tier liefert auch Hinweise darauf, dass die Aufspaltung
des Gehirns in zwei Hemisphären vor langer Zeit stattgefunden haben
könnte. Dies ist die erste Studie, die solche Beweise am Ursprung der
Reptilienevolution sucht und findet", sagt Dr. Mark MacDougall.

Captorhinus war ein kleines Reptil von weniger als einem Meter Länge, das
sich vermutlich während des frühen Perm vor ca. 280 Millionen Jahren von
Pflanzen und kleineren Tieren ernährte. Im Gegensatz zu anderen Reptilien
waren seine Zähne entlang des Kiefers in mehreren Reihen angeordnet, was
es Captorhinus ermöglichte, viel länger seine älteren Zähne zu benutzen.
Durch Zählen der abgenutzten Zähne im linken und rechten Kiefer dieser
Fossilien fanden die Forschenden heraus, dass sie im Durchschnitt häufiger
auf der rechten Seite des Kiefers kauten als auf der linken Seite.


Veröffentlichung:

Reisz et al. (2020)

Lateralized feeding behavior in a Paleozoic reptile.

Current Biology.

https://doi.org/10.1016/j.cub.2020.04.026

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde -

Leibniz-Institut für Evolutions- und Biodiversitätsforschung, 14.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/595: Das Genom des Jojobastrauches - eines einzigartigen Wachsspeichers (idw)

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
15.05.2020

Das Genom des Jojobastrauches - eines einzigartigen Wachsspeichers



Das Interesse an der Jojoba-Ernte gilt dem Jojobaöl, ein flüssiges Wachs
mit einer einzigartigen chemischen Zusammensetzung und mit einzigartigen
Eigenschaften. "Daraus ergab sich die Herausforderung, einen Einblick über
die Verteilung des Öls im Samen zu erhalten", erklärt Dr. Ljudmilla
Borisjuk, Leiterin der Forschungsgruppe Assimilat Allokation und NMR am
Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in
Gatersleben. "Mit Hilfe der Kernspintomographie konnten wir in das Innere
der intakten Nuss schauen, die Verteilung des Öls quantitativ beurteilen
und eine 3D-Ansicht über die Speicherung des Öls im lebenden Embryo
liefern", sagt Dr. Ljudmilla Borisjuk.

Die Samen von Jojoba sind eine der weltweit einzigen bekannten
nachhaltigen Quellen für Flüssigwachsester. Diese gelten als
umweltfreundlicher Ersatz für ähnliche Öle, die einst aus den Kopfhöhlen
des Pottwals (Physeter macrocephalus) gewonnen wurden und die dem
menschlichen Talg ähneln. Der kommerzielle Walfang hat diese Wal-Art aber
fast zum Aussterben gebracht.

"Jojoba ist die einzige uns bekannte Pflanze, die in der Lage ist, diese
Wachse im Samen zu speichern." Das flüssige Wachs wird üblicherweise als
Jojobaöl bezeichnet. Jojobaöl hat mehrere Vorteile und findet in
Pharmazie, Kosmetik und Haarpflegeprodukten eine breite Verwendung.

In der Vergangenheit gab es bereits beträchtliche Anstrengungen, um mit
Hilfe gentechnischer Methoden Samen von etablierten Kulturpflanzen wie
Raps (Brassica sp.), Camelina (Camelina sativa), Crambe (Crambe
abyssinica) oder Lepidum (Lepidum campestre) zu Wachsspeichern zu
entwickeln. Alle Versuche, die entsprechenden Jojobagene in diesen
Pflanzen zu exprimieren, führten jedoch nur zu einer bescheidenen Erhöhung
der Wachsgehalte. Zudem gingen die Keimungsraten der Samen stark zurück.
"Demgegenüber können Jojobasamen bis zu 60 Prozent Öl mit einem Gehalt von
mehr als 95 Prozent Wachsestern ohne beobachtbare Keimungseffekte
anreichern. Somit gibt es viel zu lernen, wie Jojobasamen diese Wachse
synthetisieren, verpacken und mobilisieren", sagt Dr. Ljudmilla Borisjuk.

Ein internationales Team von Wissenschaftlern (USA, Deutschland und China)
hat nun seine Kräfte gebündelt, um Transkriptom, Proteom und Lipidom von
Jojobasamen umfassend zu untersuchen. In der März-Ausgabe der Zeitschrift
Science Advances haben sie über die Sequenzierung des 887 Megabasen (Mb)
großen Jojoba-Genom berichtet. Organisiert sind die insgesamt 23.490
proteincodierenden Gene auf 26 Chromosomen. Wissenschaftler der
Heinrich-Heine-Universität (Düsseldorf), der Universität Göttingen und des
Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK,
Gatersleben) waren an dieser Untersuchung beteiligt.

Neben der reinen Sequenz beschäftigte sich das internationale Forscherteam
auch mit Untersuchungen zur Ölverteilung im Inneren intakter reifer Samen.
Mit Hilfe einer speziellen Kernspintomographie konnte die Untersuchung an
lebenden Samen durchgeführt werden. "Ich schätze es sehr, dass die
Untersuchungen mit Hilfe der Magnetresonanztomographie (NMR) diese
internationale Kooperation ermöglicht haben. Basis für diese
Zusammenarbeit ist die am IPK entwickelte Expertise zur zerstörungsfreien
Visualisierung von Lipiden", sagt Dr. Ljudmilla Borisjuk.

Die genomischen Ressourcen der vorliegenden, qualitativ hochwertigen
Sequenz, gekoppelt mit den Multiomikansätzen zur Genexpression, Proteom
und Lipidanalyse inklusive der zerstörungsfreien, bildgebenden Verfahren,
geben Einblicke in die Evolutionsgeschichte dieser, auf Grund der
Synthese und Speicherfähigkeit von Wachsen, so einzigartigen Pflanze.
Neben grundlegenden Erkenntnissen schafft die vorliegende Arbeit auch die
Voraussetzung für eine gezielte Verbesserung des Jojobastrauches.

Dank der Etablierung der Kernspinresonanz Bildgebung am IPK stehen
Verfahren mit nahezu zellulärer Auflösung für eine breite Palette von zur
Verfügung. "So wollen wir in einem nächsten Schritt Einblicke in die
Keimung der Jojobasamen in Echtzeit erhalten, um zu verstehen, warum
andere Kulturpflanzen schon bei geringen Menge an Wachsen im Samen in der
Keimung beeinflusst werden - Jojoba jedoch nicht."


Originalpublikation:

Sturtevant D. et al. (2020)

The genome of jojoba (Simmondsia chinensis): A taxonomically isolated
species that directs wax ester accumulation in its seeds.

Science Advances.

DOI: 10.1126/sciadv.aay3240

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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FORSCHUNG/594: Die Gen-Armut der Fleischfresser (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.05.2020

Die Gen-Armut der Fleischfresser



Das Erbgut der fleischfressenden Pflanzen Venusfliegenfalle, Sonnentau
und Wasserfalle ist entschlüsselt. Die Ergebnisse haben für einige
Überraschungen gesorgt.

Pflanzen können mit Hilfe von Licht, Wasser und Kohlendioxid energiereiche
Biomasse produzieren. Darum stehen sie am Beginn der Nahrungsketten. Die
fleischfressenden Pflanzen aber haben den Spieß umgedreht und machen Jagd
auf Tiere. Insekten sind ihre Hauptnahrungsquelle.

Eine Publikation in der Fachzeitschrift Current Biology bringt jetzt Licht
in das geheime Leben der grünen Fleischfresser. Der
Pflanzenwissenschaftler Rainer Hedrich und der Evolutions-Bioinformatiker
Jörg Schultz, beide von der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg,
haben mit ihrem Kollegen Mitsujasu Hasebe von der Universität Okazaki
(Japan) das Erbgut von gleich drei fleischfressenden Pflanzenarten
entschlüsselt und analysiert.

Untersucht wurden die aus Nordamerika stammende Venusfliegenfalle Dionaea
muscipula, die weltweit vorkommende Wasserfalle Aldrovanda vesiculosa und
der in Asien weit verbreitete Sonnentau Drosera spatulata.

Alle drei gehören zur Pflanzenfamilie der Sonnentaugewächse. Trotzdem
haben sie jeweils andere Lebensräume erobert und eigene Fangmechanismen
entwickelt. Bei Dionaea und Aldrovanda sind die Enden der Blätter zu
Klappfallen umgestaltet. Der Sonnentau dagegen setzt seine Beute mit
klebrigen Tentakeln auf der Blattoberfläche fest.

Basis-Gene für die Karnivorie

Als erstes fand das internationale Forschungsteam heraus:
Venusfliegenfalle, Sonnentau und Wasserfalle besitzen trotz ihrer
unterschiedlichen Lebensweisen und Fangmechanismen eine übereinstimmende
"Basis-Ausstattung" von Genen, die für die fleischfressende Lebensweise,
die Karnivorie, essenziell sind.

"Die Funktion dieser Gene steht im Zusammenhang mit der Fähigkeit,
Beutetiere zu spüren, zu verdauen und ihre Nährstoffe zu verwerten",
erklärt Rainer Hedrich.

"Den Ursprung der Karnivorie-Gene konnten wir auf ein Duplikationsereignis
zurückverfolgen, das vor vielen Millionen Jahren im Erbgut des letzten
gemeinsamen Vorfahren der drei karnivoren Spezies geschah", sagt Jörg
Schultz. Diese Verdopplung des kompletten Erbguts habe der Evolution
ideales Spielmaterial geliefert, um neue Funktionen zu entwickeln.

Gen-Armut trotz spezieller Lebensweise

Zu ihrer Überraschung stellten die Forscher fest, dass die Pflanzen für
die Karnivorie nicht besonders viele Gene brauchen. Stattdessen gehören
die drei untersuchten Arten sogar zu den genärmsten Pflanzen, die man
kennt. Drosera besitzt 18.111, Dionaea 21.135 und Aldrovanda 25.123 Gene.
Die meisten Pflanzen haben dagegen zwischen 30.000 und 40.000 Gene.

Wie lässt sich das mit der Tatsache vereinbaren, dass für die Entwicklung
neuer Lebensweisen meist eine Fülle neuer Gene gebraucht wird? "Das kann
nur bedeuten, dass die Spezialisierung auf tierische Nahrung zwar mit
einem Zugewinn, gleichzeitig aber auch mit einem massiven Verlust von
Genen einherging", folgert der Entwicklungsbiologe Hasebe.

Wurzel-Gene in den Fangorganen aktiv

Die meisten Gene, die für den Betrieb der Insektenfallen nötig sind,
finden sich in leicht veränderter Form auch in ganz normalen Pflanzen.
"Bei fleischfressenden Pflanzen sind in den Fangorganen mehrere Gene
aktiv, die bei anderen Pflanzen ihre Wirkung in der Wurzel entfalten. In
den Fangorganen werden diese Gene erst angeschaltet, wenn die Beute sicher
ist", erklärt Hedrich. Zu diesem Befund passt, dass die Wurzeln bei der
Venusfliegenfalle und dem Sonnentau stark reduziert sind. Bei der
Wasserfalle fehlen sie ganz.

Fangfunktion weiter erforschen

Die Forscher haben jetzt Einblick in die Evolution der Karnivorie bei
Pflanzen und halten gleich drei Baupläne für diese besondere Lebensweise
in Händen. Als nächstes wollen sie die molekularen Grundlagen der
Fangfunktion noch besser verstehen.

"Wir haben festgestellt, dass die Venusfliegenfalle die vom Beutetier
ausgelösten elektrischen Reize zählt, sich diese Zahl eine gewisse Zeit
merken kann und schließlich eine Entscheidung trifft, die der Zahl
entspricht", so Hedrich. Nun gelte es zu verstehen, nach welchem
biophysikalisch-biochemischen Prinzip fleischfressende Pflanzen "zählen".

Förderer

Diese Arbeiten wurden finanziell gefördert vom Europäischen Forschungsrat,
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Japan Society for the Promotion
of Science und der King Saud University.


Originalpublikation:

Genomes of the Venus Flytrap and close relatives unveil the roots of plant
carnivory.

Current Biology, 14. Mai 2020,

DOI: 10.1016/j.cub.2020.04.051

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 14.05.2020
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ARBEIT/1204: Fleischbranche - Bundesregierung muss jetzt endlich liefern

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2020

Fleischbranche: Bundesregierung muss jetzt endlich liefern!



Zur Debatte über Arbeitsbedingungen und Gesundheitsschutz in
Schlachtbetrieben erklären Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik, und Friedrich
Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Die Bundesregierung darf jetzt notwendige gesetzliche Regelungen für
die Fleischindustrie nicht weiter vor sich herschieben und muss
endlich handeln. Denn eines hat die Erfahrung der letzten Jahre
gezeigt: Freiwillig wird die Fleischbranche nichts verändern.

Es ist schon lange bekannt, dass die Beschäftigten in der
Fleischbranche rücksichtslos ausgebeutet werden. Die Beschäftigten,
meist aus Osteuropa, arbeiten hart für niedrige Löhne, zehn und mehr
Stunden, sechs Tage in der Woche. Sie werden in engen Unterkünften
zusammengepfercht und in vollgestopften Bussen zu den Schichten
gefahren. Und jetzt wird die Branche auch noch zu einem Hotspot der
Corona-Krise. Die Beschäftigten müssen jetzt vor dem Corona-Virus
geschützt und die Infektionen müssen gestoppt werden. Vor allem aber
muss das Geschäftsmodell in der Fleischbranche ganz grundsätzlich
verändert werden. Notwendig sind gesetzliche Maßnahmen, die über
Corona hinaus wirken. Die Beschäftigten in der Fleischbranche dürfen
nicht alleine gelassen werden; weder in Zeiten von Corona noch danach.

Das zentrale Problem in der Fleischbranche sind die Werkverträge und
Subunternehmerketten. Es ist nicht akzeptabel, dass die
Kerntätigkeiten der Fleischindustrie, wie das Zerlegen von Fleisch,
massenhaft an Subunternehmen ausgelagert werden. Die Fleischbarone
stehlen sich mit diesen Werkvertragskonstruktionen aus der
Verantwortung beim Arbeitsschutz. Deshalb brauchen wir sofort eine
Generalunternehmerhaftung für den Arbeitsschutz. Zudem müssen die
gesetzlichen Rahmenbedingungen so verändert werden, dass das Auslagern
von Kerntätigkeiten an Subunternehmen in der Fleischbranche nicht mehr
möglich ist. Die Betreiber von Schlachthöfen müssen endlich
Verantwortung für die Beschäftigten übernehmen . Gleichzeitig geht es
um das Thema Kontrollen. Notwendig ist eine Arbeitsinspektion. Das
bedeutet, dass Gesundheitsschutz, Arbeitsschutz, Arbeitszeit und
korrekte Entlohnung an einer Stelle gebündelt werden. Nur so werden
die Kontrollen effektiv und nur so können Verwerfungen zielgenau durch
Kontrollen aufgedeckt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1919: Abkommen zur Machtteilung in Afghanistan guter erster Schritt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2020

Abkommen zur Machtteilung in Afghanistan guter erster Schritt

Friedensgespräche müssen mit Nachdruck vorangetrieben werden



Am 17. Mai haben der afghanische Präsident Ghani und sein politischer
Kontrahent Abdullah ein Abkommen zur Machtteilung in Afghanistan
unterzeichnet. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Die Unterzeichnung des politischen Abkommens zwischen Präsident
Ghani und Abdullah ist ein wichtiger Schritt, der den politischen
Stillstand in Afghanistan beendet. Es ist notwendig, dass die
politische Energie wieder vollständig auf die Lösung der vielen
Herausforderungen in Afghanistan ausgerichtet wird. Die Machtteilung
ermöglicht es den wichtigsten politischen Lagern und ethnischen
Gruppierungen in Afghanistan, gemeinsam für die Zukunft des Landes zu
arbeiten.

Die Menschen in Afghanistan brauchen dringend Fortschritte in den
Bereichen Bildung, Gesundheitsversorgung, Wirtschaftsentwicklung und
Gleichstellung der Geschlechter. Präsident Ghani und Abdullah tragen
hierfür die politische Verantwortung. Für die Entwicklung in diesen
Bereichen haben sie auch weiterhin die Unterstützung der
internationalen Staatengemeinschaft.

Besonders wichtig werden die Bemühungen für einen innerafghanischen
Friedensprozess sein. Hierfür hat Abdullah als Vorsitzender eines
neuen ?Hohen Versöhnungsrats? besondere Verantwortung übernommen. Er
kann einen historischen Beitrag für die Befriedung Afghanistans
leisten. Denn ein nachhaltiger Frieden ist Voraussetzung für den
Ausbau von Stabilität, Entwicklung, Zukunftsperspektiven für die
junge Bevölkerung, aber auch dafür, dass die internationalen
Streitkräfte eines Tages das Land verlassen können.

Die Anschläge der vergangenen Wochen zeigen, dass der Weg hin zu
nachhaltigem Frieden steinig und von Rückschlägen belastet ist. Umso
mehr müssen die Gespräche intensiviert werden. Auch die Taliban und
andere regierungsfeindliche Kräfte müssen verstehen, dass sie keine
militärische Lösung des Konflikts in Afghanistan in ihrem Sinne
erzwingen können.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht weiter hinter dem umfassenden
und vernetzten Engagement Deutschlands in Afghanistan und wird auch
die deutschen Bemühungen, den innerafghanischen Friedensprozess zu
gestalten, mit Kraft unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1008: Johannes Paul II. trug entscheidend zur Überwindung der jahrzehntelangen Teilung Europas bei

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2020

Johannes Paul II. trug entscheidend zur Überwindung der
jahrzehntelangen Teilung Europas bei



Zum 100. Geburtstag des früheren Papstes Johannes Paul II. am
morgigen Montag können Sie den Beauftragten für Kirchen und
Religionsgemeinschaften der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann
Gröhe, wie folgt zitieren:

"Johannes Paul II. hat die Katholische Kirche über 26 Jahre lang
geführt und nachhaltig geprägt. Als polnischer Staatsbürger rief er
anlässlich seiner Amtseinführung vom Petersplatz aus den Menschen
hinter dem Eisernen Vorhang zu 'Fürchtet Euch nicht!'. Durch sein
Wirken und seine klaren Botschaften wurde er für viele zum Vorbild
und trug zur Überwindung der jahrzehntelangen Teilung Europas
entscheidend bei. Seine große Bedeutung für die Katholische Kirche
verdeutlicht sich auch in seiner Heiligsprechung durch Papst
Franziskus im Jahr 2014. Unvergessen ist bei vielen Bundesbürgern
seine letzte Reise nach Deutschland 1996 - verbunden mit dem Besuch
des Brandenburger Tores im wiedervereinigten Berlin, gemeinsam mit
Bundeskanzler Helmut Kohl."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1290: Eine maßlose Ausgabenpolitik verhindern - die Rechnung zahlen am Ende die Jungen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2020

Eine maßlose Ausgabenpolitik verhindern - die Rechnung zahlen am
Ende die Jungen



Bundesfinanzminister Olaf Scholz plant nach Medienberichten, für die
Kompensation von kommunalen Steuermindereinnahmen und die Übernahme
von kommunalen Altschulden durch den Bund einen fast 57 Milliarden
schweren Rettungsschirm aufzusetzen. Hierzu können Sie den
Vorsitzenden der Jungen Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mark
Hauptmann, gerne wie folgt zitieren:

"Zusätzlich zu einem 156 Milliarden Euro schweren Nachtragshaushalt,
zur Ausnahme von der Schuldenbremse und der Aufgabe der Schwarzen
Null schnürt das SPD-geführte Finanzministerium neue Hilfen für
Städte und Gemeinden. Weitere Sozialpakete, Kaufprämien und
Kredithilfen sind in Planung. Dies führt zu einer maßlosen
Ausgabenpolitik, die langfristig vor allem zu Lasten der jungen
Generation gehen wird. Soforthilfen und vorübergehende Ausnahmen in
der Corona-Pandemie waren richtig und wichtig, um Existenzen nicht zu
gefährden und schnell handeln zu können. Dies war aber nur möglich,
weil Deutschland in den vergangenen zehn Jahren den Schuldenstand
konsequent auf 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gesenkt hat.
Gerade in Krisenzeiten ist es deshalb umso wichtiger, jetzt mit
Weitsicht zu reagieren und bei allen weiteren Maßnahmen und
Ausgabewünschen Maß zu halten. Neue Schuldenberge führen Deutschland
in eine noch tiefere Krise. Die Rechnung zahlen am Ende die Jungen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/659: Museen digital entdecken

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2020

Museen digital entdecken

Vielfältige Angebote der Museen machen den virtuellen Besuch spannend
- für jeden



Am Sonntag, den 17. Mai 2020, findet der Internationale Museumstag
statt. Das diesjährige Thema lautet "Das Museum für alle - Museen für
Vielfalt und Inklusion". Dazu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Gitta Connemann:

"Museen sind Erinnerungsorte - und mehr. Sie sind auch Kultur-,
Informations- und Begegnungszentren. Mit 6.800 dieser Schatztruhen
hat Deutschland eine weltweit einmalige Museumslandschaft. Jeder
Besuch lohnt. Denn neben Aha-Effekten erwarten uns dort Geschichte,
Bildung und Inspiration.

Derzeit kann der Gang durch die Museen nur virtuell erfolgen. Dies
ist Chance und Herausforderung zugleich. Digitale Angebote öffnen den
Zugang für alle - unabhängig von Herkunft, Alter, Geldbeutel oder
Gesundheit. Das ist gut so. Denn jeder sollte diese Möglichkeit
haben. Das gilt insbesondere für Menschen mit Beeinträchtigungen und
Behinderungen. Echte Teilhabe braucht auch den barrierefreien Zugang
zu Museen.

Dies bedeutet für die Museen allerdings Investitionen in
Vermittlungsformate und digitale Infrastruktur. Gerade die
ehrenamtlich getragenen Häuser sind damit alleine finanziell
überfordert. Deshalb unterstützen wir die Engagierten vor Ort mit
einem Förderprogramm wie 'Kulturelle Vermittlung und Integration'.
Dabei belassen wir es aber nicht.

Aktuell haben wir das Soforthilfeprogramm für Heimatmuseen auf den
Weg gebracht. Damit können Heimat- und Freilichtmuseen in Gemeinden
mit bis zu 20.000 Einwohnern bei der Bauunterhaltung unterstützt und
modernisiert werden. Sie werden in der Regel von ehrenamtlichen
Initiativen getragen. Mit ihrer Arbeit zeigen sie, woher wir kommen
und was unsere Identität ausmacht. Sie haben unseren Rückhalt
verdient.

Weitere Hilfen bietet unser Sofortprogramm für Schutz- und
Vorsorgemaßnahmen 'Neustart'. Damit wollen wir kleinen und mittleren
Einrichtungen wie Museen eine rasche Wiedereröffnung ermöglichen -
unter Einhaltung des Gesundheitsschutzes. Hier hilft digitale
Technik. Der Bedarf ist groß. Gegebenenfalls muss hier noch einmal
nachjustiert werden. Darauf werden wir als CDU/CDU-Bundestagsfraktion
achten. Denn wenn die Museen schlafen oder schließen, leiden wir
alle."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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RECHT/1031: Ablehnung des Geologiedatengesetzes ist politisch destruktiv

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2020

Ablehnung des Geologiedatengesetzes ist politisch destruktiv



Das vom Bundestag beschlossene Geologiedatengesetz erhielt heute im
Bundesrat keine Zustimmung. Der Bundestagsbeschluss regelt die
Übermittlung geologischer Daten, die unter anderem für die Suche nach
einem sicheren Endlager für Atommüll sowie für die Rohstoff- und
Energiegewinnung von Bedeutung sind. Der wirtschafts- und
energiepolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim
Pfeiffer, äußert sich wie folgt zu dieser Entscheidung:

"Die heutige durch die Grünen betriebene Ablehnung des
Geologiedatengesetzes durch den Bundesrat ist sachlich nicht
nachvollziehbar und politisch destruktiv. Damit ist der weitere
Zeitplan für die Standortsuche eines Endlagers für hochradioaktive
Abfälle gefährdet. Das vorliegende Gesetz soll das bisherige
Lagerstättengesetz ablösen sowie bessere Rechtssicherheit und
Transparenz bei der Lesbarkeit, Verfügbarkeit und Bereitstellung
geologischer Daten schaffen. Wieder einmal zeigt sich, dass die
Grünen ein Sachproblem in ideologische und parteipolitische
Geiselhaft nehmen, statt es konstruktiv zu lösen."


Zum Hintergrund:

Das Geologiedatengesetz soll das Lagerstättengesetz ablösen und die
Voraussetzung für die geologische Landesaufnahme sowie für die
Übermittlung und Sicherung geologischer Daten schaffen. Mit dem
Gesetz wird eine umfassende Pflicht zur Sicherung geologischer Daten
zum Zweck des Erhalts, der dauerhaften Lesbarkeit und Verfügbarkeit
dieser Daten für alle bestehenden und künftigen geologischen Aufgaben
des Bundes und der Länder verankert. Zudem ist die öffentliche
Bereitstellung geologischer Daten (Open Data) ein wesentliches
Element des Gesetzes.

Zu den geologischen Aufgaben des Bundes und der Länder zählen unter
anderem die Entwicklung von Planungsgrundlagen zur
umweltverträglichen Nutzung des Untergrunds, die Untersuchung und
Bewertung geologischer und geotechnischer Gefahren sowie anthropogen
verursachter Schäden und die Suche und Auswahl eines Standortes für
eine Anlage zur Endlagerung von hochradioaktiven Abfällen. Zudem sind
geologische Daten für zahlreiche weitere Bereiche wie unter anderem
die Wasserwirtschaft, die Land- und Forstwirtschaft, das Bauwesen und
große Infrastrukturprojekte relevant.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hatte am 11. Juli
2019 die Länder- und Verbändeanhörung eingeleitet. Stellungnahmen zum
Referentenentwurf konnten bis zum 13. September 2019 eingereicht
werden. Der Bundestag hat den Gesetzentwurf am 23. April 2020
beschlossen. Der Bundesrat lehnte den Beschluss am 15. Mai 2020 in
der 989. Sitzung ab. Bundestag oder Bundesregierung können nun den
Vermittlungsausschuss anrufen, um dort mit dem Bundesrat über einen
Kompromiss zu verhandeln.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/800: Verkehrsbranche in der Krise gezielt helfen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2020

Verkehrsbranche in der Krise gezielt helfen



Zur Unterstützung der Verkehrsbranche durch den Bund während der
Corona-Pandemie können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Die Verkehrsbranche ist durch die Corona-Krise hart getroffen. Mit
gezielten Maßnahmen kann der Bund unterstützen. Die Lufthansa braucht
keine Bevormundung durch die Regierung, wenn diese temporär
Staatshilfen gewährt. Über den Flugplan soll weiterhin das
Unternehmen bestimmen und nicht der Staat. Als eine von drei großen
Airline-Gruppen in Europa muss die Lufthansa für den internationalen
Wettbewerb fit gemacht werden.

Das Bundesfinanzministerium ist angehalten, schnell und positiv über
den Antrag von Bundesminister Scheuer zur Unterstützung der
Busbranche mit 170 Millionen Euro zu entscheiden. Die Deutsche Bahn
muss in die Lage versetzt werden, mit soliden Finanzen schrittweise
ihre Rolle als klimafreundliches Verkehrsmittel im Personen- und
Güterverkehr zu stärken. Das darf keine Auswirkungen auf den
Wettbewerb haben.

Bei den Überlegungen für den Hochlauf der Autoindustrie muss der
Ausbau der Elektro-Ladeinfrastruktur für private Haushalte ganz vorne
stehen. Umweltfreundliche Nutzfahrzeuge sind neben den Autos auch
Teil der Diskussion."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2913: Unternehmen durch steuerliche Maßnahmen jetzt unterstützen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2020

Unternehmen durch steuerliche Maßnahmen jetzt unterstützen

Konjunkturbelebung durch steuerliche Maßnahme sind dringend
erforderlich



Der BDI hat am heutigen Montag in Beratungen mit der Bundeskanzlerin
einen 5-Punkte-Plan zur schnellen Konjunkturbelebung vorgelegt. Dazu
erklärt die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann:

"Wir sehen, ebenso wie der BDI, sofortigen Handlungsbedarf auf dem
Gebiet des Unternehmensteuerrechts! Die Unionsfraktion hat bereits im
letzten Jahr mit dem Eckpunktepapier "Modernisierung der
Unternehmensbesteuerung" die dringende Notwendigkeit einer Reform des
Unternehmensteuerrechts aufgezeigt. Diese Maßnahmen werden durch die
wirtschaftliche Lage in der Corona-Krise umso notwendiger.

Aus unserer Sicht sind dafür folgende Maßnahmen im Bereich des
Steuerrechts erforderlich, um die Wirtschaft und unsere Unternehmen
in der jetzt anstehenden wirtschaftlich schwierigen Lage zu
unterstützen:


	Wie der BDI wollen wir die Verlustverrechnungsmöglichkeit (insbesondere beim Verlustrücktrag) nach § 10d EStG ausweiten. Zudem fordern wir, dass Unternehmen im Rahmen ihrer steuerlichen Gewinnermittlung 2019 eine steuerfreie "Corona-Rücklage" für im Jahr 2020 erwartete Verluste bilden können.

	Wir unterstützen die Forderung des BDI nach verbesserten Abschreibungsbedingungen, insbesondere für digitale Wirtschaftsgüter.

	Ebenso wie der BDI sehen wir die Notwendigkeit, die Unternehmensteuerlast von den bisher knapp 30 Prozent auf 25 Prozent zu senken, damit unsere Unternehmen auch im internationalen Vergleich wettbewerbsfähig bleiben.



Über die Vorschläge des BDI hinaus fordern wir folgende weitere
Maßnahmen:


	Wir wollen die Frist für die in diesem Jahr ablaufenden Investitionsabzugsbeträge nach § 7g Einkommensteuergesetz um 2 Jahre verlängern.

	Neben dem vom Finanzminister zugesagten Optionsmodell für Personengesellschaften brauchen wir auch bessere Rahmenbedingungen bei der Thesaurierungsbegünstigung für Personengesellschaften.

	Wir haben uns schon mit dem Koalitionspartner auf eine Erhöhung der anrechenbaren Gewerbesteuer auf Einkommensteuer in Höhe des 4,0-Fachen des Gewerbesteuermessbetrages geeinigt. Außerdem sollte die Gewerbesteueranrechnung auch für Kapitalgesellschaften ermöglicht werden."



 * 
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BUNDESTAG/9819: Heute im Bundestag Nr. 512 - 18.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 512

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.03 Uhr

1. Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

2. Genehmigung für Leichtwaffen-Exporte

3. Kleinwaffenexporte 2019

4. Definition kritischer Infrastruktur

5. Corona-Soforthilfen für Unternehmen

6. Illegaler Heimtierhandel

7. Mehr Intensivbetten in Krankenhäusern



1. Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

Wirtschaft und Energie/Verordnung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung die vierzehnte Verordnung zur
Änderung der Außenwirtschaftsordnung (19/19060) vorgelegt. Damit
würden unter anderem die Regelungen für Ausnahmen vom Waffenembargo
geändert, begründet die Bundesregierung die Vorlage. Das betreffe
Ausfuhren in die Zentralafrikanische Republik sowie nach Somalia
aufgrund von EU-Ratsbeschlüssen. "Diese Änderungen sind innerstaatlich
im Außenwirtschaftsrecht umzusetzen." Außerdem geht es um eine
Anpassung der Verfahrensvorschriften zum Begriff des Ausführers.

 * 

2. Genehmigung für Leichtwaffen-Exporte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr
Einzelausfuhren von Leichtwaffen und Leichtwaffenteilen in einer
Gesamthöhe von 41,47 Millionen Euro genehmigt. Die Genehmigungen für
den Export von entsprechender Munition beliefen sich auf 33,45
Millionen Euro, wie aus einer Antwort (19/19048) auf eine Kleine
Anfrage (19/18499) der Linksfraktion hervorgeht. Darin listet die
Bundesregierung weiter die Gesamtwert-Verteilung nach
Zielländergruppen auf sowie detailliert für jedes Zielland die genaue
Güterbeschreibung.

 * 

3. Kleinwaffenexporte 2019

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr
Einzelausfuhren von Kleinwaffen und Kleinwaffenteilen in einer
Gesamthöhe von 69,49 Millionen Euro genehmigt. Die Genehmigungen für
den Export von entsprechender Munition belief sich auf 5,53 Millionen
Euro, wie aus einer Antwort (19/19049) auf eine Kleine Anfrage
(19/18501) der Linksfraktion hervorgeht. Darin listet die
Bundesregierung weiter die Gesamtwert-Verteilung nach
Zielländergruppen auf sowie detailliert für jedes Zielland die genaue
Güterbeschreibung.

 * 

4. Definition kritischer Infrastruktur

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Definition von kritischer Infrastruktur soll
nach den Aussagen der Bundesregierung in der anstehenden Novelle der
Außenwirtschaftsverordnung konkretisiert werden. Zwar gebe es keine
generell gültige Definition von kritischen beziehungsweise
Schlüsseltechnologien, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/18929) auf eine Kleine Anfrage (19/18466) der Linksfraktion.
Allerdings liste die EU in einer Verordnung bestimmte kritische
Technologien auf - daran werde die Novelle anknüpfen. Der Erwerb soll
künftig meldepflichtig sein und "einer Eingriffsschwelle von zehn
Prozent unterliegen". Der Entwurf werde derzeit innerhalb der
Bundesregierung abgestimmt.

 * 

5. Corona-Soforthilfen für Unternehmen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Bund und Länder haben bislang mehr als 9,6
Milliarden Euro an Corona-Soforthilfen an kleine Unternehmen und
Soloselbstständige ausgezahlt. Das entspreche der Bewilligung von mehr
als 1,2 Millionen Anträgen (Stand: 30. April), erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/19051) auf eine Kleine Anfrage
(19/18741) der AfD-Fraktion.

 * 

6. Illegaler Heimtierhandel

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Nach dem Ausmaß des illegalen Handels mit Welpen und
anderen Heimtieren sowie nach Tierschutzmaßnahmen erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/18974).
Die Abgeordneten wollen wissen, welche Schritte die Bundesregierung
unternimmt, um den Internethandel mit Tieren und Schwarzzuchten besser
zu überwachen.

 * 

7. Mehr Intensivbetten in Krankenhäusern

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Intensivbetten in den Krankenhäusern ist
in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen. Das geht aus der
Antwort (19/18920) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/18337) der AfD-Fraktion hervor.

Demnach lag die Zahl der Betten zur intensivmedizinischen Versorgung
1997 bei 22.208, im Jahr 2007 waren es 23.357 Betten und 2017 den
Angaben zufolge 28.031. Aktuell liegt die Zahl der Intensivbetten noch
höher.

Mit der jüngst erlassenen Intensiv-Register-Verordnung seien alle
zugelassenen Krankenhäuser, die intensivmedizinische
Behandlungskapazitäten vorhielten, verpflichtet, ihre Anzahl an
verfügbaren intensivmedizinischen Kapazitäten täglich zu übermitteln.
Am 24. April 2020 standen demnach 32.559 Intensivbetten zur Verfügung,
von denen 19.622 belegt waren.

 * 
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BUNDESTAG/9818: Heute im Bundestag Nr. 511 - 18.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 511

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.17 Uhr

1. Aktuelle Ausgabe von Das Parlament

2. Einsatz von Schutzmasken sinnvoll

3. Schutzmasken aus deutscher Produktion

4. Medikament zur Selbsttötung

5. Einführung einer Vermögensabgabe



1. Aktuelle Ausgabe von Das Parlament

Bundestagsnachrichten/Bericht

Berlin: (hib/AHE) Die heute erschienene Ausgabe der vom Deutschen
Bundestag herausgegebenen Wochenzeitung "Das Parlament" berichtet über
die Debatte zur Einführung einer Grundrente. Im Interview der Woche
zeigt sich der SPD-Rentenexperte Martin Rosemann zuversichtlich, dass
das Projekt nach mehreren Anläufen verschiedener Bundesregierungen nun
durchsetzbar sei und auch der Koalitionspartner von der Union
mitziehe. Weitere Themen der aktuellen Ausgabe sind die Debatte um
eine Änderung des Wahlrechts zur Begrenzung der Sitze im Bundestag und
das Echo auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
Staatsanleihekaufprogramm der Europäischen Zentralbank. Das E-Paper
von "Das Parlament" ist kostenfrei im Netz abrufbar: 

http://epaper.das-parlament.de/2020/21_22/index.html#0

Mit dem Iran befasst sich die von der Bundeszentrale für politische
Bildung herausgegebene Beilage "Aus Politik und Zeitgeschichte". Die
Ausgabe ist ebenfalls kostenfrei im Netz abrufbar: 

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/309954/iran

 * 

2. Einsatz von Schutzmasken sinnvoll

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mund-Nasen-Bedeckungen (MNB) aus handelsüblichen
Stoffen eigenen sich nach Angaben der Bundesregierung für den privaten
Gebrauch, etwa beim Einkauf oder im Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV). Eine Schutzwirkung für den Träger sei wissenschaftlich aber
nicht nachgewiesen, heißt es in der Antwort (19/18969) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18463) der AfD-Fraktion.

Im Fall einer Infektion könne der Mundschutz aber dazu beitragen, das
Virus nicht an andere Menschen weiterzugeben. So werde durch die
Masken die Geschwindigkeit des Atemstroms oder Tröpfchenauswurfs beim
Husten und Sprechen reduziert und das Bewusstsein für "social
distancing" sichtbar unterstützt.

 * 

3. Schutzmasken aus deutscher Produktion

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will bei der Versorgung mit
Schutzmasken und Schutzkleidung unabhängiger vom Weltmarkt und
globalen Lieferketten werden. Die Erfahrungen der vergangenen Wochen
hätten gezeigt, dass die Stärkung einer nationalen Herstellung von
Schutzmaterial für medizinisches Personal geboten sei, heißt es in der
Antwort (19/19047) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/18732) der Linksfraktion.

Das Bundesgesundheitsministerium habe daher zwischenzeitlich
Rahmenverträge mit Lieferanten geschlossen, die angeboten hätten, in
Deutschland gefertigte persönliche Schutzausrüstung zu liefern.

 * 

4. Medikament zur Selbsttötung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19053) nach Anträgen zum Erwerb eines tödlich wirkenden
Medikaments. Das Bundesverwaltungsgericht habe im März 2017
entschieden, dass unheilbar Kranken in einer extremen Notlage der
Erwerb eines solchen Medikaments nicht verweigert werden dürfe.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie viele
solche Anträge seit August 2019 gestellt worden sind und wie viele
abgelehnt wurden.

 * 

5. Einführung einer Vermögensabgabe

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung eine einmalige
Vermögensabgabe zur Finanzierung der Kosten für die
Corona-Krisenbewältigung plant, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19052) in Erfahrung bringen. Die Bundesregierung wird
gefragt, ob eine zusätzliche Abgabe die aktuellen Bemühungen der
Politik zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie
und zur Stärkung der deutschen Wirtschaft konterkarieren könnte.
Wissen wollen die Abgeordneten auch, ob ertragsunabhängige Steuern wie
die Vermögensteuer krisenverschärfend wirken können, da sie auch
anfallen, wenn Unternehmen Verluste erwirtschaften würden.

 * 
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BUNDESTAG/9817: Heute im Bundestag Nr. 510 - 18.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 510

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.32 Uhr

1. Anhörung zur Umsatzsteuersenkung

2. Hilfe für deutsche Zwangsarbeiter

3. AfD will Umsatzsteuer unbefristet senken

4. 378 Sparkassen in Deutschland

5. Frauen haben weniger Vermögen

6. Vorteile für Kapitalgesellschaften



1. Anhörung zur Umsatzsteuersenkung

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss führt am Montag, dem 25. Mai,
eine öffentliche Anhörung zu den geplanten steuerlichen Maßnahmen zur
Bewältigung der Corona-Krise durch. Gegenstand der von 10 bis 12.15
Uhr im Anhörungssaal 3.101 des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses
stattfindenden Anhörung ist der von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (19/19150). Damit soll
der Umsatzsteuersatz für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen
von 19 auf sieben Prozent gesenkt werden. Die Steuersenkung soll vom
1. Juli dieses Jahres bis zum 30. Juni 2021 befristet werden. Die
Abgabe von alkoholischen und alkoholfreien Getränken bleibt von der
Steuersenkung ausgenommen. Das Corona-Steuerhilfegesetz sieht außerdem
eine steuerliche Besserstellung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum
Kurzarbeitergeld vor. Daneben enthält der Entwurf weitere Regelungen
zum Umsatzsteuer- und zum Umwandlungssteuergesetz. Außerdem geht es in
der Anhörung um einen Antrag der AfD-Fraktion (19/19164), die sich
angesichts des "Wirtshaussterbens" dafür ausspricht, die Umsatzsteuer
für Speisen auch über den 30. Juni 2021 hinaus bei sieben Prozent zu
belassen. Die Sachverständigen sollen auch zu einem Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19134) Stellung nehmen, in dem eine
verbesserte Verlustverrechnung zur Linderung der wirtschaftlichen
Folgen der COVID-19-Epidemie gefordert wird.

Als Sachverständige sind geladen: Bundessteuerberaterkammer,
Bundesverband der Deutschen Industrie, Bundesverband
Lohnsteuerhilfevereine, Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände, Deutsche Steuer-Gewerkschaft, Deutscher
Gewerkschaftsbund, Deutscher Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA
Bundesverband), Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Deutscher
Steuerberaterverband, Professor Lars-P. Feld
(Albert-Ludwigs-Universität Freiburg), Professor Frank Hechtner
(Technische Universität Kaiserslautern), Professor Johanna Hey
(Universität zu Köln) und Institut der Wirtschaftsprüfer in
Deutschland.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Hilfe für deutsche Zwangsarbeiter

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Ausschlussfrist für Anträge auf eine
Anerkennungsleistung an ehemalige zivile deutsche Zwangsarbeiter soll
aufgehoben werden, damit ehemalige Zwangsarbeiter weiterhin Anträge
auf Zahlung der Anerkennungsleistung stellen können. Dies fordert die
AfD-Fraktion in einem Antrag (19/19163). Darin heißt es, das Schicksal
der zivilen deutschen Zwangsarbeiter nach dem Zweiten Weltkrieg sei
völlig aus dem historischen Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt.
Aus Deutschland und den deutschen Siedlungsgebieten in Osteuropa seien
von der Sowjetunion nach Schätzungen mindestens 700.000 deutsche
Zivilisten im Alter von 15 bis 60 Jahren verschleppt und unter
unmenschlichen Bedingungen zur Zwangsarbeit in Sibirien und anderen
Regionen der Sowjetunion herangezogen worden.

Im November 2015 sei beschlossen worden, den wenigen noch lebenden
Opfern dieser Verschleppung zur Zwangsarbeit eine Anerkennungsleistung
in Höhe von jeweils 2.500 Euro zu gewähren. Die Antragstellung sei
jedoch nur bis Ende Dezember 2017 möglich gewesen. Eine
Härtefallregelung sei nicht vorgesehen gewesen. Die AfD-Fraktion weist
in der Begründung darauf hin, dass auch andere Opfergruppen Anträge
auf Entschädigung oder Anerkennungsleistung unbefristet stellen
könnten.

Die Kosten für die Maßnahme werden von der AfD-Fraktion bei
schätzungsweise 2.000 hinzukommenden und neu bewilligten
Anerkennungsleistungen zu je 2.500 Euro auf fünf Millionen Euro
geschätzt.

 * 

3. AfD will Umsatzsteuer unbefristet senken

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die von der Koalition geplante befristete Senkung
der Umsatzsteuer soll unbefristet gelten. Dies schlägt die
AfD-Fraktion in einem Antrag (19/19164) vor, der das Ziel verfolgt,
negative Folgen der Corona-Maßnahmen auf das Gastronomiegewerbe
einzudämmen. Mit der Senkung des Umsatzsteuersatzes soll außerdem ein
fairer Umsatzsteuersatz auf Lebensmittel im Gastronomiegewerbe
erreicht werden.

In dem Antrag wird das Gastronomiegewerbe als ein wesentlicher
Bestandteil der deutschen Gesellschaft bezeichnet. Das lokale
Wirtshaus gehöre zur Identität des Stadtteils oder des Dorfes
unbedingt dazu. In Zeiten des Wirtshaussterbens gerade auf dem Land
gelte es zu unterstreichen, dass die Gastronomie zur Lebensqualität
vor Ort hinzu gehöre und diese steigere, erklärt die AfD-Fraktion,
nach deren Angaben dem deutschen Gastgewerbe im Zusammenhang mit den
aufgrund der Pandemie beschlossenen Maßnahmen bis Ende April zehn
Milliarden Euro an Umsatz verloren gegangen seien.

Ein einheitlicher Umsatzsteuersatz von sieben Prozent beim Verkauf von
Lebensmitteln würde endlich Schluss machen mit den teilweise
unsinnigen Regelungen im geltenden Umsatzsteuerrecht, schreibt die
AfD-Fraktion in dem Antrag weiter. So werde heutzutage die Bockwurst
beim Fleischer zum Mitnehmen mit sieben Prozent versteuert, während
die gleiche Bockwurst mit 19 Prozent versteuert werde, wenn der Gast
die Speise im Lokal einnehme.

 * 

4. 378 Sparkassen in Deutschland

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In Deutschland gab es zu Jahresbeginn 2020 378
Sparkassen mit rund 13.000 Sparkassen-Geschäftsstellen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19076) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/18082) mit. Die Antworten auf die Fragen nach
Sicherungsreserven von Landesbanken, Landesbausparkassen und
Sparkassen wurden nach Angaben der Bundesregierung als Verschlusssache
mit dem Grad "VS-Vertraulich" eingestuft und in der Geheimschutzstelle
des Deutschen Bundestages hinterlegt.

 * 

5. Frauen haben weniger Vermögen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Männer haben ein erheblich höheres Vermögen als
Frauen. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18921) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18127) unter
Verweis auf Berechnungen eines Wirtschaftsforschungsinstituts
mitteilt, soll das durchschnittliche Nettogesamtvermögen von Männern
im Jahr 2017 124.000 Euro betragen haben. Das Nettogesamtvermögen von
Frauen habe bei 90.000 Euro gelegen.

 * 

6. Vorteile für Kapitalgesellschaften

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Den Thesaurierungsvorteil von Kapitalgesellschaften
im Vergleich zu Personengesellschaften macht die FDP-Fraktion zum
Thema einer Kleinen Anfrage (19/18994). Die Bundesregierung soll
mitteilen, wie sie den Vorteil für Kapitalgesellschaften reduzieren
will. Gefragt wird zudem nach mehreren Möglichkeiten zur
steuerrechtlichen Regelung des Verbleibs von Gewinnen in Unternehmen.

 * 
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BUNDESTAG/9816: Heute im Bundestag Nr. 509 - 18.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 509

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.56 Uhr

1. Anhörung zur Aufsicht über Berater

2. AfD schlägt Marcus Bühl vor

3. AfD-Vorschläge für Sondergremium

4. AfD schlägt Glaser und Münz vor

5. Anfrage doppelt gestellt

6. Keine Prognosen zum Erbvolumen



1. Anhörung zur Aufsicht über Berater

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Um die Übertragung der bisher dezentral ausgeübten
Aufsicht über Finanzanlagenvermittler auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) geht es in einer öffentlichen
Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch, dem 27. Mai, von 14 bis
15.30 Uhr im Sitzungssaal E 400 des Paul-Löbe-Hauses.

Grundlage der Anhörung ist der von der Bundesregierung eingebrachte
Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der Aufsicht über
Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater auf die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (19/18794). Darin
heißt es, die bisherige zersplitterte Aufsichtsstruktur mit
Industrie- und Handelskammern sowie Gewerbeämtern werde der
zunehmenden Komplexität des Aufsichtsrechts und den Anforderungen an
eine auf diesem Gebiet spezialisierte und wirksame Aufsicht sowie auch
den Anforderungen des Anlegerschutzes nicht gerecht.

Thema der öffentlichen Anhörung ist außerdem ein Antrag der
FDP-Fraktion (19/18861), die die Zentralisierung ablehnt. Die
Regierung solle ihr Augenmerk weniger darauf richten, den Vermittlern
und Beratern ihr Leben zu erschweren. Vielmehr solle sich die
Regierung der Sorgen der Bürgerinnen und Bürger annehmen und Maßnahmen
zur Steigerung der Attraktivität der Altersvorsorge beziehungsweise
des Vermögensaufbaus ergreifen, fordert die FDP-Fraktion.

Als Sachverständige sind geladen: AfW Bundesverband
Finanzdienstleistung, Professor Matthias Beenken (Fachhochschule
Dortmund), Bundesverband Deutscher Vermögensberater, Deutsche
Kreditwirtschaft, Professor Lars Klöhn (Humboldt-Universität zu
Berlin), Peter Mattil (Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht),
Verbraucherzentrale Bundesverband und VOTUM - Verband Unabhängiger
Finanzdienstleistungs-Unternehmen in Europa.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail (@bundestag.de)
anzumelden. Außerdem sind das Datum und das Thema der Anhörung
anzugeben. Zur Sitzung muss das Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. AfD schlägt Marcus Bühl vor

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion hat den Abgeordneten Marcus Bühl
für die Wahl eines Mitglieds des Vertrauensgremiums gemäß Paragraph
10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. Dies geht aus
dem Wahlvorschlag (19/19251) hervor.

 * 

3. AfD-Vorschläge für Sondergremium

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Für das Sondergremium gemäß Paragraph 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes hat die AfD-Fraktion den
Abgeordneten Peter Boehringer vorgeschlagen. Als Stellvertreterin ist
die Abgeordnete Birgit Malsack-Winkemann vorgeschlagen worden, heißt
es im Wahlvorschlag der AfD-Fraktion (19/19253).

 * 

4. AfD schlägt Glaser und Münz vor

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion hat die Abgeordneten Albrecht
Glaser und Volker Münz als Mitglieder für das Gremium gemäß Paragraph
3 des Bundesschuldenwesengesetzes vorgeschlagen. Dies schreibt die
AfD-Fraktion in einem Wahlvorschlag. (19/19252).

 * 

5. Anfrage doppelt gestellt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort (19/18983)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18248) auf die identische
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18017) vom 13. März 2020 und die
darauf erfolgte Antwort auf Bundestagsdrucksache 19/18497 verwiesen.
Darin hatte die Bundesregierung unter anderem erklärt, in der
Bundesrepublik Deutschland würden keine Registrierkassen existieren,
die über das Internet direkt mit dem Finanzamt verbunden seien.

 * 

6. Keine Prognosen zum Erbvolumen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine Zahlen zu den
Volumina von Erbschaften in den nächsten Jahren vor. Schätzungen eines
Wirtschaftsforschungsinstituts über ein Erbvolumen in Höhe bis zu 400
Milliarden Euro pro Jahr könnten daher mangels hinreichender eigenen
Informationen nicht bestätigt werden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/18922) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/17891).

 * 
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GESUNDHEIT/961: Weltgesundheitsorganisation muss dringend reformiert und gestärkt werden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Mai 2020

LECHTE: Weltgesundheitsorganisation muss dringend reformiert und
gestärkt werden



Zur Jahrestagung der Weltgesundheitsorganisation erklärt der
Vorsitzende des Unterausschusses für Vereinte Nationen,
internationale Organisationen und Globalisierung Ulrich Lechte:

"Neben der weltweiten Bekämpfung der Corona-Krise muss bei der
Jahrestagung auch weitergedacht werden. Die
Weltgesundheitsorganisation muss dringend reformiert und gestärkt
werden, um in Zukunft besser auf Pandemien reagieren zu können. Die
bisherige Krisenvorsorge hat sich als unzureichend erwiesen, da
Warnungen ignoriert und weltweite Reisewarnungen zu spät beschlossen
wurden. Die Bundesregierung muss sich daher dafür einsetzen, dass der
Vorschlag einer Berichtspflicht bei Epidemien umgesetzt wird. Diese
Berichtspflicht aller 194 Mitgliedsstaaten würde die Stellung der WHO
stärken. Sie wäre dann nicht mehr nur ein reiner Bittsteller. Zudem
müssen die Mitgliedsstaaten sicherstellen, dass die WHO genügend
finanzielle Mittel zur Verfügung hat, sodass ihre Funktionsfähigkeit
gewahrt ist. Außerdem sollte Taiwan wieder einen Beobachterstatus
bekommen. Das Land kann bei den Beratungen über die Corona-Bekämpfung
mit seinen Erfahrungen einen wertvollen Beitrag leisten."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5143: Auch digitale Bildung muss für alle Kinder zugänglich sein (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Mai 2020

Auch digitale Bildung muss für alle Kinder zugänglich sein



Durch die Aussetzung des regulären Unterrichts wird der Zugang zu
Laptops und Tablets existenziell für schulpflichtige Kinder und
Jugendliche, insbesondere an weiterführenden Schulen. Dafür hat der
Bund Geld bereitgestellt. Hamburg will Geräte an Schüler_innen, die
nach dem Bildungs- und Teilhabepaket leistungsberechtigt sind, aber
lediglich verleihen: Der Senat will 25.000 Geräte anschaffen ohne zu
wissen, wie viele benötigt werden und sie auf die Schulen verteilen,
ohne sozioökonomische Unterschiede nach dem Sozialindex zu
berücksichtigen. Sämtliche individuellen Anträge auf einen
Sonderbedarf für digitale Lernmittel sollen komplett abgelehnt werden.
In einem Antrag (Drs. 22/228) zur nächsten Sitzung der Hamburgischen
Bürgerschaft fordert DIE LINKE dagegen, das Geld für digitale
Endgeräte auf 500 Euro aufzustocken und allen leistungsberechtigten
Schüler_innen direkt zur Verfügung zu stellen.

"Was der Schulsenator hier treibt, ist ein bildungs- wie
sozialpolitischer Skandal", erklärt die bildungspolitische Sprecherin
der Fraktion, Sabine Boeddinghaus. "Die Behörde verleibt sich Gelder
und Geräte ein, die den Familien zustehen. Die Schulen sollen diesen
leihen, was in ihr Eigentum gehört. Zusätzlich bedeuten Verleih und
Wartung großen Aufwand für die Schulen. Die seit zehn Jahren überholte
Lehrer_innenarbeitszeitverordnung lässt dafür keine Minute. Mit einer
Bildungspolitik, die soziale Ungleichheit angeht, hat das alles nichts
zu tun."

"Wir beantragen eine Aufstockung, weil die 150 Euro vom Bund
bestenfalls für ein dürftiges Tablet reichen, aber nicht für
Internetzugang, Drucker, Papier und andere Materialien, die die
Schüler_innen genauso brauchen", ergänzt Olga Fritzsche, die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion. "Außerdem brauchen wir
technische Infrastruktur in Geflüchteten-Unterkünften, wo es ganz
besonders mangelt. Der aktuelle Fortschritt bei der Digitalisierung
des Unterrichtes muss für alle Schüler_innen nutzbar gemacht werden,
sonst vertieft er nur die ohnehin zu tiefe soziale Spaltung. Wenn die
Koalitionspartner ihre sozialen Ansprüche einlösen wollen, folgen sie
unseren Vorschlägen für eine gerechte Ausstattung mit digitalen
Endgeräten."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5142: Koalitionsverhandlungen - Rot-Grün beerdigt die Verkehrswende (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Mai 2020

Koalitionsverhandlungen: Rot-Grün beerdigt die Verkehrswende



Nach der gestrigen Verhandlungsrunde über eine Weiterführung ihrer
Koalition haben SPD und Grüne verkündet, Projekte wie den bereits
letztes Jahr versprochenen "Hamburg-Takt" oder das kostenfreie
Azubi-Ticket umzusetzen bzw. fortzuführen. Eine Entscheidung über die
umstrittene A26 Ost wurde dagegen ebenso vertagt wie über den
Flugverkehr und eine autofreie oder wenigstens autoarme Innenstadt.
Einzige Neuerung: Als Pilotprojekt soll eine knapp zwei Kilometer
lange temporäre Radspur auf einer vierspurigen Straße durch die
HafenCity führen. Der versprochene Neubau von jährlich 100 Kilometern
Radweg wurde lediglich "in den Blick genommen".

"Ein absolut schlechtes Ergebnis. Als hätte es die Klimadebatte um den
schädlichen Autoverkehr nie gegeben, setzt Rot-Grün auf 'Weiter so'",
kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Ganze zwei Kilometer
Autospur sollen zum Radstreifen werden, temporär und versuchsweise -
weniger geht wirklich nicht."

Ob Berlin, Wien, Madrid - überall wird Platz für Rad und Fuß auf den
Straßen geschaffen. Londons Bürgermeister will sogar die größte
autofreie Zone aller Hauptstädte der Welt schaffen, um die zunehmende
Anzahl von Fußgänger_innen und Radfahrer_innen zu schützen und die
Luftqualität in der Stadt zu verbessern. Hamburg dagegen setzt
weiterhin auf Verkehrskonzepte aus dem letzten Jahrhundert. "Kein
Wunder, dass die SPD gestern von guten Verhandlungen sprach: Die
Grünen sind mal wieder eingeknickt", meint Sudmann. "Ich gehe jede
Wette ein, dass die A26 Ost auch noch gebaut werden soll. Bei der
Zustimmung werden die Grünen aber sicher öffentlichkeitswirksam ganz
entschlossen mit den Zähnen knirschen ..."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5141: Homosexualität ist keine Krankheit (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Mai 2020

IDAHOBIT: Homosexualität ist keine Krankheit!



Der heutige Internationale Tag gegen Homo-, Bi-, und
Transfeindlichkeit (IDAHOBIT) findet anders als in den Vorjahren mit
einer digitalen Aktion, einer bunten Kundgebung im Netz statt. So soll
trotz Kontaktverboten ein öffentliches Zeichen gegen Diskriminierung
und Gewalt gesetzt werden.

"30 Jahre hat es gebraucht, bis Deutschland so genannte
'Konversionstherapien' verbietet, 30 Jahre, nachdem die
Weltgesundheitsorganisation Homosexualität aus dem Diagnoseschlüssel
gestrichen hat", erklärt die queerpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Carola Ensslen.

"Das Verbot dieser 'Therapien' für Minderjährige und der verstärkte
Schutz von Volljährigen ist ein längst überfälliger Schritt in die
richtige Richtung. Trotzdem bleibt noch einiges zu tun, um auch die
tatsächliche Gleichstellung aller Geschlechter und Lebensentwürfe zu
erreichen. Die Rechte der queeren Community müssen global geachtet und
geschützt werden. Deshalb sind wir LINKE - wie jedes Jahr - bei den
diesmal virtuellen Aktionen unter dem Hashtag #MutigGegenHass dabei."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3521: Krankenhaus Crivitz - MediClin-Alleingang torpediert Planungen für Standort mit Geburtshilfe-Angebot (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2020

Krankenhaus Crivitz: MediClin-Alleingang torpediert Planungen für Standort mit Geburtshilfe-Angebot



Anlässlich der heutigen Landtagsdebatte zum Krankenhaus Crivitz
erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion,
Julian Barlen:

"Für uns ist klar: Wir bekennen uns zum Standort Crivitz,
einschließlich der Strukturen für Geburtshilfe. Das hat der Landtag
bereits im Dezember einmütig beschlossen. Das gilt! Der Landrat des
Landkreises LUP arbeitet an einer solchen kommunalen Lösung mit
geburtshilflichem Angebot. Das ist genau in unserem Sinne.

Der Alleingang von MediClin, auf dem letzten Meter vor dem Abstoßen
des Krankenhauses Crivitz noch Fakten zu schaffen und die Gynäkologie
und Geburtshilfe zerschlagen zu wollen, ist ein Affront gegenüber den
Beschäftigten, den Eltern und allen Engagierten.

Das Zustandekommen der diesbezüglichen Betriebsvereinbarung wirft sehr
ernsthafte Fragen auf. Die in der Präambel der Vereinbarung
aufgestellte Behauptung, dass eine Schließung zwingend sein müsse und
vor allem ein Ergebnis der gemeinsamen Lösungssuche zwischen MediClin
und Ministerium sei, ist schlicht falsch. Da diese falsche Behauptung
die Grundlage für die Unterschrift auch des Betriebsrates ist, sollte
der Betriebsrat den Vertrag unverzüglich anfechten. Eine vorsätzliche
Täuschung bietet hierfür alle Möglichkeiten.

So können wertvolle Monate Zeit gewonnen werden, in denen der Betrieb
von MediClin gemäß des neuen Konzeptes an die Kommune übergeht und
gleichzeitig eine kurzzeitige Zerschlagung der Geburtshilfe verhindert
wird.

Eine gute Gesundheitsversorgung ist zu wichtig für die Menschen im
Land, um allein von unternehmerischen Überlegungen abzuhängen. Für ein
gutes Versorgungssystem bedarf es echter Kooperationsbereitschaft für
die Region. Privatwirtschaftliche Interessen dürfen dem nicht
entgegenstehen."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3520: Öffentliche Hand muss bei umweltbewusster Digitalisierung voran gehen (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2020

Öffentliche Hand muss bei umweltbewusster Digitalisierung voran gehen

Philipp da Cunha: Beschaffung, Nutzung und Wiederverwertung bei Kommunikationstechnik nachhaltig gestalten



Zum heute im Landtag M-V beratenen Antrag "Digitale Zukunft
umweltbewusst gestalten - Informations-und Kommunikationstechnologien
nachhaltig nutzen" der Koalitionsfraktionen erklärt der Sprecher für
Digitalisierung der SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha:

"Beim Thema Stromverbrauch elektrischer Geräte und insbesondere auch
von Computertechnik haben wir bereits ein sehr gutes Bewusstsein in
der Verwaltung ebenso wie bei den Privathaushalten. Aber der
Stromverbrauch ist nur ein Aspekt, den man bei der Frage einer
nachhaltigen Nutzung der Digitalisierung betrachten muss.

Wir müssen die Lebenszyklen von Geräten in den Blick nehmen. Wir
müssen bei der Beschaffung auch auf Fragen der Reparierbarkeit von
Geräten schauen, darauf, Geräte auch möglichst lange zu nutzen. Und am
Ende der Lebensspanne bspw. eines Computers muss auch die Frage
wichtig sein, wie dieser Computer wieder entsorgt, im Idealfall aber
zu 100% wiederverwertet wird. Die öffentliche Hand ist durchaus
gefragt, bei einem solchen Thema mit gutem Beispiel voran zu gehen und
somit auch der Wirtschaft und den Privathaushalten gute Leitlinien zu
geben, wie eine nachhaltige und umweltbewusste Ausstattung mit
digitalen Geräten aussehen kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3519: Schäbige Missachtung eines Verfassungsorgans durch die AfD-Fraktion (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2020

Schäbige Missachtung eines Verfassungsorgans durch die AfD-Fraktion im Landtag

Thomas Krüger: Gratulation und Dank an neue und alte Mitglieder des Landesverfassungsgerichtes



Der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger hat den soeben
vom Landtag gewählten und vereidigten Mitgliedern des
Landesverfassungsgerichtes, allen voran deren Präsidentin Monika
Köster-Flachsmeyer, seinen außerordentlichen Glückwunsch
ausgesprochen. Zugleich dankt Thomas Krüger den ausgeschiedenen
Mitgliedern, insbesondere dem scheidenden Präsidenten des
Landesverfassungsgerichtes Burkhard Thiele.

Krüger kritisiert hingegen scharf die AfD-Landtagsfraktion für das
demonstrative Verlassen des Saales während der heutigen
Vereidigungszeremonie: "Ich erachte das als eklatante Missachtung
eines Verfassungsorgans und der unabhängigen Justiz, die ein
wesentlicher Bestandteil unserer Demokratie und unseres Staatswesens
ist. Zugleich hat die AfD gezeigt, dass sie offenbar nicht Willens
ist, demokratische Entscheidungen zu respektieren. Das ist schäbig.

Das Peinliche und Entlarvende an diesem Vorgang ist auch die Tatsache,
dass die AfD zu keinem Zeitpunkt eigene Kandidatenvorschläge
unterbreitet hat, sich nun aber schmollend in die Ecke stellt, wenn es
nicht nach ihrer Nase geht. Politische Reife sieht anders aus!"

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3518: Bundeswirtschaftsminister darf in Sachen Nordstream II nicht tatenlos zusehen (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2020

Bundeswirtschaftsminister darf in Sachen Nordstream II nicht tatenlos zusehen

Jochen Schulte: Unternehmen müssen sich auf dauerhafte Gültigkeit von Genehmigungen verlassen können



Zur Entscheidung der Bundesnetzagentur hinsichtlich der
Ostsee-Gaspipeline "Nordstream II" erklärt der wirtschaftspolitische
Sprecher der SPD-Fraktion Jochen Schulte:

"Auch wenn die Gaspipeline 'Nordstream II' ein geopolitischer
Zankapfel ist, so muss für uns in Deutschland doch gelten - unabhängig
von diesen außenpolitischen Fragen - dass sich Unternehmerinnen und
Unternehmer auf die Gültigkeit bestehender Genehmigungen verlassen
können, wenn sie Investitionen bei uns im Land tätigen. Jedes andere
Vorgehen würde das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort Deutschland
nachhaltig erschüttern. Ich gehe davon aus, dass der
Bundeswirtschaftsminister sich dieser offenen Frage daher vordringlich
annehmen wird, um Schaden vom Wirtschaftsstandort Deutschland
abzuwenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5486: Land muss Konzept für Thekenbetrieb ernst nehmen und realisieren (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.05.2020

Pfälzerwald-Hütten

Christian Baldauf: Land muss Konzept für Thekenbetrieb ernst nehmen
und realisieren



"Unsere Unterstützung ist euch sicher", verspricht der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, beim heutigen Termin an der
Pfälzerwald-Hütte "Hüttenbrunnen" in Edenkoben. Baldauf war
kurzfristig gekommen, um sich vor Ort ein Bild der Lage zu machen.
"Die Hüttenbetreiber sind stinksauer und nicht gut auf die
Landesregierung zu sprechen, denn trotz Lockerungen im
Gastronomie-Bereich - unter strengen Auflagen und Hygienebestimmungen -
 untersagt das Land den Thekenverkauf. Dabei ist dieser Thekenverkauf,
das Selbstbedienungsgeschäft, besonders für die Hütten im Pfälzerwald
überlebenswichtig", so Baldauf.

"Das Wetter ist schön, die Menschen gehen wieder raus, sie gehen
wandern im Pfälzerwald - deshalb muss den Pfälzerwald-Hütten der
Thekenbetrieb, unter Einhaltung geltender Hygieneregeln, ermöglicht
werden. Die letzten Wochen, in denen das Geschäft zum Erliegen
gekommen ist, waren hart genug. Betroffene Hüttenbetreiber brauchen
nun eine Perspektive, sonst gehen in manchen Hütten für immer die
Lichter aus."

Damit unterstützt der Fraktionsvorsitzende den Protest, der Landräte
Susanne Ganster (Südwestpfalz), Dr. Fritz Brechtel (Germersheim) und
Dietmar Seefeldt (Südliche Weinstraße) sowie von Oberbürgermeister
Thomas Hirsch (Landau), die sich um die Existenz der Hüttenkultur
sorgen. Landräte und Oberbürgermeister haben ein konkretes Konzept
vorgeschlagen, wie der Thekenverkauf, unter Einhaltung der
Hygienevorschriften, realisiert werden kann.

"Diese Überlegungen sind gut und richtig", unterstützt Baldauf den
Vorschlag. Der Fraktionsvorsitzende kündigte heute in Edenkoben an,
für den Vorschlag bei Wirtschaftsminister Wissing in Mainz persönlich
werben zu wollen, um die untragbare Situation für die
Pfälzerwald-Hütten schnellstmöglich zu beenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5485: Staatsausgaben müssen nachhaltig wirken (FDP)

Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.05.2020

Staatsausgaben müssen nachhaltig wirken

Landesregierung kündigt nach Steuerschätzung weiteren Nachtragshaushalt an



Zur Ankündigung der rheinland-pfälzischen Landesregierung, nach der
parlamentarischen Sommerpause einen weiteren Nachtragshaushalt zur
Bewältigung der Corona-Krise vorzulegen, sagt die Vorsitzende der
FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Die Ergebnisse der Steuerschätzung sind eindeutig. Die Corona-Krise
wird die öffentlichen Haushalte hart treffen. Der massive Einbruch der
Steuereinnahmen wird auch in Rheinland-Pfalz Konsequenzen haben.
Dennoch muss das Land bei zurückgehenden Einnahmen handlungsfähig
bleiben. Nicht nur die Wirtschaft wird weiterhin auf öffentliche
Investitionen angewiesen sein. Auch weitere wichtige Vorhaben, wie der
Ausbau der Digitalisierung, weitere Verbesserungen in der Bildung oder
die Stärkung der inneren Sicherheit dürfen nicht wegen der
Corona-Krise in den Hintergrund rücken.

Daher begrüßt die FDP-Fraktion die Ankündigung von Finanzministerin
Doris Ahnen, dem Landtag einen weiteren Nachtragshaushalt vorzulegen,
ausdrücklich. Mit dem im März beschlossenen Nachtragshaushalt hat die
Koalition eine wichtige Grundlage zur unmittelbaren Bekämpfung der
Corona-Folgen gelegt. Nach der Steuerschätzung ist jetzt aber klar,
dass weitere Schritte unternommen werden müssen. Wichtig ist auch,
dass die Kommunen weitere Unterstützung des Landes erhalten sollen.

Die Freien Demokraten stehen für solide Staatsfinanzen. Das Einhalten
der Schuldenbremse und die 'Schwarze Null' sind für uns kein
Selbstzweck. Die verantwortungsvolle Haushaltsführung mit einem
Schuldenabbau von über zwei Milliarden Euro in den vergangenen Jahren
hat uns in die Situation versetzt, jetzt größere Spielräume bei der
Bewältigung der Corona-Krise zu haben. Wir dürfen uns aber keinen
Illusionen hingeben. Ohne die Aufnahme neuer Schulden wird das Land
diese historische Situation nicht bewältigen können.

Dennoch darf der kommende Nachtragshaushalt kein Blankoscheck werden.
Es ist klar, dass auch das Land den Gürtel enger schnallen muss. Im
Fokus kommender Ausgaben müssen die Stärkung der Konjunktur und
nachhaltige Investitionen in die Zukunft unseres Landes stehen.

Diskussionen über Steuererhöhungen, die auf Bundesebene geführt
werden, beobachte ich mit großer Sorge. Die Menschen und die
Wirtschaft dürfen in diesen schwierigen Zeiten nicht durch höhere
Steuern zusätzlich belastet werden. Forderungen nach einem
'Corona-Soli' weise ich ausdrücklich zurück. Auch der Bund muss seine
Ausgaben genau auf seine Notwendigkeit prüfen. Die jetzt anfallenden
Ausgaben dürfen nicht zur Steuerfalle kommender Generationen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2020
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BILDUNG/1545: Digitalpakt Schule - Startschuss für Sofortausstattungsprogramm für Schulen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Digitalpakt Schule: Startschuss für Sofortausstattungsprogramm für Schulen



Marja-Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Bund und Länder haben heute eine Zusatzvereinbarung zum Digitalpakt
Schule auf den Weg gebracht: Es gibt zusätzlich 500 Millionen Euro für
die digitale Ausstattung von Schülerinnen und Schülern. Digitaler
Unterricht zu Hause wird den Präsenzunterricht noch länger ergänzen
müssen. Der Bund unterstützt jetzt Kinder und Jugendliche, bei denen
Online-Unterricht aus Mangel an Geräten bislang keine Option war. Sie
sollen mit Tablets oder Laptops ausgestattet werden.

"Es darf nicht der Geldbeutel der Eltern darüber entscheiden, ob
Schülerinnen und Schüler am digitalen Fernunterricht teilhaben können.
Das ist eine entscheidende soziale Frage. Für dieses Programm hat die
SPD-Fraktion hart gekämpft und es ist gut, dass es jetzt an den Start
geht. Schulträger können jetzt flexibel auf die besonderen
Herausforderungen vor Ort reagieren.

Wir wissen, dass das alles nur wirklich helfen kann, wenn im Haushalt
auch ein notwendiger Internetanschluss vorhanden ist. Der Bund sucht
hierfür zurzeit mit den Mobilfunkanbietern nach guten Lösungen. Die
SPD-Bundestagsfraktion erwartet, dass das Bildungsministerium dies
engagiert vorantreibt. Es ist wichtig, dass die Hilfen jetzt schnell
dort ankommen, wo sie gebraucht werden. Kein Kind darf zurückgelassen
werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2834: Null Toleranz gegenüber Sexismus

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Null Toleranz gegenüber Sexismus



Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher;

Gülistan Yüksel, zuständige Berichterstatterin:

Die Sendung "Männerwelten" setzt ein Ausrufezeichen hinter die
alltägliche und dadurch umso erschütternde Situation vieler Frauen in
unserem Land. Sexueller Missbrauch, Beleidigungen und Gewalt sind kein
Randproblem, sondern tief in unserer Gesellschaft verankert. Dem
stellen wir uns mit aller Kraft entgegen.

"Joko Winterscheidt und Klaas Heufer-Umlauf haben die mediale
Reichweite ihrer Sendung genutzt, um sexistische Belästigung und
sexuelle Gewalt schonungslos zu thematisieren. Wer schon einmal Opfer
von Gewalt oder Beleidigungen geworden ist, kann nachempfinden wie
schwer es ist, diese Erfahrungen öffentlich anzusprechen. Gerade
deshalb möchten wir Frauen weiter Mut machen, sich zu wehren und
unterstützen sie mit der Stärkung ihrer Rechte. So gilt unter anderem
seit 2016 der Grundsatz 'Nein heißt Nein'.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen uns für die
Gleichstellung der Geschlechter ein. Grundvoraussetzung dafür ist ein
Zusammenleben ohne Angst und Gewalt. Deshalb gilt: Null Toleranz
gegenüber Sexismus und physischen und psychische Angriffen.

Am 25. November vergangenen Jahres - dem Internationalen Tag gegen
Gewalt an Frauen - hat das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend die Kampagne www.staerker-als-gewalt.de ins Leben
gerufen. Die Seite soll Opfern und Dritten erleichtern, Gewalt zu
erkennen, gegebenenfalls einzuschreiten und Hilfe zu finden. Darüber
hinaus erreicht man unter der kostenlosen Telefonnummer 08000 116 016
das Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen. Seit 2013 werden Frauen dort
vertraulich und anonym in über 17 Sprachen beraten und
weitervermittelt. Wir haben auch in dieser Legislaturperiode
zahlreiche Maßnahmen umgesetzt, um Frauen und auch ihre Kinder zu
schützen. Aktuell machen wir mit der Initiative 'Zuhause nicht
sicher?' Opfer von Gewalt niedrigschwellig auf das Hilfsangebot des
Bundes aufmerksam. Bereits vergangene Woche haben wir das sogenannte
'Upskirting', die unbefugte Bildaufnahme des Intimbereichs, endlich
unter Strafe gestellt."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1194: Wichtiges und modernes Geologiedatengesetz nun im Vermittlungsausschuss

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Wichtiges und modernes Geologiedatengesetz nun im Vermittlungsausschuss



Timon Gremmels, zuständiger Berichterstatter:

Heute wurde im Bundesrat entschieden, dass die Länder dem am 23. April
2020 im Deutschen Bundestag in zweiter und dritter Lesung
verabschiedeten Geologiedatengesetz nicht zustimmen. Das Gesetz wird
nun im Vermittlungsausschuss verhandelt. Dies ist der in unserem
Grundgesetz vorgesehene Weg bei zustimmungspflichtigen Gesetzen, wenn
es keine Einigung zwischen Bund und Ländern gibt. Die
SPD-Bundestagsfraktion hat hart für eine Einigung gearbeitet und ist
auch weiterhin kompromissbereit gegenüber den Bundesländern.

"Mit der nun notwendigen Anrufung des Vermittlungsausschusses wird die
für Herbst geplante Vorstellung des Zwischenberichts durch die
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) schwierig. Denn die BGE will
alle Daten offenlegen, die es dem Zwischenbericht zu Grunde legt,
wofür das Geologiedatengesetz die gesetzliche Grundlage schafft. Der
Bericht ist ein wichtiger Schritt bei der Suche nach einem Endlager
für hochradioaktiven Atommüll.

Nach intensiver Arbeit und im Austausch mit allen beteiligten Akteuren
und Fachleuten haben wir das Gesetz in den letzten Monaten noch
entscheidend verbessern können. Wir haben eine tragfähige Lösung
gefunden, die dem gesamtgesellschaftlichen Atomkompromiss Rechnung
trägt, die größtmögliche Transparenz sichert und gleichzeitig die
schutzwürdigen Interessen, die allen Beteiligten in unserem
Rechtsstaat zustehen, angemessen berücksichtigt.

Transparenz hat dabei auch für uns oberste Priorität. Dies haben wir
schon im Rahmen der Endlagerkommission durchgesetzt. Nach dem im
Bundestag verabschiedeten Geologiedatengesetz können bereits jetzt
alle für die Endlagersuche relevanten Daten veröffentlicht werden.
Dass man wegen einzelner Details bei der Veröffentlichung von Altdaten
nun den Zeitplan für die gesamte Endlagersuche gefährdet, ist uns
nicht verständlich.

Wir sind weiter gesprächsbereit und setzen unsere Hoffnung in ein
zügiges und konstruktives Vermittlungsverfahren."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2345: Stiftung für Hochschulzulassung feiert zehnjähriges Bestehen (idw)

Stiftung für Hochschulzulassung - 14.05.2020

Stiftung für Hochschulzulassung feiert zehnjähriges Bestehen



Die SfH blickt im Rahmen ihres Jubiläums auf zehn ebenso aufregende wie
erfolgreiche Jahre zurück. Das Streben nach mehr Gerechtigkeit im Kontext
eines bundesweiten Systems zum Nutzen von Hochschulen und Bewerbenden
zieht sich wie ein roter Faden durch die Geschichte der SfH.

Die Zeit der Stiftung für Hochschulzulassung ist zugleich auch eine Zeit
der Weiterentwicklung und damit einhergehender Umbrüche. Als die Stiftung
am 14.05.2010 ins Leben gerufen wurde, hatte man den Themenkomplex
"Studienplatzbewerbung und Zulassungsbeschränkung" zu einem großen Teil
wieder den Hochschulen übertragen. Zu diesem Zeitpunkt war das Handeln der
SfH auf die Durchführung des Zentralen Vergabeverfahrens für bundesweit
zulassungsbeschränkte Studiengänge fokussiert, das sich nach der Auflösung
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (kurz: ZVS) im Jahr
2010 nur noch auf eine kleine Zahl an Studienangeboten bezog (insbesondere
in der Medizin).

Gleichwohl stellte sich heraus, dass die Vergabe der übrigen
zulassungsbeschränkten Studiengänge gerade im bundesweiten Zusammenspiel
vielerorts zu Problemen führte, so dass in diesem Kontext ein
flächendeckender Unterstützungsbedarf erkennbar wurde. Gemeinsam mit
Vertretern und Vertreterinnen der Wissenschaftsministerien und der
Hochschulen wurde daher beschlossen, die SfH durch einen Service zu
erweitern, der die Hochschulen bei der Studienplatzvergabe in örtlich
zulassungsbeschränkten Studiengängen unterstützt, indem die
Zulassungsangebote und das damit verknüpfte Annahme-Feedback der
Bewerbenden bundesweit koordiniert werden. Die benötigte unabhängige
Dienstleistung sollte den Vergabeprozess gerechter und transparenter
gestalten. Letztendlich wurde dieser Service als "Dialogorientiertes
Serviceverfahren" (kurz: DoSV) bezeichnet und zum Wintersemester 2012/2013
zum Einsatz gebracht.

Dreh- und Angelpunkt des DoSV war ein separates Bewerbungsportal, das als
koordinierende Kraft zwischen dem Studienangebot der Hochschulen und dem
Bewerbungswünschen der Bewerbenden vermittelte. Dieses Portal wurde
parallel zum Bewerbungsportal für bundesweit zulassungsbeschränkte
Studiengänge betrieben und etablierte sich nach anfänglichen
Startschwierigkeiten: Waren zu Beginn (WiSe 12/13) noch lediglich 17
Hochschulen mit 22 Studienangeboten vertreten, was in 22.000 Bewerbungen
resultierte, so sind die Zahlen immer weiter gewachsen, bis schließlich
zum WiSe 19/20 insgesamt 160 Hochschulen mit 1.795 Studienangeboten
verzeichnet werden konnten, aus denen 894.500 Bewerbungen hervorgingen.
Allerdings gab es auch zu diesem Zeitpunkt keine Schnittstellen zwischen
den Portalen, so dass Mehrfachbewerbungen bei der Studienplatzvergabe nur
bis zu einem gewissen Grad eingegrenzt bzw. berücksichtigt werden konnten.

Dieser Umstand lieferte erneut Anlass zum Handeln: Die SfH kombinierte
also mit Unterstützung der Ministerien und Hochschulen die
Bewerbungsportale zu einem einzigen Portal, indem das Vergabeverfahren für
bundesweit zulassungsbeschränkte Studiengänge in die Logik des DoSV
integriert und die onlinegestützte Antragstellung in das DoSV-Portal
eingebettet werden sollte.

Zeitgleich initiierte ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts weitere,
tiefgreifendere Reformen für die SfH: Die Vergaberegeln für bundesweit
zulassungsbeschränkte Studiengänge wurden angepasst und die Stiftung
musste binnen kürzester Zeit sowohl auf technischer als auch auf
organisatorischer Ebene auf diese Anpassungen reagieren. Die in diesem
Zusammenhang notwendigen Aufwände stellten eine noch nie dagewesene
Belastungsprobe für die SfH dar, die jedoch gemeistert wurde. Pünktlich
zum Beginn des Vergabeverfahrens für das Sommersemester 2020 ging das
reformierte Integrierte Verfahren an den Start.

Inhaltlich gesehen wird deutlich, dass die Reformen für mehr Gerechtigkeit
sorgen. Die Vorteile des neuen Verfahrens sind somit evident:

Vorteile der rechtlichen Reform (für die Medizin)

1. Es ist erstmals möglich, sich parallel auf alle bundesweit
zulassungsbeschränkten Studiengänge zu bewerben.

2. Die Bedeutung der Abiturleistung im Kontext der bundesweit
zulassungsbeschränkten Studiengänge hat abgenommen, da das Kriterium der
Eignung nun sowohl im Rahmen einer eigenen Quote als auch als wichtiger
Bestandteil des Auswahlverfahrens der Hochschulen berücksichtigt wird.

3. Durch einen Ausgleichsmechanismus wird im Zentralen Verfahren die
Vergleichbarkeit der Abiturleistungen länderübergreifend sichergestellt.

Vorteile der Integration

4. Die Bewerbungen im Zentralen Verfahren und im Dialogorientierten
Serviceverfahren werden künftig gemeinsam betrachtet, was bedeutet, dass
somit der Mehrfachzulassungsabgleich für alle über die Stiftung laufenden
Studiengänge gewährleistet wird.

5. Bewerbende können von nun an über ein einziges Portal ihre Bewerbungen
abgeben und steuern.

Und heute? Natürlich sind die Auswirkungen der Corona-Pandemie auch in der
SfH spürbar, da das Feld der Studienplatzvergabe aufgrund von
Terminverschiebungen, organisatorischen wie technischen Mehraufwänden und
allerorts notwendigen Schutzmaßnahmen nicht verschont bleibt. Dennoch
richtet sich die Aufmerksamkeit der SfH auch in diesen Zeiten in die
Zukunft, denn eine Vielzahl von Themen wollen in Angriff genommen zu
werden: Neben der Optimierung des Datentransfers zu den angebundenen
Hochschulen und der Transformierung der Verwaltungsprozesse im Sinne einer
modernen Digitalisierung stehen vor allem eben jene Studiengänge im Fokus,
die bis dato noch nicht durch das DoSV erfasst werden: Auch mehr
Mehrfachstudienangebote (Lehramts-Studiengänge) sollen bald vom Service
der SfH profitieren und der DoSV-Bewerbungsprozess soll noch komfortabler
für die Bewerbenden gestaltet werden.

Um die zukünftigen Aufgaben ebenso systematisch wie strategisch angehen zu
können, wurde in der SfH ein spezieller IT-Beirat geschaffen, in dem
ausgewiesene Expert*innen der IT-Branche als Impuls- und Ratgeber für die
Gestaltung der technischen Zukunft der Stiftung aktiv sind. Insofern
blickt die SfH mit einer Mischung aus Vorfreude und Neugier auf die
nächsten zehn Jahre, die sicher so spannend und ereignisreich sein werden,
wie das vergangene Jahrzehnt.

"Die Stiftung befindet sich auf einem guten Weg und richtet ihren Blick
nicht nur auf das Hier und Jetzt, sondern auch in die Zukunft. Gemeinsam
mit den Ministerien und Hochschulen werden wir die Herausforderungen, die
vor uns liegen, ebenso kompetent wie entschlossen angehen - und das zum
Nutzen der zahlreichen Bewerberinnen und Bewerber", so der
Stiftungsratsvorsitzende Prof. Dr. Holger Burckhart.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution437
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FORSCHUNG/1276: Göttinger Forschungsteam befragt Bürger zu ihrem Einkaufs-, Ernährungs- und Kochverhalten (idw)

Georg-August-Universität Göttingen - 15.05.2020

Göttinger Forschungsteam befragt Bürger zu ihrem Einkaufs-,
Ernährungs- und Kochverhalten



Forscherinnen und Forscher der Universität Göttingen erheben seit Mitte
April in einer deutschlandweiten Konsumentenbefragung, wie sich die
Corona-Pandemie auf das Einkaufs-, Ernährungs- und Kochverhalten auswirkt
und wie Bürgerinnen und Bürger die Krisenfestigkeit des Ernährungssystems
wahrnehmen. Die wesentlichen Ergebnisse der ersten Befragungswelle zeigen:
Die Angst vor steigenden Lebensmittelpreisen war zu Beginn der Pandemie
hoch. Die Menschen kauften zudem seltener ein und legten bei der Auswahl
der Produkte verstärkt Wert auf Haltbarkeit, allerdings auch auf Tier-,
Klima- sowie Umweltschutz.

(pug) Die Ergebnisse der ersten Erhebung sind in einem Diskussionspapier
am Department für Agrarökonomie und Rurale Entwicklung der Universität
Göttingen erschienen.

Die Studie ist als Panelstudie mit insgesamt drei Erhebungswellen
angelegt, dieselben Personen werden also drei Mal im Laufe der Pandemie
online befragt. Dabei ist die Befragung in Bezug auf Alter, Geschlecht,
Bildung und regionaler Verteilung repräsentativ für die Bevölkerung in
Deutschland. An der ersten Runde nahmen 947 Personen teil. Ein
Kernergebnis im Bereich der Risikowahrnehmung ist, dass die Ängste der
Bürgerinnen und Bürger zum Befragungszeitpunkt im hohen Maß auf negative
wirtschaftliche Folgen ausgerichtet sind. "Besonders auffällig ist, dass
die Bevölkerung bereits Mitte April steigende Lebensmittelpreise
befürchtet, ein Thema, das zu diesem Zeitpunkt in der öffentlichen
Diskussion noch gar nicht so präsent war", erklärt Dr. Gesa Busch,
Erstautorin der Studie. Die Sorge vor steigenden Preisen ist größer als
die Sorge vor Lebensmittelknappheit.

Beim Einkaufsverhalten zeigt sich: Es wird seltener eingekauft. Bevorzugte
Produkteigenschaften sind nun verstärkt längere Haltbarkeit, Regionalität
der Produkte und Gesundheit. Allerdings werden auch Tier-, Klima- und
Umweltschutz für rund ein Viertel der Menschen wichtiger. Ein Vergleich
mit Daten aus einer Befragung mit Landwirtinnen und Landwirten, die die
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Marcus Mergenthaler der Fachhochschule
Südwestfalen durchgeführt hat, zeigt, dass Landwirte diesen Punkt jedoch
anders einschätzen: Sie nehmen an, dass diese Aspekte für Verbraucherinnen
und Verbraucher während der Krise eher unwichtiger werden. Das
Ernährungsverhalten ist hingegen bei einem Großteil der Befragten
unverändert. Allerdings kochen nun mehr Personen als vor der
Corona-Pandemie täglich ein warmes Gericht. Dies trifft verstärkt auf
Personen zu, die aufgrund von Home-Office oder Quarantäne mehr Zeit zu Hause
verbringen.

Interessanterweise verurteilen die Befragten sogenannte "Hamsterkäufe"
mehrheitlich stark und nur ein kleiner Teil gibt an, auf Vorrat eingekauft
zu haben. In den Hamsterkäufen anderer Personen sehen die Befragten
gleichzeitig auch den wichtigsten Grund für mögliche
Lebensmittelknappheiten. Offizielle Marktdaten verzeichnen hingegen
erhöhte Absätze in vielen Produktkategorien zu Beginn der Pandemie. "Für
diesen Widerspruch können unterschiedliche Punkte zum Tragen kommen", so
Busch. "Unter anderem kann es an einem Unterschied zwischen Selbst- und
Fremdeinschätzung liegen: Es sind 'die anderen', die hamstern, aber nicht
man selbst." Diese Einschätzung hat auch damit zu tun, dass angesichts
geringer Lagervorräte in der Lebensmittelkette bereits subjektiv kleine
Mehreinkäufe wie zwei Mehlpakete statt eines zu Regallücken führen, was
wiederum den Eindruck von Knappheit verstärkt.

Lebensmittelknappheiten befürchten die Befragten in erster Linie bei
Grundnahrungsmitteln, aber auch für saisonales Gemüse und exotisches Obst.
Insbesondere für tierische Produkte und Backwaren sehen die
Verbraucherinnen und Verbraucher eine Verknappung als unwahrscheinlich an.
"Die Ergebnisse bezüglich der Krisenfestigkeit des Ernährungssystems
deuten auf eine beachtliche Unterstützung der Bevölkerung für einen hohen
nationalen Selbstversorgungsgrad bei Nahrungsmitteln hin", so Prof. Dr.
Achim Spiller. Die Befragten stimmen relativ stark zu, dass die
wesentlichen Grundnahrungsmittel oder eine Mindestmenge an Nahrungsmitteln
in Deutschland oder noch besser regional produziert werden sollten.
"Insgesamt lässt sich eine mehrheitlich globalisierungsskeptische Position
in unseren Daten erkennen, die durch die Corona-Krise weiter gestärkt
wird", führt Spiller weiter aus. Ob mehr nationale Selbstversorgung aber
wirklich sinnvoll für mehr Krisenfestigkeit ist, können die Autorinnen und
Autoren mangels einschlägiger Forschung derzeit noch nicht beantworten.


Das Diskussionpapier ist unter

https://www.uni-goettingen.de/de/625255.html

zu finden.

Originalpublikation:

Gesa Busch et al.

Einkaufs- und Ernährungsverhalten sowie Resilienz des Ernährungssystems
aus Sicht der Bevölkerung: Ergebnisse einer Studie während der
Corona-Pandemie im April 2020.

Diskussionsbeitrag Nr. 2003 des Departments für Agrarökonomie und Rurale
Entwicklung der Georg-August-Universität Göttingen, Göttingen, Mai 2020.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1482: Flüchtlingsrat fordert Landesaufnahmeprogramm (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - 18. Mai 2020

Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert Landesaufnahmeprogramm

Landesaufnahme jetzt! Menschen von den griechischen Inseln
evakuieren!



Genau ein Monat ist seit der Aufnahme von 47 Kindern aus den griechischen
Elendslagern vergangen. Ein weiterer Monat, in denen deutsche Behörden
nicht gehandelt haben, um Menschen in Not zu helfen. Weiterhin sitzen
40.000 Menschen unter menschenunwürdigen Bedingungen in katastrophalen
Lagern in Griechenland fest. Seit dem Besuch des niedersächsischen
Innenministers Pistorius (Ende Oktober/Anfang November 2019) im Camp Moria
auf Lesbos sind sogar mehr als sechs Monate vergangen, in denen die
Bundesregierung die Evakuierung der Schutzsuchenden verweigert und es bei
Alibihandlungen belässt.

Sascha Schießl vom Flüchtlingsrat Niedersachsen:

"Da die Bundesregierung blockiert, müssen jetzt die Bundesländer aktiv
werden. In Berlin und Thüringen werden Landesaufnahmeanordnungen
vorbereitet, um Menschen aus den griechischen Lagern aufzunehmen.
Niedersachsen muss sich diesen Bestrebungen anschließen und jetzt eine
eigene Landesaufnahmeanordnung erlassen."

Innenminister Pistorius hat sich seit Monaten sehr für die Aufnahme von
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen aus den griechischen Lagern
eingesetzt. Das ist wichtig, auch wenn Pistorius seine Aufnahmebereitschaft
nicht nur auf diese Gruppe beschränken sollte. Doch selbst diese
Bestrebungen hat die Bundesregierung wieder und wieder ausgebremst. Nach
monatelangen Diskussionen hat Deutschland nur 47 Kinder aus den Elendslager
aufgenommen, wenige hundert weitere sollen folgen. Das ist beschämend. Denn
alle Menschen müssen aus den griechischen Lagern evakuiert werden. Es ist
an der Zeit, dass die Bundesländer selbst aktiv werden und handeln.

Hierzu muss auch Niedersachsen einen Beitrag leisten. Niedersachsen muss
der Bundesregierung zusätzliche Aufnahmeplätze anbieten und sie dazu
drängen, endlich weitere Aufnahmen durchzuführen. Solange die
Bundesregierung aber weiter blockiert, müssen die Bundesländer eigenständig
vorangehen. Mit eigenen Landesaufnahmeanordnungen können die Länder
eigenständig Menschen von den griechischen Inseln aufnehmen. Dass dies
rechtlich möglich ist, zeigen zwei juristische Gutachten von Anfang 2020
(Gutachten von Helene Heuser [1] und Gutachten von Ulrich Karpenstein/Roya
Sangi [2]). Politisch geboten ist es schon längst, die Kapazitäten sind in
einem großen Flächenland wie Niedersachsen mit acht Millionen
Einwohner_innen auch vorhanden.


Hintergrund

Am 18. April 2020 landete ein Flugzeug mit 47 unbegleiteten Kindern und
Jugendlichen in Hannover-Langenhagen, die zuvor im Elend auf den
griechischen Inseln Lesbos, Samos und Chios lebten. 13 von ihnen verblieben
nach Angaben des niedersächsischen Innenministeriums nach einer
zweiwöchigen Quarantänezeit im Landkreis Osnabrück in niedersächsischen
Kommunen (Städte Braunschweig, Hannover, Lüneburg, Osnabrück, Landkreis
Friesland und Region Hannover). 18 Minderjährige leben jetzt bei Verwandten
in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein. Daneben nahmen die Bundesländer Berlin und Hamburg
je acht Minderjährige auf.

Hintergrundinformationen zur Situation im Lager Moria auf der Insel
Lesbos 

Während auch in Griechenland das öffentliche Leben stillgelegt ist, um
körperlichen Kontakt zu minimieren und damit der Ausbreitung von Covid-19
entgegen zu treten, müssen seit Mitte März 2020 rund 41.000 Schutzsuchende
in meist informellen Unterkünften innerhalb und außerhalb der fünf 
EU-Hotspots auf den ägäischen Inseln ausharren. Über die Hälfte sind Frauen,
Kinder und Jugendliche.

Das Lager Moria auf Lesbos ist ein einziger Albtraum: Ende Januar 2020 gab
es dort drei Ärzte, acht Krankenschwestern und sieben Dolmetscher_innen für
knapp 20.000 Menschen. In Teilen des Lagers müssen sich bis zu 500 Personen
eine Dusche teilen. Zwischen September 2019 und Januar 2020 wurden sieben
Todesfälle bestätigt. Es gibt keinen ernstzunehmenden Notfallplan für den
Fall, dass Covid-19 das Lager erreicht. Simple Präventionsmaßnahmen wie
regelmäßiges Händewaschen können nicht eingehalten werden. Risikogruppen,
etwa ältere Menschen und Menschen mit Vorerkrankungen, können sich zum
Schutz nicht selbst isolieren. Es droht eine rasante Ausbreitung des Virus.
Um die Ausbreitung von Covid-19 zu verhindern, hat die griechische
Regierung eine teilweise Ausgangssperre für Moria Hotspots verhängt.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat am 16. April 2020
die Überstellung von acht vulnerablen Schutzsuchende aus Moria in eine
menschenwürdige Unterbringung mit sichergestellter medizinischer Behandlung
angeordnet. Die Entscheidung macht deutlich, dass ein Leben in den
Elendslagern gegen die Verpflichtungen aus der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) verstößt. Im konkreten Fall stand die
Unterbringung in Moria nicht im Einklang mit Artikel 3 der EMRK.


Anmerkungen:

[1] https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/rls_papers/Papers_2-20_Schutzsuchende.pdf

[2] https://erik-marquardt.eu/wp-content/uploads/2020/04/2020-03-06-Gutachten-L%C3%A4nderkompetenzen-humanit%C3%A4re-Aufnahme-Griechenland_-group-logo.pdf

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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HERRSCHAFT/1888: AfD - Machtkampf ... (SB)



Ich habe Andreas Kalbitz, das gebietet einfach die Fairness, das
zu sagen, in der Arbeit im Bundesvorstand stets als konstruktiv
wahrgenommen, und ich habe ihn in der Arbeit in der AfD auch nicht
rechtsextrem agieren sehen oder hören. Er hat aber, das kann man nun
nicht in Abrede stellen, rechtsextreme Bezüge in seiner Vergangenheit.
Und Andreas Kalbitz hat das auch nicht in Abrede gestellt, sondern er
hat gesagt: Ich kann mich nicht von meiner eigenen Vergangenheit
distanzieren.

Jörg Meuthen zum Parteiausschluß von Andreas Kalbitz [1]

Der Machtkampf um die Hegemonie in der AfD und deren Ausrichtung
spitzt sich zu. Im Zentrum des Kreuzfeuers steht Andreas Kalbitz,
dessen Sturz oder Wiederauferstehung fast schon einer
Entscheidungsschlacht im innerparteilichen Ringen gleichkommt. Daß die
neben Björn Höcke zweite Führungsfigur des lediglich formell
aufgelösten "Flügels" auf eine dezidiert rechtsextreme Vergangenheit
zurückblicken kann, von der sich Kalbitz nie distanziert hat, steht
außer Frage. Dies ist seit Jahren ein allgemein zugänglicher
Erkenntnisstand, von dem jedoch bis vor nicht allzu langer Zeit kaum
jemand etwas wissen oder gar Gebrauch machen wollte.

Der aus München stammende Kalbitz ist seit seiner Schulzeit Mitglied
der schlagenden Schüler-Burschenschaft Saxonia-Czernowitz und hatte
auch Kontakte zu der wegen rechtsextremer Aktivitäten in
Verfassungsschutzberichten erwähnten Burschenschaft Danubia. Er war
Mitglied der Jungen Union und der CSU, mit 21 Jahren trat er den
damals als rechtsextrem eingestuften Republikanern bei. Als Zeitsoldat
von 1994 bis 2005 war er mehrere Jahre Ausbilder in der
Fallschirmjägerschule Altenstadt (Oberbayern), die im Zusammenhang
eines rechtsextremen Netzwerks in der Bundeswehr (Stichwort Hannibal)
von besonderer Bedeutung war. Ein ehemaliger Vorgesetzter wurde von
Medien mit den Worten zitiert: "Wenn Kalbitz jetzt auf AfD-Linie ist,
muss er sich gehörig nach links entwickelt haben." Vom Militärischen
Abschirmdienst (MAD) mehrfach verhört, räumte Kalbitz ein, schon vor
1994 Mitglied in der rechtsextremen Jungen Landsmannschaft Ostpreußen
(JLO) bzw. deren Nachfolger Junge Landsmannschaft Ostdeutschland
gewesen zu sein und 2000/2001 Veranstaltungen für sie durchgeführt zu
haben. 2003 schrieb er für das Vereinsorgan Fritz der inzwischen
neonazistisch geprägten JLO. Laut MAD-Vermerk in Kalbitz' Stammakte
ist er bis heute für Reservisteneinsätze der Bundeswehr gesperrt.

Bereits im Juli 1993 hatte er an einem Sommerlager des rechtsextremen
Vereins Die Heimattreue Jugend teilgenommen, der sich als
paramilitärisch auftretende Elite verstand und mit militärischem Drill
und Hitler-Verehrung Kinder und Jugendliche aufzog. 2007 nahm er an
einem Pfingstlager der Heimattreuen Deutschen Jugend (HDJ) teil, die
2009 verboten wurde. Dem Verfassungsschutz liegt eigenen Angaben
zufolge eine Mitgliederliste der HDJ aus dem Jahr 2007 vor, in der die
"Familie Andreas Kalbitz" geführt wird. Nachweislich habe Kalbitz
vierzehn Jahre Kontakt mit der HDJ gehabt. In den 90er Jahren hatte
Kalbitz neben deutschen Funktionären der NPD-Jugend, der FAP und der
Wiking-Jugend mehrfach an der von flämischen Nationalisten
organisierten Wallfahrt IJzerbedevaart bei Diksmuide teilgenommen.

Kalbitz wurde Mitte der 90er Jahre lobend im von Rechtsextremisten
verwendeten Mailboxsystem Thule-Netz erwähnt und schrieb unter anderem
für die neurechte Wochenzeitung Junge Freiheit. Er war Mitglied des
völkischen Witikobunds und Autor der Zeitschrift Witikobrief. Seit
2010 saß er im Vorstand der vom ehemaligen SS-Hauptsturmführer und
NPD-Funktionär Waldemar Schütz gegründeten rechtsextremen "Vereinigung
Kultur- und Zeitgeschichte, Archiv der Zeit", derer Vorsitzender er
von 2014 bis 2015 war. Erst als das öffentlich publik wurde, legte er
im Oktober 2015 sein Amt nieder und trat aus dem Verein aus.

Seine Vergangenheit im rechtsextremen Umfeld wiegelte Kalbitz stets
nach demselben Muster ab. Über seine einjährige Mitgliedschaft bei den
Republikanern sagte er: "In zwölf Monaten macht man nicht viel." Im
Witikobrief sprach er über den angeblichen "Ethnozid am deutschen
Volk". Das sei, so Kalbitz, eine "eventuell etwas unüberlegte
Sprachwahl" gewesen, "die sicher meinem Alter geschuldet war". Und was
ist mit der neonazistischen HDJ? "Wenn ich es irgendwie für sinnvoll
erachtet hätte, dann hätte es mich weiterhin interessiert. Hat es aber
nicht", sagt er dazu. Medien, die all das aufwärmten, gehe es nur
darum, die "Extremismuskeule" zu schwingen, so Kalbitz.

Gemeinsam mit seinem 2006 verstorbenen britischen Schwiegervater
Stuart Russell schrieb er das Drehbuch für die Filme "Der unbekannte
Soldat" über Adolf Hitler im Ersten Weltkrieg und "Von Garmisch in den
Kaukasus" über die 1. Gebirgsdivision der Wehrmacht. 2007 reiste er
mit dreizehn Neonazis, unter ihnen der damalige NPD-Vorsitzende Udo
Voigt, nach Athen, um an einer Versammlung der neonazistischen
Patriotischen Allianz, einer Abspaltung der Chrysi Avgi, teilzunehmen.
Die deutsche Delegation hißte im Hotel eine zwei Meter große
Hakenkreuzfahne, die in der Nacht einen Brandanschlag nach sich zog.
Kalbitz räumte die Reise mit der Delegation ein, bestritt aber eine
Teilnahme an den Vorgängen mit der Fahne. In der "nachträglichen
Bewertung dieser Veranstaltung" sei diese "nicht dazu angetan"
gewesen, sein "weiteres Interesse oder Zustimmung zu wecken".

Im März 2013 trat er der AfD bei. Im März 2015 unterzeichnete er die
durch Björn Höcke und André Poggenburg initiierte Erfurter Resolution,
beim Kyffhäusertreffen im Juni 2015 trat er als Redner auf. Am 21.
November 2015 wurde er zum ersten stellvertretenden Landesvorsitzenden
der AfD Brandenburg gewählt. Im April 2017 wurde Kalbitz als
Nachfolger Alexander Gaulands zum Landesvorsitzenden der Brandenburger
AfD und im Dezember 2017 zu einem der sechs Beisitzer im
AfD-Bundesvorstand gewählt. Am 1. Dezember 2019 wurde Kalbitz mit 50,3
Prozent zum zweiten AfD-Beisitzenden wiedergewählt.

Er unterhält enge Verbindungen zur Neuen Rechten wie auch zur rechten
außerparlamentarischen Opposition und denkt offenbar weit
strategischer als die meisten seiner Parteigenossen. Er widersprach
dem AfD-Bundesvorstand, dem er selbst angehörte, wonach AfD-Leute die
Demos der Rechtsextremen meiden sollten. Der Erfolg seiner Partei
basiere doch gerade auf der Zusammenarbeit mit Pegida oder Zukunft
Heimat in Cottbus. Trotz Abgrenzungsbeschlüssen seiner Partei hat er
kein Problem damit, daß Mitarbeiter der Fraktion Verbindungen zur
Identitären Bewegung haben, die vom Verfassungsschutz als
rechtsextremistisch eingestuft wird. Im brandenburgischen Landtag
beschäftigte Kalbitz das ehemalige NPD-Mitglied Alexander Salomon und
den Funktionär der Jungen Alternative Tim Ballschuh, der ebenfalls
Kontakte zu Neonazis hatte.

Auf Veranstaltungen vor Anhängern zog Kalbitz durchaus vom Leder und
propagierte bei einem Vortrag im neurechten Institut für Staatspolitik
von Götz Kubitschek "eine Art nationalen Sozialismus". Auf einer
AfD-Demonstration im Mai 2018 bedankte er sich bei Pegida und der
neurechten Vereinigung Ein Prozent für unser Land von Kubitschek und
Philip Stein. Dort wie auch bei einer Rede am Kyffhäuserdenkmal in
Thüringen bezeichnete er die AfD als "die letzte evolutionäre Chance
für dieses Land. Danach kommt nur noch 'Helm auf'. Und das möchte ich
nicht." "Wir sind die Totengräber der fauligen Reste dieser
68er-Zersetzung", verkündete er, man werde "auf ihren Gräbern tanzen".
Und: "Wir sind die Götterdämmerung dieses globalisierten
Multikulturalismus!" Oder: "Wir kriegen den Flieger voll mit den
Claudia Roths und Cem Özdemirs!"

Vor anderem Publikum enthält er sich jedoch eher solcher verbalen
Provokationen, die kurzfristig Aufmerksamkeit erheischen, und übt sich
in Beharrlichkeit und Geduld, da er sich auf einem politischen
"Langstreckenlauf" sieht. Er formuliere ganz vorsichtig, erläuterte er
bei einem Vortrag im Institut Götz Kubitscheks seine Vorgehensweise.
Dank dieser taktischen Marschroute gelingt es ihm, auch jene Teile der
Partei und Anhängerschaft für sich zu gewinnen, die von einem allzu
derben Sprachgebrauch eher abgestoßen werden. Die Kontroverse um seine
Person verkaufte er so: "Ich glaube, ich werde zu einer Reizfigur
gemacht. Wenn man meinen Wikipedia-Eintrag liest, denkt man, der Raum
riecht nach Schwefel, wenn ich reinkomme." Er sei jedoch überzeugt,
daß es die Menschen im Land nicht interessiere, was er vor 25 Jahren
geschrieben habe. Er leugnete seine politische Vergangenheit nicht,
sondern verharmloste sie als angebliche Jugendsünden, wobei er immer
nur soviel zugab, wie sich nicht verheimlichen ließ. Andreas Kalbitz
folgt der erprobten rechtsextremen Doppelstrategie, indem er
völkischen Marschtritt und neurechte Ideologie in Personalunion
verkörpert.

In die Quere gekommen ist ihm dabei das Bundesamt für
Verfassungsschutz. Hatte Hans-Georg Maaßen noch seine schützende
Hand über die AfD gehalten, um sie von einer Beobachtung durch seine
Behörde freizuhalten, ist es nach seinem Abgang eng für die Partei
geworden. Unter dem neuen Präsidenten Thomas Haldenwang wurde der
"Flügel" um Björn Höcke und Andreas Kalbitz als Beobachtungsfall
eingestuft, die dritte und höchste Stufe geheimdienstlicher
Observierung. Beide seien Rechtsextremisten, und die
verfassungsfeindlichen Verdachtsmomente im "Flügel" hätten sich zu
Gewißheiten verdichtet, so Haldenwang. Dies löste ein
innerparteiliches Erdbeben bis hin zur formellen Auflösung des
"Flügels" und eine Eskalation des Machtkampfs aus.

Hatte der Staatsschutz die von der extremen Rechten ausgehende Gefahr
jahrelang verschleiert und ihre Umtriebe instrumentalisiert, so
inszeniert er nun geradezu einen Paradigmenwechsel. Alle Sünden der
Vergangenheit werden als Behördenversagen deklariert, was dem Ruf nach
einem effizienteren geheimdienstlichen und polizeilichen Auftritt Tür
und Tor öffnet. Heute ist es breit kommunizierter Konsens in den
Verlautbarungen des Staatsapparats, daß Rechtsextremismus und
Rechtsterrorismus die derzeit "größte Gefahr" für die Demokratie in
Deutschland seien. Das Gewaltpotential entlade sich "in realer
Gewalt". Schlag auf Schlag folgen längst in Stellung gebrachte oder
auf kurzem Weg umgesetzte Razzien, Festnahmen, Verbote, Einstufungen
und Prozesse gegen rechtsextreme Zirkel und Bestrebungen. Der
Eindruck, von Staatsorganen getäuscht und hintergangen zu werden, wich
dem integrativen Gefühl, an einem Strang gegen rechte Gewalt zu
ziehen.

Für die AfD, die schon geraume Zeit darum ringt, ihr Profil zu
glätten, um den Verfassungsschutz vor der Tür zu halten, ist das ein
Stich ins innerparteiliche Wespennest. Nachdem der Vorstand mit
knapper Mehrheit beschlossen hat, daß Andreas Kalbitz kein
Parteimitglied mehr sei, weil er beim Eintritt substantielle Tatsachen
verheimlicht habe, herrscht offener Krieg. In den sozialen Netzwerken
wird allseits gefeuert, was das Zeug hält. Kalbitz will die
Entscheidung juristisch anfechten und ruft seine Anhänger auf, in der
AfD zu bleiben. Björn Höcke spricht von Verrat, Tino Chrupalla von
einer Verbrüderung mit dem politischen Gegner. Auch Alexander Gauland
und Alice Weidel haben den Beschluß heftig kritisiert. Jörg Meuthen,
der nach wie vor am Rand des Abgrunds steht, ist dank seines Coups
fürs erste der Held einer bislang wenig schlagkräftigen gemäßigten
Mehrheit, die plötzlich Hoffnung schöpft, den Ansturm der weit besser
organisierten und rabiateren Flügelfraktion zu bremsen.

Die AfD hat jahrelang so getan, als wüßte sie nicht, wer Andreas
Kalbitz ist. Nun zieht sie die Schmierenkommödie ab, der Brandenburger
Vorsitzende habe sie über seine Vergangenheit getäuscht. So behauptet
Jörg Meuthen im Gespräch mit dem Deutschlandfunk, der Rauswurf sei
eine juristische und keine politische Entscheidung gewesen. In der AfD
habe Kalbitz nie rechtsextrem agiert. Der Kunstgriff, ihn ohne
Schiedsgerichte und ein Parteiausschlußverfahren loszuwerden, ist so
windig und wacklig wie das permanente Täuschungsmanöver, die stets
nach rechts offene Drift der AfD als demokratische Meinungsvielfalt zu
verkaufen.


Fußnote:

[1] www.deutschlandfunk.de/kalbitz-rauswurf-aus-der-afd-es-ging-um-eine-rechtliche.694.de.html

18. Mai 2020
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FRAUEN/843: Frauen übernehmen die Verantwortung während COVID-19 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Frauen übernehmen die Verantwortung während COVID-19

Von Fairuz Ahmed, Inter Press Service, 16. Mai 2020



Da das COVID-19-Chaos in den meisten Ländern andauert, ist die
Rolle von Müttern, Töchtern und Betreuerinnen am stärksten betroffen.
Sie kümmern sich nicht nur um den Haushalt und die Kinder, die zu
Hause unterrichtet werden, sondern arbeiten auch an vorderster Front
und kümmern sich aktiv oder passiv um ihre jeweiligen
Kommunen.

Weltweit machen Frauen die Mehrheit [1] der Beschäftigten im
Gesundheits- und Sozialwesen aus. Nahezu jede dritte Frau [2] arbeitet
in der Landwirtschaft, und Frauen leisten dreimal so viel [3]
unbezahlte Pflegearbeit zu Hause wie Männer. Zwei dieser Frauen
erzählten IPS ihre Geschichten darüber, wie sie ihren Gemeinschaften
auf ihre eigene Weise etwas zurückgeben.

Ferdousee Hossain ist Lehrerin im Ruhestand, Mutter von zwei und
Großmutter von drei Kindern. Sie leitet einige
Wohltätigkeitsorganisationen und zwei Schulen für Dorfbewohner*innen
auf dem Land. In ihren späten 60ern hätte sie nie gedacht, dass sie in
eine Situation wie COVID-19 geraten würde, in der sie so eingeschränkt
und isoliert wäre. Sie fühlt sich allein, da sie ihre Familie und vor
allem die Schulkinder nicht sehen kann.

Während des Fastenmonats Ramadan erreicht in den meisten muslimischen
Ländern die Wohltätigkeitsarbeit ihren Höhepunkt, und es werden
Spenden gesammelt, die die Mittel für das ganze Jahr sichern. Für ihr
Wohltätigkeitsnetzwerk, in dem sie tatkräftig mitarbeitet, war es sehr
schwierig, das alles zu koordinieren, aber sie hat sich daran gewöhnt,
auch weiterhin jenen zu helfen, die am stärksten betroffen sind.

Dank Ferdousee können im Bezirk Barisal in Bangladesch sieben Familien
mit 45 Mitgliedern und ein Waisenhaus mit 52 Kindern unter 15 Jahren
überleben, die sich in den letzten zwei Monaten alle in sozialer
Distanzierung übten.

In ihren eigenen Worten an IPS sagt Ferdousee: "Ich habe unbegrenzte
Internetdaten auf unsere Mobiltelefone geladen und ich rufe jede
Familie täglich an, liefere und koordiniere die Hilfsmaßnahmen, damit
sie überleben können. Da ich in der Hauptstadt Dhaka bin, nutze ich
Videoanrufe, um mir persönlich ein Bild von der Lage in den Dörfern zu
machen und mich bei der zuständigen Teamleitung zu erkundigen. Gestern
brauchte ein Mädchen 60 Dollar (5000 Takas) für Sofortmedizin und die
Behandlung einer Person, die mit Krebs kämpft. Ein 18 Monate altes
Kind brauchte Milchpulver und Notfallversorgung. Wir haben getrennte
Fonds für solche plötzlichen Notwendigkeiten eingerichtet. Ich habe
eine Kette von 'Vermittler*innen' gebildet, und unser Team verteilt
Lebensmittel und tägliche Hilfsgüter nach Absprache mit anderen
Mitgliedern. Ich muss für das Team, das an der Front arbeitet, aus
eigener Tasche zahlen, aber in der gegenwärtigen Situation ist das das
Mindeste, was ich tun kann", fügt sie hinzu.

Laut Ferdousee ist es schwierig, Bargeld zu schicken, weil es
gestohlen werden kann. "Wir haben es auch schon mit Betrug zu tun
gehabt, bei dem Leute Namen fälschen und telefonisch überwiesenes Geld
kassieren. Wir stellen also sicher, dass kein Bargeld verteilt wird.
Diese Menschen leben unter der Armutsgrenze, und an einem normalen Tag
verdienen sie vielleicht weniger als sieben Dollar, womit sie einen
vierköpfigen Haushalt ernähren müssen."

Mit dem COVID-19-Lockdown sind Straßenverkäufer*innen, kleine
Unternehmen, Rikscha-Fahrer*innen und Haushaltshilfen ohne Arbeit.
Viele haben sich entschieden, in ihre Dörfer zurückzukehren, um sich
vor dem Hungertod zu retten. Lokale Hilfsorganisationen haben ihre
Arbeit intensiviert, aber viele sind immer noch ohne Arbeit und wissen
nicht, woher sie Hilfe und/oder Nahrung bekommen.

"Wir fragen herum, holen uns Informationen aus zuverlässigen Quellen
und lassen dann Lieferungen an ihre Tür bringen", sagt Hossain und
fügt hinzu: "Eine der Dorfschulen, die ich leite, hatte 250 Kinder.
Jetzt sind die meisten zu Hause geblieben. Davon sind 52 Kinder
Waisenkinder und leben im angrenzenden Waisenhaus. Wir sorgen also
dafür, dass sie Nahrung und Sicherheit haben und dass eine Routine
vorhanden ist. Nur zwei Lehrer*innen, die auf dem Gelände wohnen,
gehen Lebensmittel einkaufen, wobei wir immer auf soziale Distanz
achten. Es sind Spenden aus Nordamerika und Kanada eingegangen, und
ich hoffe, noch mehr zu erhalten."

Ruksana Akhter aus dem Distrikt Khulna, eine Ärztin und Mutter von
drei Kindern, sagte, sie sei seit mehr als 15 Jahren im
Gesundheitswesen tätig. Als die Nachricht von COVID-19 bekannt wurde,
mussten sie als Familie harte Entscheidungen treffen.

Ruksana erklärte gegenüber IPS: "Jede Nacht, wenn ich nach Hause
komme, bekomme ich Angst um mein eigenes Leben und um meine Kinder.
Ich warte draußen und meine ältere Tochter hilft mir, mich
abzuspritzen. Bisher wurden in Bangladesch über zehntausend Fälle
gemeldet, und es könnte sich noch mehr ausbreiten. Ich arbeite auf der
Entbindungsstation und diene an der Front. Man hat uns zwar PSA zur
Verfügung gestellt, aber die Maßnahmen sind immer noch unzureichend".

Ich bin die einzige Erwachsene in diesem Haus, und meine Tochter ist
erst 17 Jahre alt. Ich mache mir Sorgen, was passiert, wenn ich
infiziert werde? Ihr Vater arbeitet in der Coronavirus-Zelle und
betreut die Patient*innen Tag und Nacht. Er hat das Haus verlassen, um
uns zu beschützen, und wohnt im Krankenhausquartier. Seit mehr als
zwei Monaten habe ich ihn nicht mehr gesehen. Es ist eine
Erleichterung zu wissen, dass die Menschen überleben, aber jedes Mal,
wenn das Telefon nachts klingelt, läuft mir ein Schauer über den
Rücken, und ich atme tief durch, bevor ich ans Telefon gehe. Wir sind
im Gesundheitswesen tätig, und das Land ist auf unsere Dienste
angewiesen", so Rukhsana.

"Es ist eine Herausforderung und mental belastend für uns", fuhr sie
fort. "Eine*r meiner Freund*innen ist gestorben, und eine andere
Kollegin, die selbst Ärztin ist, kämpft jetzt gegen das Coronavirus.
Als Mutter muss ich geistig stabil bleiben und lächelnd zu meinen
Kindern zurückkehren. Als Ehefrau muss ich meinen Mann am Telefon
unterstützen, damit er motiviert bleibt. Wir reden manchmal, wenn er
Zeit findet, aber ich spüre seine Verzweiflung."

Das wirtschaftliche Empowerment von Frauen steigert die Produktivität,
erhöht die wirtschaftliche Diversifizierung und die
Einkommensgleichheit zusätzlich zu anderen positiven
Entwicklungsergebnissen. Die Befähigung von Frauen in der Wirtschaft
und die Überwindung der geschlechtsspezifischen Unterschiede in der
Arbeitswelt sind der Schlüssel zur Verwirklichung der Agenda für
nachhaltige Entwicklung bis 2030. Die Vereinten Nationen haben
geplant, bis 2030 schrittweise ein Einkommenswachstum der untersten 40
Prozent der Bevölkerung zu erreichen und aufrechtzuerhalten, das über
dem nationalen Durchschnitt liegt. Daraus lässt sich schlussfolgern,
dass eine bessere Unterstützung von Frauen, insbesondere in
Entwicklungsländern, einen Wachstumseffekt bewirken wird.

Bericht von Fairuz Ahmed [4], übersetzt aus dem Englischen von
Elena Heim vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam.

Englischsprachige Erstveröffentlichung:

http://www.ipsnews.net/2020/05/women-taking-charge-covid-19/


Anmerkungen:

[1] https://www.who.int/hrh/resources/gender_equity-health_workforce_analysis/en/

[2] https://www.unwomen.org/en/what-we-do/economic-empowerment/facts-and-figures

[3] https://www.unwomen.org/en/what-we-do/economic-empowerment/facts-and-figures

[4] http://www.ipsnews.net/author/fairuz-ahmed/
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Argentinien 

Zwischen Prekarisierung und Pandemie

Von Jorge Duarte



Die Coronakrise hat die Prekarität des argentinischen
Arbeitsmarktes und die Anfälligkeit von Millionen von
Lohnempfänger*innen offengelegt - allen voran die der
Fahrradkurier*innen.

(Buenos Aires, 2. Mai 2020, ANRed) - Die globale Coronakrise hat die
Prekarität des argentinischen Arbeitsmarktes und die wirtschaftliche
Anfälligkeit von Millionen von Lohnempfänger*innen offengelegt. Der
Einkommensausfall und die Unmöglichkeit, sich in Quarantäne begeben,
kennzeichnen diese Realität. In dieser Zeit wurden die mehr als
160.000 Beschäftigten der Kurierdienste für viele zur Verbindung nach
"draußen". Die "Held*innen" auf Fahrrädern sind jedoch ohne Rechte und
fordern Schutzmaßnahmen.

Der weltweite Wirtschaftseinbruch infolge der Coronavirus-Pandemie hat
unmittelbare Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Auf der ganzen Welt
gehen Millionen von Arbeitsplätzen verloren, im Dominoeffekt fallen
ganze Industrien und Unternehmen der Pandemie zum Opfer. Laut den
Studien der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), die Woche für
Woche von Wissenschaftler*innen durchgeführt werden, gehen
Arbeitsstunden im zweistelligen Millionenbereich verloren. Die
Regierungen sind hin- und hergerissen zwischen laissez-faire, Hilfen
zum Erhalt von Arbeitsplätzen oder Verstaatlichungen. Einige
Regierungen probieren sogar alle Instrumente gleichzeitig aus.


Der argentinische Arbeitsmarkt - keine Ausnahme in Zeiten
der Pandemie

Argentinien ist und wird nicht die Ausnahme dieser Realität sein. In
der sich abzeichnenden wichtigsten Krise der jüngeren
Menschheitsgeschichte werden wir angesichts der Schließung von
Unternehmen, des Anstiegs der Arbeitslosigkeit, der Zunahme von
Kurzarbeit, der Zerstörung des Einkommens der Mehrheit der Bevölkerung
und stärkeren wirtschaftlichen Anfälligkeit weitreichende
Entscheidungen fällen müssen. Das ist eine Feuerprobe für den
Peronismus der Regierung, in dem der Staat Motor für eine Wirtschaft
ist, die sich auf einem historischen Tiefstand befindet.

Das Land wird jedoch unter besonderen Bedingungen mit dieser Krise
konfrontiert. Der Arbeitsmarkt ist fragmentiert und in hohem Maße
prekarisiert. Tatsächlich ist dies ein struktureller Trend, der sich
unter der Führung von Cambiemos (Wahlbündnis des Ex-Präsidenten
Mauricio Macri) verstärkt hat. Dieser Trend kennzeichnete sich durch
die Zerstörung formeller Beschäftigungsformen und im besten Falle
durch die Ersetzung dieser durch informelle und ungeschützte
Arbeitsplätze oder durch bloße Einzelselbstständigkeit - all dies zu
Niedriglöhnen. Dieser Prozess war nicht umsonst, er wurde begleitet
von der fortschreitenden Verschlechterung der Einkommen, sodass die
Vergütung nun einen geringeren Anteil des Produktionswerts einnimmt:
Lag der Anteil der Arbeitskosten an der "Torte" des Produktionswertes
2016 noch bei 51,8 Prozent, ist er im Jahr 2019 auf 45,7 Prozent
gefallen.


Sieben Millionen Menschen während der Ausgangssperre ohne
Einkommen

Berücksichtigt man die informelle Beschäftigung, Arbeiter*innen in
Privathaushalten (vier von fünf arbeiten "schwarz"), die
Selbstzahler*innen in die Sozialsysteme und die selbstständigen
Beiträge und berücksichtigt zudem noch jene, die gar nicht für einen
festen Lohn arbeiten, dann erhält man eine Gesamtheit von mehr als
sieben Millionen Menschen, die am 17. März, dem Tag, an dem die
präventive und verpflichtende soziale Isolation begann, ohne Einkommen
dastanden. Diese Schätzung wurde Wochen später bestätigt. Die
Regierung verabschiedete einen Plan, der mehr als 7,8 Millionen
Personen für den Bezug des Notfallfamilieneinkommens berechtigte.
Oder, um es klarer auszudrücken: Jeder zweite Haushalt im Land war
plötzlich ohne Lebensunterhalt und benötigte staatliche Unterstützung,
um seine Mindestausgaben zu decken.

Man kann sagen, es handelt sich um eine globale Krise mit lokalen
Eigenschaften. Die Informalität gibt der Odyssee im argentinischen
Lohn- und Gehaltssektor ihre eigenen dramatischen Nuancen. Die vielen
Tausend, die zuletzt "von weißer zu schwarzer Arbeit" übergingen,
verloren auf dem Weg dorthin zumeist ihre Krankenversicherung, die in
dieser sanitären Notsituation besonders notwendig ist. Sie verloren
auch den Zugang zu Mutterschutz und Elternzeit, die eine
Mindesteinkommensgrenze garantieren, um der kritischsten Etappe in der
Quarantäne die Stirn zu bieten. #QuedateEnCasa ("Bleib daheim") war
für viele tatsächlich keine Option.


Prekarisierung auf dem Vormarsch

Zeugnis dessen sind nun die sichtbar gewordenen Arbeiter*innen in den
Kurierdiensten, die für einige Wochen die einzigen Bewohner*innen der
leeren und stillen Straßen in den großen Stadtzentren wurden. Jetzt
sind sie Held*innen für einige Medien.

Eine im vergangenen Jahr vom argentinischen Think Tank CIPPEC, dem
IDB-Labor und der ILO durchgeführte umfassende Studie, die bisher die
einzige zu diesem Thema im Land war, ergab, dass diese Kurierfirmen
ein Prozent der Beschäftigten im Land anstellen. Das war der Wert bis
Mai letzten Jahres, sodass davon auszugehen ist, dass heute, zwölf
Monate später, mehr Menschen in diesem Bereich arbeiten. Aus dieser
Gruppe von mehr als 160.000 Arbeiter*innen waren mehr als 60.000
ausschließlich im Außendienst für die Zustellungen beschäftigt. Hinzu
kommen jetzt diejenigen, die durch die jüngsten Ereignisse (bei z.B.
Uber Eats) zu mobilen Arbeiter*innen wurden. Die Studie zeigte auch,
dass für 45 Prozent dieser Personen keinerlei
Sozialversicherungsbeiträge gezahlt werden und, dass weniger als zehn
Prozent als abhängig Beschäftigte angemeldet wurden - Prekarisierung
auf dem Vormarsch.


Proteste und gewerkschaftliche Organisierung als Antwort
auf Unternehmenspolitik und staatliche Passivität

Diese Menge von mehr als 60.000 informell beschäftigten und
einzelunternehmerischen Radfahrer*inen hat in den letzten 24 Monaten
eine Reihe von Protesten und Versuchen gewerkschaftlicher
Organisierung vorangetrieben. Die regionalen und globalen
Pionier*innen stießen bei den Unternehmen auf starken Widerstand. Auch
begegneten sie einer staatlichen Passivität, die den Unternehmen
zugute kam. Die Regierungen zeigten sich ideologisch der sogenannten
Sharing Economy zugeneigt oder fürchteten sich davor, in den einzigen
Sektor einzugreifen, der während der Rezession Arbeitsplätze schuf.
Alles typisch für diese Zeit. Trotz alledem gründeten die Kurier*innen
Gewerkschaften, organisierten sich und trieben die zur Seite
gedrängten Gewerkschaften wieder voran.

Während der Pandemie wurden diese Arbeitnehmer*innen ohne formelle
Arbeitgeber und ohne Arbeitsschutzversicherung, die je nach Firma in
strengem Rot, Gelb oder Orange gekleidet sind, zum Bindeglied zwischen
den Waren und Abertausenden von Verbraucher*innen in der Stadt. Ohne
die finanziellen Mittel, sich selbst in Quarantäne zu begeben, mussten
sie sich der Ansteckungsgefahr aussetzen und selbst für ihre
Sicherheit sorgen. Nach eigenen Aussagen der Zusteller*innen gaben
ihnen die Unternehmen nur wenige Hygieneartikel und das erst sehr
spät, als letzter Ausweg, um ein Gerichtsverfahren abzuwenden.


"Wir sind keine Helden oder Heldinnen, wir wollen
Schutzmittel zu unserer Sicherheit"

Anfang April lancierte der Lieferdienst Rappi eine Werbekampagne für
seinen Service. Er sprach von seinen Zusteller*innen als "Held*innen",
den "RappiHeróes" der Pandemie. Stunden später konterte die Asociación
del Personal de Plataformas (APP), eine 2018 beim Arbeitsministerium
registrierte Gewerkschaft: "Wir sind keine Helden oder Heldinnen, wir
wollen Schutzmittel zu unserer Sicherheit".

Die gleiche Forderung, eine unter vielen, führte am 22. April auch
in weiten Teilen Argentiniens zu einem Protest von
Lieferservicemitarbeiter*innen. In sechs Ländern gleichzeitig
forderten sie, formell als offizielle Angestellte anerkannt und vor
einer möglichen Ansteckung mit der Lungenkrankheit Covid-19 geschützt
zu werden. In der Zwischenzeit erwarten sie staatliche Regulierung
irgendeiner Art. Diese soll eine Verfestigung des Status quo - mit
einer kleinen, mit den neuen Technologien verbundenen Elite nebst
einer Flut von Arbeiter*innen in Beschäftigung für Geringqualifizierte
mit niedrigen Gehältern und ohne Rechte - verhindern.


Jorge Duarte ist Sozialwissenschaftler, Journalist und
Direktor des Portals InfoGremiales.

Dieser Text wurde im Original in Riberas [1], einer Zeitschrift der
Universidad Nacional de Entre Ríos publiziert.
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ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Mai 2020

Galeria Karstadt Kaufhof: Verantwortliche informieren 

ver.di-Tarifkommission - Gewerkschaft will Zukunft statt Kahlschlag



Berlin - Die im Schutzschirmverfahren bei Galeria Karstadt Kaufhof
gerichtlich bestellten Frank Kebekus als Sachverwalter und der
Generalbevollmächtigte Arndt Geiwitz wollen am 25. Mai die
ver.di-Tarifkommission Galeria Karstadt Kaufhof (GKK) über ihre Pläne
informieren. Dazu gehört auch die Zukunft von Karstadt-Sports,
Karstadt-Feinkost, der Restaurants Le Buffet und Dinea, der Logistik
und Reisebüros. Am Folgetag hat die Gewerkschaft ihre
Bundestarifkommission (GKK) zu internen Beratungen eingeladen.

"Wir erwarten von den Bevollmächtigten einen Zukunftsplan für die
Warenhäuser statt Berechnungen, wie vielen Beschäftigten die Existenz
geraubt werden soll", erklärte Orhan Akman,
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Einzelhandel. "Die Karten müssen offen
auf den Tisch. Dazu gehört auch eine klare Positionierung des
Eigentümers René Benko. Die Beschäftigten erwarten von ihm Zukunft
statt Kahlschlag." Zuvor war bekannt geworden, dass tausende Stellen
gestrichen werden sollen und beinahe jede zweite Filiale bundesweit
von der Schließung bedroht ist.

Die mit ver.di noch vor einem halben Jahr getroffenen tariflichen
Vereinbarungen zum Gesundheitsschutz sowie zu Investitionen des
Eigentümers müssten weiter zwingend und umgehend umgesetzt werden,
"statt sich verantwortungslos vom Acker zu machen", so die
Gewerkschaft. "Die Schieflage der Warenhäuser haben nicht die
Beschäftigten verursacht, sondern vorrangig das Management mit Dr.
Fanderl als CEO an der Spitze. Wenn Entlassungen anstehen, muss Dr.
Fanderl als erster gehen", forderte Akman. Warenhäuser hätten nach
wie vor eine Zukunft. Jetzt komme es darauf an, die Tradition der
Warenhäuser modern zu denken. Der Schlüssel dazu sei ein
Beteiligungsprozess unter Mitwirkung der Beschäftigten.

Man habe den Eindruck, "dass Manager und Berater sich seit Jahren in
den Chefetagen die Klinke in die Hand geben und Millionen kassieren,
ohne wirklich für eine Zukunft des Geschäfts und mehr Umsatz zu
sorgen. Gleichzeitig rackern sich die Beschäftigten ab und wurden
immer wieder zur Kasse gebeten". Shutdown und Corona vorzuschieben,
um sich durch massenhafte Schließungen und Entlassungen
gesundzustoßen, sei durchsichtig und weit weg von einem
Zukunftskonzept für die Warenhäuser. Politiker in Bund, Land und
Kommunen müssten jetzt ihren Einfluss geltend machen, um ein Sterben
vieler Innenstädte zu verhindern und die Arbeitsplätze zu erhalten,
forderte die Gewerkschaft.

 * 

Quelle:
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Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 18. Mai 2020

german-foreign-policy.com

Die Kosten des Wirtschaftskriegs 

Streit um Huawei hält in Berlin an. Washington startet unterdessen
Vernichtungsschlag gegen den chinesischen Konzern.



BERLIN/WASHINGTON - Im Schatten des jüngsten
US-Vernichtungsschlages gegen Huawei werden in Berlin erneut Forderungen
nach einem Ausschluss des chinesischen Konzerns vom Aufbau der deutschen 
5G-Netze laut. Huawei dürfe in der Bundesrepublik bei 5G nicht zum Zuge
kommen, verlangt der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag,
Norbert Röttgen. Der aktuelle Entwurf der Bundesregierung für die
Neufassung des IT-Sicherheitsgesetzes schließt eine Beteiligung
chinesischer Konzerne nicht prinzipiell aus, enthält aber eine gegen sie
nutzbare Gummiklausel ("Vertrauenswürdigkeitsprüfung"). Während in Berlin
die Debatte andauert, kündigt die Trump-Administration an, künftig dürften
alle Chiphersteller weltweit, die mit US-Spezialgerät arbeiten, Huawei
allenfalls mit US-Sondergenehmigung beliefern. Wird die Anordnung
realisiert - sie läuft faktisch auf die Unterwerfung zentraler Felder der
Weltwirtschaft unter US-Kontrolle hinaus -, dann wären laut Schätzung von
Experten rund 90 Prozent der Huawei-Umsätze bedroht. Folgeschäden stünden
auch deutschen Unternehmen bevor.

Gummiklausel "Vertrauenswürdigkeit"

Huawei soll vom Aufbau der deutschen 5G-Netze ausgeschlossen werden: Diese
Forderung hat der Vorsitzende des Auswärtigen Bundestagsausschusses,
Norbert Röttgen, am Wochenende wiederholt [1] - kurz nach dem Bekanntwerden
des Berliner Regierungsentwurfs für die Neufassung des 
IT-Sicherheitsgesetzes. Der Entwurf sieht vor, dass sämtliche Unternehmen, die
sich am Aufbau der 5G-Netze beteiligen wollen, die entsprechenden
Komponenten explizit zertifizieren lassen müssen; auch haben die Hersteller
eigens eine Erklärung über ihre "Vertrauenswürdigkeit" abzugeben. Hat das
Bundesinnenministerium Zweifel daran, kann es die Unternehmen von der
Auftragsvergabe ausschließen. Zur Begründung können jederzeit
Geheimdienstinformationen herangezogen werden.[2] Mit Blick auf
die längst übliche Praxis der westlichen Mächte, außenpolitische
Aggressionen mit Hilfe unbelegter Behauptungen aus ihren Spionageapparaten
zu legitimieren, handelt es sich dabei um eine Art Joker, der jederzeit
nach politischem Belieben eingesetzt werden kann. Zugleich hält der
Machtkampf um die Zulassung von Huawei an. Vor allem das Auswärtige Amt
dringt auf den Ausschluss chinesischer Firmen; deren Beteiligung
untergrabe, behauptet Außenminister Heiko Maas, "die Souveränität
Europas".[3]

Teurer Boykott

Widerstand gegen einen Ausschluss von Huawei kommt vor allem aus der
deutschen Wirtschaft sowie aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Zum einen
heißt es, falls Berlin, das erst jüngst strikte Beschränkungen für
chinesische Investoren eingeführt hat [4], nun auch noch "ein Kronjuwel"
der chinesischen Industrie als "nicht vertrauenswürdig" einstufe, dann
werde Beijing womöglich harsch reagieren [5]. Die deutsche Industrie aber
ist dringend auf ihr Chinageschäft angewiesen, besonders in der
Coronakrise.[6] Zum anderen drohen bei einem Verzicht auf Huawei
Verzögerungen sowie Mehrkosten beim Aufbau von 5G. Die Deutsche Telekom
etwa teilte bereits im Januar 2019 mit, ohne Huawei werde sich der Aufbau
der 5G-Netze um zwei Jahre verspäten. Der Branchenverband GSMA beziffert
die Mehrausgaben, die ohne den chinesischen Konzern entstünden, EU-weit auf
rund 55 Milliarden Euro.[7] Die Netzbetreiber, die unter Druck stehen, da
Deutschland schon bei 4G als schlecht entwickelt gilt und nun auch bei 5G
in Rückstand zu geraten droht, haben mittlerweile begonnen, die 5G-Netze
unter Zuhilfenahme von Huawei-Technologie zu errichten. "5G baut auf 4G
auf", konstatierte kürzlich Dirk Wössner, Deutschland-Chef der Deutschen
Telekom; bei 4G aber beinhalte die deutsche Infrastruktur auch 
Huawei-Gerät: "Sollen wir das bestehende 4G-Netz zu einem großen Teil wieder
abbauen?"[8] Die Berliner Politik freilich lässt sich immer noch mit der
Entscheidung Zeit: Bis das IT-Sicherheitsgesetz endgültig in
Kraft trete, könnten, so heißt es, "noch Monate vergehen".[9]

Der erste Vernichtungsschlag

Zusätzliche Unklarheit schafft der jüngste Vernichtungsschlag der
Vereinigten Staaten gegen Huawei. Die Trump-Administration hatte schon vor
einem Jahr die Lieferung von US-Technologie an den chinesischen Konzern
untersagt, um diesen in den Zusammenbruch zu treiben und Chinas
ökonomischen und politischen Aufstieg zu stoppen: Um dies zu erreichen,
sollte Huawei vor allem von der Lieferung bestimmter Halbleiter
abgeschnitten werden, die chinesische Konzerne noch nicht selbst
produzieren können. Der Versuch scheiterte, dies übrigens nicht zuletzt
daran, dass High-Tech-Konzerne aus den USA Mittel und Wege fanden, das
Lieferverbot zu umgehen, um den Verlust von Marktanteilen in China zu
vermeiden; die Volksrepublik gilt als wichtigster Chipmarkt der Welt.
Tatsächlich konnte Huawei seinen Umsatz im Jahr 2019 trotz der
US-Pressalien um 19,1 Prozent steigern.[10] Erst im ersten Quartal 2020
brach das Umsatzwachstum auf nur noch 1,4 Prozent gegenüber dem
Vorjahreszeitraum ein - aufgrund der Coronakrise.[11]

Der zweite Vernichtungsschlag

Jetzt hat die Trump-Administration nachgelegt und am Freitag erklärt, sie
verbiete den Verkauf von Halbleitern an Huawei nicht nur US-Konzernen,
sondern allen Unternehmen weltweit, die zur Chipherstellung US-Ausrüstung
nutzen. Dies gilt insbesondere für TSMC aus Taiwan; der Konzern - es
handelt sich um den größten Auftrags-Halbleiterproduzenten der Welt -
wickelte zuletzt rund 14 Prozent seiner Verkäufe mit der 
Huawei-Tochterfirma HiSilicon ab.[12] Weil TSMC jedoch bei der Chipherstellung 
US-Produkte nutzt, dürfte das Unternehmen nach einer Übergangsfrist von 120
Tagen HiSilicon nur mit Sondergenehmigung aus Washington beliefern. Ob es
sie erhält, ist allerdings höchst fraglich. Setzt die Trump-Administration
ihr Diktat in vollem Umfang durch, dann wären bis zu 90 Prozent des
Umsatzes von Huawei betroffen. Unklar ist, inwieweit der chinesische
Konzern den drohenden Lieferausfall mit vorhandenen Beständen überbrücken
und mittel- bis langfristig durch chinesische Eigenproduktion ausgleichen
kann.

Folgeschäden

Für die deutsche Wirtschaft stellen sich, während die Bundesregierung die
Entscheidung über die Einbindung von Huawei in den Aufbau der deutschen
5G-Netze verschleppt, zweierlei Fragen. Die eine lautet, welche
unmittelbaren Schäden deutschen Unternehmen durch das US-Diktat drohen.
Huawei ist derzeit beispielsweise sechstgrößter Kunde des deutschen
Chipherstellers Infineon und kauft auch Produkte des
US-Halbleiterproduzenten Cypress, der soeben von
Infineon übernommen wurde.[13] Ob die Geschäfte nun fortgeführt werden
können oder Infineon empfindliche Einbußen hinnehmen muss, ist unklar. Die
zweite Frage lautet, welche Gegenmaßnahmen Beijing ergreift - und in
welcher Form sie die Bundesrepublik betreffen. Eine Eskalation des
US-Wirtschaftskrieges gegen China, die die Trump-Administration jetzt
eingeleitet hat, droht die gesamte Weltwirtschaft zusätzlich zu belasten -
dies zu einer Zeit, zu der schon die Coronakrise zu beispiellosen Abstürzen
führt. Auch die deutsche Wirtschaft käme daran nicht vorbei.


Mehr zum Thema:

Die Schlacht um Huawei (IV)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8191/


Anmerkungen:
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INTERNATIONAL/387: Mexiko - Teilfertigungsindustrie und Coronavirus (poonal)
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Mexiko 

Teilfertigungsindustrie und Coronavirus

Von Luis Hernández Navarro






[image: Weitläufige Halle mit Maschinen, an denen Menschen arbeiten - Foto: Guldammer via Wikimedia Commons / Public domain]

Eine Maquiladora in Mexiko

Foto: Guldammer via Wikimedia Commons / Public domain



Der Maquila-Industrie in Mexiko war die Gesundheit ihrer
Beschäftigten schon immer egal - die Coronavirus-Krise hat die
Situation nur noch schlimmer gemacht.

(Mexiko-Stadt, 28. April 2020, La Jornada) - Don José, so berichtet
die Journalistin Ana Lilia Ramírez, arbeitete in einer Nähfabrik in
Tijuana, die der Autoindustrie zulieferte. Er war 42 Jahre alt, die
letzten fünf Jahre beschäftigt in dem Teilfertigungsunternehmen
(maquiladora). Er litt an Bluthochdruck. Am 14. April starb er am
Covid-19 im Regionalkrankenhaus 1 der Mexikanischen
Sozialversicherungsbehörde (IMSS).

Rosa, die Tochter von Don José, zeigte dem Unternehmen den
IMSS-Gesundheitspass ihres Vaters, auf dem der Bluthochdruck ihres
Vaters verzeichnet war. Der Firma war dies egal. Sie verlangte ein
ärztliches Attest. Als er dies erhielt, war es zu spät. Das Fließband
durfte nicht stillstehen. Entweder ging Don José zur Arbeit oder er
stand auf der Straße. Er arbeitete weiter bis zu seinem Tod [1].

Als die IMSS das Unternehmen über den Tod des Arbeiters
benachrichtigte, schloss der Betrieb. Seine Teilfertigung lieferte
keine lebenswichtigen Produkte, um der Pandemie entgegenzutreten.
Weder medizinische Produkte oder Ausrüstung noch verarbeitete
Lebensmittel. Nur Teilfertigungen für Autos. Und einen Toten und
Covid-infizierte Arbeiter*innen.

1200 Kilometer weiter, in Ciudad Juárez, starben zwei Arbeiterinnen
des Teilfertigungsbetriebes Electrolux-Kühlschränke an Covid-19,
schreibt Kau Sirenio. Das Unternehmen gab dies in einer kurzen
Mitteilung aus drei Absätzen bekannt. Zwei Wochen zuvor, am 7. April
hatten die Arbeiterinnen wegen fehlender Schutzvorkehrungen in der
Fabrik gegen die Krankheit protestiert. Der Betrieb schloss die
Arbeiterinnen ein und entließ 20 von ihnen. Am 22. April gab das
Unternehmen drei Fälle von Infizierten zu. Schließlich schloss es,
doch versicherte, "systemrelevant" [2] zu sein.


Profit geht vor Gesundheit

Wie in La Jornada vom 27. April [3] nachzulesen ist sind Fälle wie die
von Don José oder den Arbeiterinnen bei Electrolux die Regel. Die
Coronavirus-Krise hat die Situation nur noch schlimmer gemacht. Der
Maquila-Industrie, die angesichts der prekären Lage auf dem
Arbeitsmarkt sowie einem de facto-Moratorium der Umweltgesetzgebung
gedeiht, war die Gesundheit ihrer Beschäftigten (viele von ihnen
Frauen) schon immer egal - im Gegensatz zum Gewinn. Das ist jetzt
nicht anders. Die Produktionsbänder dürfen nicht stillstehen.
Arbeitskräfte, die sie am Laufen halten, gibt es im Überfluss.

Carlos Monsiváis taufte diese industriellen Ausnahmeterritorien in
Taiwanajuato oder Maquilatitlán [Wortspiele mit mexikanischen
Städtenamen] um. Sie befinden sich in den Grenzstädten zu den USA,
aber auch in der Region Bajío, im Großraum von Mexiko-Stadt oder auf
der Halbinsel Yucatán. Monsiváis wies damit auf ihren Charakter als
Teilfertigungsenklaven hin, in denen Arbeiter*innen als Personen
entbehrlich, weil einfach ersetzbar sind.

Am 24. April hatten nur 141 Maquiladoras in Baja California ihre
Aktivitäten eingestellt. 68 Prozent dieser Betriebe im Bundesstaat
produzierten weiter. Trotz der Regierungsanweisung, vom 30. März bis
30. April alle nicht systemrelevanten Aktivitäten im öffentlichen,
privaten und gesellschaftlichen Sektor unverzüglich einzustellen. Es
verwundert daher nicht, dass am 24. April trotz unzureichender
Erfassung 60 Arbeiter*innen aus Maquila-Betrieben in Tijuana positiv
auf den Coronavirus getestet wurden.

Damit nicht genug. Zahlreiche Unternehmen, die ihre Aktivitäten
suspendiert haben, verweigern den Beschäftigten die volle Lohnzahlung
oder haben ihr Personal entlassen.

Proteste in den Maquiladora-Hotspots

Die Verweigerungshaltung der Betriebe hat in Dutzenden Maquiladoras
die Wut der Arbeiter*innen ausgelöst. In Tijuana, Mexicali, Ciudad
Juárez, Durango, Yucatán, Reynosa und Matamoros hat es spontane
Proteste gegeben. Die Forderungen variieren von Unternehmen zu
Unternehmen und Stadt zu Stadt. Sie umfassen: Stopp der Produktion,
vollständige Lohnzahlungen, keine Entlassungen unter dem Vorwand von
Covid-19, sanitäre Vorsorgemaßnahmen dort, wo weitergearbeitet werden
muss; und im Krankheitsfall Unterstützung für Familienangehörige.

Die Arbeitsbehörden haben in verschiedenen nördlichen Bundesstaaten
Teilfertigungsbetriebe geschlossen, die keine systemrelevanten
Aktivitäten durchführen. Aber viele andere Unternehmen operieren
straffrei weiter.


USA üben Druck auf Mexiko aus

In bester kolonialer Tradition übt Uncle Sam Druck auf Mexiko aus,
damit die Teilfertigungsindustrie abseits jeglicher
Gesundheitsüberlegungen weiter produziert. Über Twitter rief
US-Botschafter Christopher Landau dazu auf, die Versorgungsketten
intakt zu halten. Er brachte seine Sorge zum Ausdruck, die
Schließungen aufgrund des Coronavirus könnten den Lieferfluss von
Teilfertigungsstücken und Produkten schädigen, die an die Unternehmen
der Nordamerikanischen Freihandelszone (Kanada, USA, Mexiko) gehen.
"Auch die wirtschaftliche Zerstörung bedroht die Gesundheit", schrieb
er.

Ganz auf dieser Linie schrieb der US-Lobbyverband National Association
of Manufacturers (NAM) einen Brief an Mexikos Präsident López Obrador.
Er forderte, dass die mexikanische Klassifizierung industrieller
Aktivitäten sich daran ausrichte, welche Industrien in den USA als
grundlegend gelten.

Die Tatsache, dass sich die Unternehmen in der Lombardei darauf
versteiften, die Fabriken trotz der Pandemie weiterproduzieren zu
lassen, war fundamental für die italienische Gesundheitskatastrophe.
Das blinde Beharren der Maquila-Betriebe an der Grenze zu den USA,
unter Vernachlässigung jeglicher Rücksichtnahme auf die Gesundheit
ihrer Beschäftigten weiterzuarbeiten - und das Fehlen einer
energischen Reaktion der mexikanischen Behörden, dieses Verhalten zu
unterbinden - antizipieren, dass der italienische Fall sich in Mexiko
wiederholen könnte.


Anmerkungen:

[1] https://editportal.jornadabc.mx/tijuana/23-04-2020/murio-obrero-por-covid-le-negaron-confinamiento-en-maquila-no-esencial

[2] https://piedepagina.mx/solo-tras-la-muerte-de-dos-trabajadoras-por-covid-19-la-empresa-electrolux-cerro/

[3] https://www.jornada.com.mx/2020/04/27/estados
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MELDUNG/915: Neue Werte - Rezessionsgefahr in den kommenden Monaten bei 100 Prozent (idw)

Hans-Böckler-Stiftung - 15.05.2020

Neue Werte - Rezessionsgefahr in den kommenden Monaten bei 100 Prozent,
IMK-Konjunkturindikator zeigt "rot"



Die deutsche Wirtschaft durchläuft in Folge der Corona-Pandemie derzeit
und in den kommenden drei Monaten eine tiefe Rezession. Das signalisiert
der Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung für den Zeitraum von
Mai bis Ende Juli. In der Drei-Monats-Prognose zeigt der Indikator, der
die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, ein
Rezessionsrisiko von 100 Prozent an - nach 78 Prozent im April. Das nach
dem Ampelsystem arbeitende IMK-Frühwarnsystem steht deshalb auf "rot"
(akute Rezessionsgefahr bei mehr als 70 Prozent Wahrscheinlichkeit).

Dass die Rezessionswahrscheinlichkeit ihren Maximalwert erreicht hat,
beruht auf einer Vielzahl von aktuellen Entwicklungen. Dazu zählen der
drastische Rückgang der Produktion im Verarbeitenden Gewerbe, der Einbruch
der Auftragseingänge aus dem Inland, die sinkende Zahl offener Stellen
oder das historische Tief, das der ifo-Geschäftsklimaindex erreicht hat.
Vergleichsweise stabil zeigt sich lediglich der IMK-
Finanzmarktstressindex, der einen breiten Kranz von Finanzmarktindikatoren
zu einem einzigen Maß bündelt und sich gegenüber dem Vormonat kaum weiter
eingetrübt hat. Allerdings bleibe die Volatilität an den Finanzmärkten
hoch, konstatieren die Expertinnen und Experten des IMK.

Sowohl binnen- als auch außenwirtschaftliche Faktoren haben die Rezession
verursacht, also neben dem zeitweiligen Lockdown zur Eindämmung des
Corona-Virus im Inland der globale Wirtschaftseinbruch. Insbesondere in
den USA drohten als Folge der hohen Arbeitslosigkeit eine längere
Nachfrage- und Importschwäche als zunächst erwartet, analysiert das IMK.
"Anders als in der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, als China mit
einem massiven Konjunkturprogramm die Nachfrage ankurbelte und damit den
Motor der Weltwirtschaft wieder zum Laufen brachte, kann Deutschland in
der aktuellen Situation nicht darauf hoffen, die tiefe Rezession mit Hilfe
der Auslandsnachfrage zügig zu überwinden", sagt Dr. Sabine Stephan,
Außenhandelsexpertin am IMK. "Umso wichtiger sind deshalb konjunkturelle
Maßnahmen, die die Binnenwirtschaft stimulieren und stärken. Investitionen
in den Bereichen Bildungsinfrastruktur, Umwelttechnik, Verkehrswende und
Energieeffizienz sollten zeitlich so ausgerichtet werden, dass sie den
Nachfrageausfall von Seiten der Außenwirtschaft abmildern und gleichzeitig
die klimaneutrale Neuausrichtung der deutschen Wirtschaft voran bringen."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator: 

https://www.imk-boeckler.de/de/imk-konjunkturampel-15362.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 
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UNTERNEHMEN/2841: Rheinmetall-Hauptversammlung - Konzern setzt weiter auf Lieferungen in Kriegsgebiete (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Rheinmetall-Hauptversammlung: Kritik an todbringenden Geschäften
erschwert 

- Konzern setzt weiter auf Lieferungen in Kriegsgebiete

- Brief an Investoren fordert Abzug von Investitionen aus Rheinmetall

- Kritik am Geschäftsmodell durch virtuelle Hauptversammlung stark erschwert



Berlin, Düsseldorf - Einen Tag vor der Hauptversammlung des größten
deutschen Rüstungskonzerns machen urgewald und der Dachverband der
Kritischen Aktionär*innen auf die Bemühungen des Konzerns aufmerksam wieder
verstärkt Kriegsgebiete mit Munition zu beliefern.

So besteht aktuell, trotz der Corona-Einschränkungen, ein Schlupfloch für
Lieferungen an die Türkei. Anfang Mai ist von der südafrikanischen
Rheinmetall-Tochter Rheinmetall Denel Munition sechs Mal Munition per
Flugzeug an die türkische Armee geliefert worden, die auch bei den
türkischen Kriegshandlungen in Syrien und Lybien zum Einsatz kommen könnte.
[1]

Zudem wurde Mitte Mai der Exportstopp von Südafrika aus nach Saudi-Arabien
und in die Vereinigten Arabischen Emirate aufgehoben, worauf Rheinmetall
hingewirkt hatte. Dies macht Munitionslieferungen der südafrikanischen
Rheinmetall-Tochter an die beiden Kriegsparteien im Jemenkrieg wieder
möglich.

Barbara Happe, Rüstungs-Campaignerin bei urgewald, sagt: "Rheinmetall
verfolgt weiter seine unverantwortliche Strategie, auch mit kriegführenden
Staaten und Despoten Geschäfte zu machen. Die Lieferung von
Atemschutzmasken durch den Konzern im Zuge der Corona-Krise kann nicht
darüber hinwegtäuschen, dass er mitverantwortlich ist für die Zerstörung
der gesundheitlichen Infrastruktur in Kriegsgebieten wie dem bettelarmen
Jemen."

Brief an Rheinmetall-Investor Norwegischer Pensionsfonds

Gegen solche Lieferungen gehen auch verschiedene NGOs mit einer aktuellen
Klage vor dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag vor. Sie werfen
den Vorständen von acht Rüstungskonzernen, darunter Rheinmetall, Beihilfe
zu Kriegsverbrechen vor. [2]

Am Freitag haben die italienische Banken-Stiftung Fondazione Finanza Etica
und die deutsche Bank für Kirche und Caritas einen Brief an den Ethikrat
des Norwegischen Pensionsfonds geschickt, der von diversen ethisch
ausgerichteten Banken und Nichtregierungsorganisationen, darunter urgewald,
Dachverband der Kritischen Aktionär*innen, ECCHR und Greenpeace,
mitgezeichnet wurde. Im Brief fordern die Initiatorinnen die
Rheinmetall-Investitionen auf den Prüfstand zu stellen beziehungsweise
abzustoßen. Aktuell ist der Norwegische Pensionsfonds mit 114 Mio. Euro
einer der größten Investoren von Rheinmetall. [3]

"Seit Jahren fordern wir Investoren zu einem Divestment aus Rheinmetall
auf", kommentiert Happe. "Gerade der Norwegische Pensionsfonds sollte seine
eigenen Ethikregeln ernstnehmen und nicht länger in ein Unternehmen
investieren, das Waffen herstellt, die durch ihren Einsatz gegen
grundlegende humanitäre Prinzipien verstoßen".

Neben dem Norwegischen Pensionsfonds sind zahlreiche deutsche Investoren
noch in Rheinmetall investiert, allen voran der Fondsanbieter der
Sparkassen-Gruppe, Deka Investment, mit 47 Mio. Euro, Allianz Global
Investors mit 22,8 Mio. Euro und eine Tochter der Deutschen Bank mit 7,6
Mio. Euro.

Kritik an Hauptversammlungs-Einschränkungen

Wegen der aktuellen Corona-Sonderregeln bleiben die öffentlichen
Protestmöglichkeiten gegen den Konzern zu seiner Hauptversammlung in diesem
Jahr begrenzt.

Tilman Massa vom Dachverband der Kritischen Aktionär*innen kommentiert:
"Konzernkritik wird durch virtuelle Hauptversammlungen und die aktuellen
Einschränkungen, vor allem bei den Fragerechten für Aktionär*innen, stark
beschnitten. Konzerne erhalten dadurch große Spielräume für die Auswahl und
Beantwortung von Aktionärsfragen. Gerade Konzernen wie Rheinmetall, die so
stark in der öffentlichen Kritik stehen, kommt das sehr zupass." [4]

Der Dachverband hat bereits einen Fragenkatalog bei Rheinmetall
eingereicht. [5] "Wir sind sehr gespannt, wie umfangreich das Management
auf unsere Fragen antwortet", sagt Massa.


Kleinere Protestaktionen finden am Tag der Hauptversammlung trotzdem
statt.

Ab 9.00 Uhr findet vor der Rheinmetall-Zentrale in Düsseldorf eine
Mahnwache statt unter dem Motto: "Rheinmetall entrüsten! Keine
Munitionslieferungen an die Kriegsherren in Syrien, Libyen und dem Jemen!".
Details unter: 

https://rheinmetall-hauptversammlung.org/rheinmetall-entruesten-verbot-aller-ruestungsexporte/

Um 17.00 Uhr startet am Potsdamer Platz in Berlin eine antimilitaristische
Fahrrad-Demo zu verschiedenen Orten von Kriegsprofiteuren und
Kriegspolitik. Details unter: 

https://rheinmetall-hauptversammlung.org/hauptversammlung/aufrufe/


Anmerkungen:

[1] http://www.bits.de/public/unv_a/original-040520.htm 

[2] https://www.ecchr.eu/nc/pressemitteilung/5-jahre-jemen-krieg-die-mitverantwortung-europaeischer-unternehmen/ 

[3] https://urgewald.org/downloads/joint-investor-letter-norwegian-government-pension-fund-rheinmetall 

[4] https://urgewald.org/medien/neue-regeln-fuer-hauptversammlungen-darf-kein-rosinenpicken-geben 

[5] https://www.kritischeaktionaere.de/rheinmetall/ruestungsexporte-und-menschenrechtliche-sorgfalt-unsere-fragen-an-den-vorstand/
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VERKEHR/1585: Ökobilanz von Personenwagen - neues Webtool hilft Privatpersonen und Forschenden (idw)

Paul Scherrer Institut (PSI) - 15.05.2020

Ökobilanz von Personenwagen - neues Webtool hilft Privatpersonen und
Forschenden



Entscheidungshilfe beim Autokauf: Forschende des Paul Scherrer Instituts
haben ein Webtool namens «Carculator» entwickelt, mit dem sich detailliert
die ökologische Bilanz von Personenwagen vergleichen lässt. Das Programm
ermittelt die Ökobilanz von Fahrzeugen mit unterschiedlichen Antriebsarten
und stellt sie in Vergleichsgrafiken dar. Dabei wird der gesamte
Lebenszyklus der Personenwagen bedacht, darunter also die Herstellung der
Fahrzeuge sowie die umweltrelevanten Emissionen beim Fahren.

Wer sich ein neues Auto kaufen will, denkt sicherlich auch an dessen
Ökobilanz. Jedoch kann das Bauchgefühl uns dabei trügen: Dass selbst wenn
die Herstellung der Batterie mit einberechnet wird, das E-Auto in der
Schweiz und vielen anderen Ländern schon heute am umweltfreundlichsten ist
- so das Ergebnis einer PSI-Studie von Forschenden rund um den
Umweltwissenschaftler Christian Bauer - kam kürzlich für die breite
Öffentlichkeit überraschend.

Nun hat dieselbe Forschungsgruppe ein Webtool entwickelt, das die Daten
und Ergebnisse ihrer andauernden Studien sowohl Endnutzern als auch der
Forschungsgemeinde zugänglich macht. Das Programm mit dem
wortspielerischen Namen «Carculator» ist auf der Webseite
carculator.psi.ch zu finden und führt den interessierten Laien durch eine
Auswahl an Parametern: Welche Antriebsart soll angeschaut werden,
beispielsweise Benzinmotor, Diesel, Erdgas, Brennstoffzelle oder
Batterieantrieb - also E-Auto. «Unser Tool bietet eine sehr breite Palette
an Antriebsarten», erklärt Romain Sacchi, ebenfalls Umweltwissenschaftler
am PSI und bei der Entwicklung des Carculator federführend beteiligt. «Und
es kann zudem zwischen sehr vielen Treibstoffen unterscheiden: Wir haben
neben den gängigen auch Bio- und synthetische Treibstoffe verschiedenen
Ursprungs integriert und zukünftige Technologien wie CO2-Abscheidung und
-Speicherung bei der Wasserstoffproduktion bedacht.»

Wer den Carculator nutzt, kann neben Antriebsart und Brennstoff auch die
Grössenkateogorie - von Kleinstwagen bis Van - der zu vergleichenden
Fahrzeuge eingeben. Man wählt zudem das Land aus, in welchem die Fahrzeuge
genutzt werden - denn dadurch unterscheidet sich der Strommix für
Batteriefahrzeuge - und in welchem Jahr zwischen 2000 und 2050 die Autos
zugelassen werden. Für die Zukunft kann der Strommix auch selbst definiert
werden, um die Auswirkungen verschiedener Szenarien zu testen.

Das Tool bewertet auch die Umweltauswirkungen des gesamten Lebenszyklus
von Personenwagen, also auch die Herstellung von Karosserie und aller
weiteren Bauteile wie der Batterien für Elektroantriebe.

Mehrere Umweltindikatoren im Ergebnis

Auch das Ergebnis, welches der Carculator am Ende liefert, ist detailliert
und umfangreich. «Viele Menschen denken zunächst an die Klimaauswirkung
durch Treibhausgase, also CO2 und ähnlich wirkende Gase wie Methan. Doch
es gibt noch weitere relevante Umweltindikatoren und auch diese lassen
sich ermitteln», erklärt Christian Bauer.

Darum zeigt das Tool am Ende der Berechnung nicht nur alle Treibhausgase -
zusammengerechnet und in CO2-Äquivalenten angegeben -, sondern daneben
auch den Ausstoss an Feinstaub, gesundheitsschädlichen Stickoxidemissionen
und sämtliche üblichen Ökobilanzindikatoren wie beispielsweise
Gewässerverschmutzung.

Der Carculator gibt diese Werte für alle ausgewählten Fahrzeuge parallel
als Grafiken aus, sodass sie sich vergleichen lassen.

Umfangreichstes Vergleichsinstrument - komplett transparent

Der Carculator hält für Profis zusätzlich den Blick hinter die Kulissen
parat: Wird das Programm von der Webseite heruntergeladen, können alle
zugrundeliegenden Berechnungen eingesehen, beurteilt und auch geändert
werden. «Das ist vor allem für die Forschungsgemeinde gedacht, die wissen
möchte, wie wir gearbeitet haben und die unsere Berechnungen vielleicht
für ihre eigenen, weiterführenden Studien nutzen möchte», so Sacchi.

Diese vollständige Transparenz soll der öffentlichen Debatte helfen. «Wenn
es um die ökologische Auswirkung von Verkehrsmitteln geht, wird bislang
noch zu oft mit nicht fundierten Ergebnissen argumentiert, hinter denen
unausgewogene Annahmen stecken», sagt Sacchi. «Dem wollen wir durch unsere
Nachvollziehbarkeit ein Ende setzen.»

Den PSI-Forschenden ist mit dem Carculator ein einzigartiges Werkzeug
gelungen. «Ich kann mit gutem Gewissen sagen: Wir haben das bislang
weltweit beste Vergleichstool für Personenwagen erschaffen», so Christian
Bauer. «Aber damit sind wir noch nicht am Ende - die kommenden Versionen
des Tools werden auch Lastwagen, Flugzeuge und öffentliche Verkehrsmittel
beinhalten.»

Carculator wurde im Rahmen des Swiss Competence Center for Energy Research
- Efficient Technologies and Systems for Mobility (SCCER Mobility)
entwickelt.

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 407
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.


Weitere Informationen unter:

http://carculator.psi.ch/

- Link zum «Carculator»

https://www.psi.ch/de/media/forschung/schon-heute-ist-elektro-die-richtige-wahl

- Interview mit Christian Bauer aus dem Jahr 2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution695

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Paul Scherrer Institut (PSI), 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07274: Kreis der Ursachen (SB)

Warum bestimmte Eröffnungsvarianten Beliebtheitswerte verlieren, hat
zumeist mehrere Gründe. So können sie derart ausanalysiert sein, daß
sie kaum noch Siegesmöglichkeiten bieten. Häufiger kommt es jedoch
vor, daß eine schwerwiegende Niederlage nach einem Großmeistertreffen
für einen Konjuktursturz sorgt. Damit ist der Kreis der Ursachen
jedoch nicht geschlossen. Der Velimirovic-Angriff 1.e2-e4 c7-c5 2.Sg1-
f3 d7-d6 3.d2-d4 c5xd4 4.Sf3xd4 Sg8-f6 5.Sb1-c3 Sb8-c6 6.Lf1-c4
hingegen ist wohl deshalb ein seltener Gast auf Turnieren, weil die
Unergründlichkeit der taktischen Nuancen selbst erprobten
Angriffsspielern Respekt einflößt. So wird das Schwert stumpf durch
Ungebrauch. Da jeder Zug ins Verderben führen kann, müßten beide
Seiten beständig auf der Hut sein, um nicht auf einem Seitenweg
auszurutschen. Im heutigen Rätsel der Sphinx spielte Weiß in der
zugespitzten Brettsituation 1.Le3-d4(?), büßte aber die Initiative
nach 1...e6-e5 2.Dg4-h3 Kg8-f8 3.Ld4-e3 Ta2-a8! ein und verlor
schließlich die Partie. In die Debatte eingeworfen wurde hinterher der
Zug 1.e4-e5. Nun denn, Wanderer, war die Empfehlung berechtigt?






[image: SCHACH-SPHINX/07274: Kreis der Ursachen (SB)]



Collin - Zivanovic

Bremen 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Damenindische Verteidigung zerbröckelte nach 1.Sg4-f6+! Der
Springer durfte nicht geschlagen werden, da sich ansonsten der Läufer
auf f6 festsetzt und die weiße Dame über h5 rasch die Vernichtung
bringt. Aber auch 1...Kg8-h8 konnte nichts mehr retten: 2.Sb1-c3 Sb8-
a6 3.Sf6xd5! - gewinnt schwarzes Material - 3...c6xd5 4.Sc3xd5 Lc8-e6
5.Lg5xe7 Dd8-d7 6.Sd5xc7 Dd7xc7 7.Le7-d6 Dc7-c4 8.Lg2-f1 und Schwarz
gab das hoffnungslose Spiel auf.



Erstveröffentlichung am 27. April 2007

18. Mai 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





JUGEND/041: Offener Umgang mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt an Berliner Schulen eher selten (idw)

Humboldt-Universität zu Berlin - 15.05.2020

Offener Umgang mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt an Berliner
Schulen eher selten

Studie der Humboldt-Universität zu Berlin und der Sigmund Freud
PrivatUniversität mit Ergebnissen zu einem umstrittenen Thema



Homosexualität und Transgeschlechtlichkeit begegnen Berliner
Schüler*innen vor allem, wenn Begriffe wie "schwul", "Lesbe" oder "Transe"
als Schimpfwort verwendet werden. Ein offener und selbstverständlicher Umgang
mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt kommt seltener vor. Das zeigt
eine Befragung von 566 Lehrkräften und anderen pädagogischen Fachkräften
an 43 zufällig ausgewählten Berliner Schulen.

Die Befragung wurde durch Wissenschaftler*innen der Sigmund Freud
PrivatUniversität und der Humboldt-Universität zu Berlin im Auftrag der
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie durchgeführt. Ergänzt
wurde sie durch Gruppen- und Einzelinterviews mit insgesamt 44
Expert*innen, pädagogischen Fachkräften sowie lesbischen, schwulen,
bisexuellen, trans* und inter* (lsbti*) Jugendlichen.

Nur 38 Prozent der befragten Fachkräfte wusste von offen lesbischen,
schwulen oder bisexuellen Schüler*innen an ihrer Schule. Bei trans* und
inter* Schüler*innen lagen die Werte mit 24 Prozent und fünf Prozent noch
darunter. Dass in einer Schulklasse keine lsbti*-Jugendlichen sind, ist
jedoch wenig wahrscheinlich, wie frühere Befragungen zeigen.

Zu Trans- und Intergeschlechtlichkeit fehlt basales Wissen

Viele Fachkräfte berücksichtigen sexuelle und geschlechtliche Vielfalt
nicht, etwa indem sie Materialien verwenden oder Beispiele erwähnen, in
denen auch LSBTI* vorkommen. Insbesondere Trans- und
Intergeschlechtlichkeit werden kaum thematisiert. Das hat auch mit
Wissensdefiziten zu tun: Nur 43 Prozent der Fachkräfte erkannten die
passendste unter mehreren Definition für Transgeschlechtlichkeit und nur
34 Prozent die für Intergeschlechtlichkeit.

Lsbti*-Jugendliche wünschen sich von den Fachkräften vor allem, dass diese
ihre Schüler*innen über sexuelle und geschlechtliche Vielfalt informieren,
beispielsweise indem sie durch Workshops persönlichen Kontakt zu LSBTI*
ermöglichen. Ebenfalls fordern sie, dass Fachkräfte Diskriminierung
ernsthaft thematisieren. Dazu gehört, dass sie darauf hinweisen, welche
negativen Auswirkungen die Verwendung von "schwul", "Lesbe", "Transe" oder
ähnlichen Begriffen als Schimpfwörter haben.

Damit bestätigen die Wünsche der lsbti*-Jugendlichen die Ergebnisse einer
Befragung Berliner Schüler*innen aus dem Jahr 2011: Je häufiger Lehrkräfte
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt thematisierten und gegen
Diskriminierung intervenierten, desto positiver waren die Einstellungen
ihrer Schüler*innen zu LSBT.

Mehr Fortbildung von Lehrer*innen ist nötig

Die aktuelle Studie zeigt nun darüber hinaus, wie sich pädagogische
Fachkräfte dazu bewegen lassen, sich für lsbti* Jugendliche einzusetzen.
Dr. Ulrich Klocke: "Die Fachkräfte brauchen vor allem konkretes
Handlungswissen: Sie engagieren sich mehr für LSBTI*, wenn sie wissen, wie
sie konkret gegen Diskriminierung vorgehen können, wo sie geeignete
Materialien finden, die Vielfalt berücksichtigen, und dass sie mit ihrem
Verhalten die Situation von lsbti* Schüler*innen tatsächlich verbessern
können." Auch zeigt die Studie erneut die wichtige Rolle persönlichen
Kontakts: "Je mehr LSBTI* die Fachkräfte persönlich kennen, desto mehr
engagieren sie sich", erläutert Prof. Dr. Meike Watzlawik von der Sigmund
Freud PrivatUniversität. "Interessant ist, dass dabei ihre eigene sexuelle
Orientierung kaum eine Rolle spielt. Das bedeutet, heterosexuelle
Fachkräfte mit Kontakt zu LSBTI* setzen sich genauso wie
nicht-heterosexuelle Fachkräfte für eine Verbesserung der Situation von
lsbti* Schüler*innen ein."

Dipl.-Psych. Ska Salden zieht aus den Ergebnissen folgenden Schluss: "Die
Ergebnisse unterstützen die Initiative 'Berlin tritt ein für
Selbstbestimmung und Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt'.
Der Berliner Rahmenlehrplan sieht die Berücksichtigung von LSBTI* an
vielen Stellen vor. Um seine Umsetzung zu erleichtern, müssen die
begonnenen Fortbildungsmaßnahmen für pädagogische Fachkräfte fortgeführt
und ausgebaut werden. Und es müssen mehr Lehrmaterialien, die Vielfalt
selbstverständlich berücksichtigen, erstellt und leicht verfügbar gemacht
werden."


Erläuterungen:

Unter dem Begriff trans* fassen die Autor*innen die Begriffe
transgeschlechtlich, transgender, transident und transsexuell zusammen und
meinen damit Personen, die sich nicht oder nicht nur dem Geschlecht
zugehörig fühlen, das ihnen bei der Geburt zugeordnet worden ist.

Unter dem Begriff inter* fassen die Autor*innen die Begriffe
intergeschlechtlich und intersexuell zusammen und meinen damit Personen,
die mit Variationen der körperlichen Geschlechtsmerkmale geboren wurden,
also genetisch, hormonell oder anatomisch nicht den medizinisch
definierten Kategorien von "männlich" oder "weiblich" entsprechen.


Originalpublikation:

Die vollständige Studie finden Sie hier:

https://bit.ly/3cLe0Iu

Die oben genannte frühere Studie lautet:

Klocke, U. (2012).

Akzeptanz sexueller Vielfalt an Berliner Schulen: Eine Befragung zu
Verhalten, Einstellungen und Wissen zu LSBT und deren Einflussvariablen.

Berlin: Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft.

Verfügbar unter

http://www.psychologie.hu-berlin.de/prof/org/download/klocke2012_1

[26.11.2018]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/833: Magdeburg - Szenen und Arien aus »Titus«, »Rigoletto« und »La Bohème«, 29.5. - 31.5.2020

Theater Magdeburg

#wirspielenfuereuch

DAS PFINGSTWOCHENENDE IM OPERNHAUS

Szenen und Arien aus

»TITUS«, »RIGOLETTO« und »LA BOHÈME«



Noa Danon, Hyejin Lee und Raffaela Lintl - Sopran

Emilie Renard - Mezzosopran

Jonathan Winell - Tenor

Marco Pantelic - Bariton

Georg Dengel - Klarinette

Nathan Bas, Jovan Mitic-Varutti und Pawel Poplawski - Klavier

Fr. 29.5.2020, 19.30 Uhr, Opernhaus Bühne

So. 31.5.2020, 16.00 Uhr, Opernhaus Bühne

Bitte beachten Sie die geltenden Abstandsregeln. Das Tragen eines
Mund-Nasen-Schutzes ist beim Vorstellungsbesuch obligatorisch. Diese
Regelung gilt im Opern- und Schauspielhaus.


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Telefon: 0391 40 490 1111

E-Mail: info[at]theater-magdeburg.de

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1373: Online-Premiere - "Enter Hamlet - Ein digitales Familiendrama", 29.5 - 5.6.2020

LICHTHOF Theater

Online-Premiere im #lichthof_lab

ENTER HAMLET - EIN DIGITALES FAMILIENDRAMA

Künstlerische Leitung: Die AZUBIS (Kai Fischer und Christopher
Weiß)

Gast: Lisa Apel

Dramaturgie: Kaja Jakstat

Technik: Andreas Albrecht

Freitag, 29.05.2020 | 21:00 Uhr
Samstag, 30.05.2020 | 21:00 Uhr
Mittwoch, 03.06.2020 | 21:00 Uhr
Donnerstag, 04.06.2020 | 21:00 Uhr
Freitag, 05.06.2020 | 21:00 Uhr



Am Freitag, den 29.5., feiern wir unsere erste große Online-Premiere
im #lichthof_lab am LICHTHOF Theater. "Enter Hamlet" ist ein digitales
Familiendrama, mit dem das Theaterduo die AZUBIS auf die aktuelle
Situation, auf Isolation und Überforderung in der Familie, auf
häusliche Gewalt, auf die Konjunktur der Videokonferenzen und das
digitale Rauschen reagiert.

Dafür verlegen sie den Klassiker "Hamlet" in den virtuellen Raum und
erforschen zwischen Zoom-Galerie und Chatverlauf die Schnittstelle der
aktuellen Situation mit dem fiktiven Drama, in dem die schwelenden
Konflikte im hermetisch abgeschlossenen Schoß der (Königs-)Familie in
einem Amoklauf enden.

Das Projekt ist explizit für die Video-Konferenz inszeniert. Die
AZUBIS erforschen den virtuellen Raum mit Erzähl- und Objekttheater,
Interaktion, Trash und Poesie und suchen nach Möglichkeiten und
Begrenzungen des neuen Kunstmediums:

In einem Monitorfenster sieht man Polonius, wie er das Verzehren
seines Frühstückseis zelebriert, in dem anderen betrachtet Ophelia
rote Tropfen in der Badewanne. Während Hamlet sich im Schweigen übt,
verlieben sich Gertrude und Claudius, der neue Stiefvater, am
heimischen Herd. Auf einmal eine WhatsApp-Nachricht: "Hamlet, hier
spricht dein Vater. Räche mich!" Aus den familiären Verstrickungen
gibt es kein Entkommen vor Manipulation, Missbrauch und Gewalt. Am
Ende sind alle tot.

Gefördert durch die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Kultur
und Medien

Tickets

12 € / 8 € / 5 € (ermäßigt)

www.lichthof-theater.de

Die Zugangsdaten werden am Nachmittag des Veranstaltungstags per
E-Mail-Adresse zugeschickt.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AMPHIBIEN/149: Den Regenmännchen auf der Spur (BUND BW)

BUND Landesverband Baden-Württemberg - 5. Mai 2020

Den Regenmännchen auf der Spur

Der BUND-Tipp für regnerische Maitage und zum Schutz von
Feuersalamandern



Ihr Name geht auf einen gruseligen und grausamen Aberglauben zurück.
Die Menschen im Mittelalter warfen Feuersalamander haufenweise ins
Feuer. Sie dachten, dass ihr brennendes Hautsekret tatsächlich Brände
löschen könnte. Heute stehen die Tiere auf der Roten Liste und zum
Glück unter Naturschutz. Bei uns im Südwesten Deutschlands leben noch
relativ viele Feuersalamander. An derzeitigen regnerischen Mai-Tagen
haben Wanderfreund*innen die Chance, ein solches Regenmännchen im
heimischen Wald zu erblicken.

Feuersalamander-Arten gibt es verschiedene. In Baden-Württemberg kommt
hauptsächlich die gelb-schwarz gestreifte Unterart Salamandra
salamandra terrestris vor. Das Muster eines jeden Tieres ist
einzigartig und unveränderlich, so wie der Fingerabdruck bei uns
Menschen. Doch auch ganz schwarze oder ganz weiße Tiere kommen
gelegentlich vor.

Wie leben Feuersalamander?

Es sind anspruchsvolle Tiere: Sie mögen es gerne feucht und schattig.
Man findet sie in von Quellbächen durchzogenen feuchten Laub- und
Mischwäldern. Hier halten sie sich in vegetationsreichen Schluchten
oder an moosigen mit Steinen durchzogenen Hängen auf. In naturnahen
Wäldern finden sie unter Totholz, unter Steinen und zwischen
Baumwurzeln ihre Verstecke.

Feuersalamander gehen bevorzugt bei warmem Regenwetter auf Jagd. Auf
ihrem Speiseplan stehen Bachflohkrebse, Schnecken, Würmer und nicht
allzu flinke Insekten. Die Salamander sind eher gemächliche Tiere, die
aber gut über Hindernisse klettern können.

BUND-Beobachtungstipp

Einem Feuersalamander zu begegnen, ist Glückssache. Denn die Tiere
gehen gerne nachts und bei Regen jagen. Also genau dann, wenn es uns
Menschen eher weniger in den Wald zieht. Zum Morgengrauen kehren sie
meist in ihre Verstecke zurück. Bei langanhaltenden Regenfällen sind
Feuersalamander aber auch tagsüber auf Nahrungssuche. Von Mai bis
November haben wetterfeste Wanderfreund*innen eine gute Chance, Lurchi
zu begegnen.

Entdecken glückliche Waldbesucher*innen einen Feuersalamander, ist das
oberste Gebot: Nur beobachten, nicht anfassen! Das giftige Sekret, das
der Salamander über Drüsen in seiner Haut absondert, brennt bei
Kontakt in unseren Augen und Schleimhäuten. Den Feuersalamander selbst
schützt das Sekret vor Fressfeinden und Hautinfektionen.

Drohende Gefahr: Salamander-Fresser

Nur leider schützt das Hautsekret nicht vor dem Amphibien-Pilz
Batrachochytrium salamandrivorans (Bsal). Dieser breitet sich seit ein
paar Jahren in Mitteleuropa aus und befällt die Haut von
Schwanzlurchen. Überlebenswichtige Funktionen wie beispielsweise die
Hautatmung werden durch den Pilz gestört. Weil der Pilz bereits
vereinzelt zu Massensterben von Feuersalamandern führen kann, wird er
auch "Salamanderfresser" oder "Salamanderpest" genannt.

Verhaltensregeln: Salamander-Pest eindämmen

Noch ist der Pilz in Baden-Württemberg nicht nachgewiesen. Damit das
so bleibt und wir die Ausbreitung des Pilzes eindämmen, gilt es ein
paar Hygieneregeln zu beachten:

• Reinigen Sie Ihre Schuhe und vor allem Schuhsohlen von Schmutz
und desinfizieren Sie diese, nachdem Sie in einem Amphibiengebiet
unterwegs waren. Also beispielsweise mit 70-prozentiger Alkohollösung
(Brennspiritus) mit mindestens zwei Minuten Einwirkzeit. Achten Sie
vor allem auf die Verschleppung des Pilzes aus deutschen Regionen, in
denen er bereits nachgewiesen wurde wie zum Beispiel dem Ruhrgebiet,
der Nordeifel oder Rheinland-Pfalz.

• Nehmen Sie Feuersalamander nur in die Hand, wenn es absolut
notwendig ist (beispielsweise bei Rettungsmaßnahmen an Straßen) und
tragen Sie im Idealfall alkoholische Händedesinfektion auf oder
Einweghandschuhe aus Nitril (synthetisches Latex).

• Seien Sie besonders vorsichtig, wenn Sie bei der
Amphibienwanderung helfen: Spätestens beim Nachweis kranker oder toter
Tiere sollten Nitril-Handschuhe getragen werden.
Ausrüstungsgegenstände wie Eimer sollten desinfiziert oder
ausgetauscht werden, bevor sie an anderen Standorten zum Einsatz
kommen. Dokumentieren und melden Sie kranke und tote Tiere bei der
Naturschutzbehörde in Ihrem Landkreis.

• Setzen Sie keine Amphibien im Freiland aus oder um.

FunFacts


	Feuersalamander können sehr alt werden. In der freien Natur zwischen 15 und 25 Jahre. In Gefangenschaft sogar bis zu 50.

	Frau Feuersalamander kann den Samen des Männchens sogar mehrere Jahre in sich behalten. Somit kann es auch in Jahren ohne Paarung Nachwuchs geben.

	Da Feuersalamander gerne an regnerischen Tagen unterwegs sind, bezeichnet man sie auch als "Regenmännchen".






Weitere Informationen:

Tierportrait für den Artenschutz: Der Feuersalamander

https://www.bund-bawue.de/themen/tiere-pflanzen/artenschutz/feuersalamander/

BUND und der Artenschutz

https://www.bund-bawue.de/themen/tiere-pflanzen/artenschutz/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.05.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Öffentlichkeits- und Pressearbeit

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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AKTION/070: Fridays for Future protestiert gegen die Inbetriebnahme von Datteln4 (FFF)

Fridays for Future - 18. Mai 2010

Fridays for Future protestiert gegen die Inbetriebnahme von
Datteln4 



Zwei Tage vor der Uniper Hauptversammlung, haben Aktivist*innen von
Fridays For Future heute, am 18. Mai, in elf Städten einen offenen
Brief (den vollständigen Brief finden Sie im Anhang) an sämtliche
finnische Vertretungen in Deutschland übergeben. Darin fordern sie die
finnische Regierung auf, Verantwortung zu übernehmen und die
Inbetriebnahme des Kraftwerks Datteln4 zu stoppen. Der finnische
Staatskonzern Fortum ist Hauptaktionär des Energieunternehmens Uniper.

Am Mittwoch, den 20.05. findet anlässlich der Uniper-Hauptversammlung
eine Protestaktion von Fridays for Future am Kohlekraftwerk Datteln4
statt. Anders als bei vergangenen Aktionstagen, werden diesmal kleine,
gesundheitlich unbedenkliche Protestaktionen gegen die Inbetriebnahme
von Datteln4 und für Klimagerechtigkeit stattfinden. Dabei werden
regionale Akteur*innen gemeinsam mit internationalen Vertreter*innen
ihren Protest am Kraftwerk sichtbar machen. Darüber hinaus wird es am
Werksgelände eine Aktion des stillen Protestes mit ausgelegten
Demo-Schildern und Bannern geben.

"Mit dem Kraftwerk Datteln4 verfeuert Fortum nicht nur Blutkohle aus
Kolumbien und Russland, sondern auch unsere Zukunft, daher fordern wir
von Fortum und unserer Ministerpräsidentin Sanna Marin die
Inbetriebnahme des Kraftwerks zu stoppen", sagt Ellen Ojala von
Fridays For Future Finnland.

Mit Datteln4 soll dieses Jahr trotz des beschlossenen Kohleausstiegs
ein neues Kohlekraftwerk des Energiekonzerns Uniper ans Netz gehen.
Laut einer Studie des DIW führt die Inbetriebnahme von Datteln 4 im
Zeitraum 2020 bis 2040 zu "zusätzlichen Emissionen in Höhe von ca. 40
Millionen Tonnen CO2", trotz des Abschaltens alter Kraftwerke. In dem
2019 veröffentlichen Forderungspapier fordert Fridays for Future den
Kohleausstieg bis 2030 und das sofortige Abschalten von einem Viertel
der Kohlekraft bis zum Ende des Jahres.

"Um das Pariser Klimaabkommen einhalten zu können, darf das Kraftwerk
nicht ans Netz gehen. Mit Datteln 4 verspielt Fortum wissentlich die
Gesundheit der Menschen vor Ort und die Zukunft unserer Generation
weltweit.", ergänzt Lena Wittekind von Fridays For Future
Castrop-Rauxel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.05.2020

Fridays For Future

E-Mail: presse@fridaysforfuture.de

Internet: www.fridaysforfuture.de
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INITIATIVE/306: Wir brauchen neuen Schwung für die Wärmewende (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - 13. Mai 2020

Übergreifendes Bündnis: "Wir brauchen neuen Schwung für die
Wärmewende"



Ein Bündnis aus Gewerkschaften, Verbänden, Genossenschaften und
Klimaschutzorganisationen wirbt für mehr grüne Wärme in der Nah- und
Fernwärmeversorgung. Das Bündnis schlägt ein konjunkturstimulierendes
Förderprogramm für grüne Wärmenetze vor. Es soll die Umstellung der
Wärmeversorgung auf erneuerbare oder klimaneutrale Quellen
erleichtern.

Eine erfolgreiche Wärmewende brauche dringend mehr Investitionen in
grüne Wärmenetze, um eine Umstellung von fossilen Energien auf
erneuerbare oder klimaneutrale Wärme [1] voranzutreiben, heißt es in
dem Papier vom Verband kommunaler Unternehmen (VKU), den 8KU, der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), der Deutschen
Umwelthilfe (DUH), der Elektrizitätswerke Schönau (EWS) und der
Klima-Allianz Deutschland. Die bestehenden Ansätze, etwa im Programm
Wärmenetze 4.0 oder im Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes, seien für
die vielfältigen Herausforderungen der Wärmewende zu zaghaft oder
schlössen einige erneuerbare Technologien sogar aus. Das Bündnis wirbt
daher dafür, die Förderung grüner Wärmenetze zu verbessern und sie auf
eine breitere Basis zu stellen. Flankiert werden sollte das
Förderprogramm etwa durch eine Überarbeitung des Systems für Abgaben,
Umlagen und Steuern im Energiebereich. Dies fördere nicht nur die
Sektorkopplung, sondern bringe auch Innovation und Klimaschutz mit den
notwendigen Impulsen für Wirtschaft und Konjunktur zusammen.

Das Programm solle vor allem darauf abzielen, Wärmenetze in Stadt und
Land um- und auszubauen, sie zu verdichten und sukzessive mit
erneuerbarer Wärme zu befüllen. Um diese nachhaltige Wärme den
Menschen zur Verfügung stellen zu können, müssen insbesondere
bestehende Wärmenetzsysteme in Ballungsräumen großflächig umgebaut
werden. Ein Schwerpunkt sollte dabei auch auf dem breiten Einsatz von
Wärmespeichern und Power-to-Heat-Anlagen liegen. Das würde helfen, der
Maxime Nutzen-Statt-Abregeln zu folgen, indem mehr Strom aus
erneuerbaren Energien in ein Wärmesystem integriert statt abgeregelt
wird.

Grundlage für eine nachhaltige Umstellung der Wärmenetze auf
erneuerbare Wärme muss eine kommunale Wärmeplanung sein. Sie muss die
Schritte festlegen, die für eine Versorgung mit grüner Wärme notwendig
sind. Das Bündnis fordert, eine solche kommunale Wärmeplanung zu
fördern. Eine Verbesserung der personellen und finanziellen
Ausstattung der Kommunen trägt zudem zu einer hohen Qualität der
Wärmeplanung bei.

"Für eine erfolgreiche Wärmewende und eine qualitativ hochwertige
Umsetzung von Maßnahmen sind ausreichend Fachkräfte notwendig. Bei der
Schaffung und dem Erhalt von Arbeitsplätzen im Bereich der Wärmenetze
muss auf gute Arbeitsbedingungen und Bezahlung nach Tarif geachtet
werden. Auch begleitende Qualifizierungsmaßnahmen sind dringend
notwendig", unterstreicht das Bündnis.

Die Wärmewende ist ein elementarer Bestandteil der Energiewende und
damit der Klimaschutzpolitik. Für das Erreichen der Klimaziele von
Paris ist ein klimaneutraler Gebäudebestand bis spätestens zum Jahr
2050 eine Grundvoraussetzung. Trotz seines enormen
CO2-Einsparpotenzials hinkt der Wärmesektor seit Jahren beim Erreichen
der Klimaziele hinterher. Daher ist jetzt ein starker politischer
Impuls nötig, der die Wärmewende stärker in den Fokus rückt und die
Transformation der Wärmeversorgung zum Bestandteil einer
klimaschutzorientierten Modernisierungs- und Konjunkturpolitik macht.

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit mehr als 130 Mitgliedsorganisationen
aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen
Menschen.



[1] Klimaneutrale Wärme umfasst die Nutzung von Abwärmepotentialen,
etwa industrielle Abwärme, Abwasser- oder Flusswasserwärme.

Das Papier finden Sie hier

https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Bilder/Content/Presse/20200512_Neuer_Schwung_W%C3%A4rmenetze.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.05.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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RECHT/096: Europäisches Patentamt - Grünes Licht für Verbot von Patenten auf Pflanzen und Tiere (Keine Patente auf Saatgut)

no patents on seeds / Keine Patente auf Saatgut - 24. Mai 2020

Europäisches Patentamt: Grünes Licht für Verbot von Patenten auf
Pflanzen und Tiere

Große Beschwerdekammer stimmt restriktiver Auslegung des Patentrechtes
zu



14. Mai 2020 / Patente auf Pflanzen und Tiere aus konventioneller
Züchtung können in Europa vollständig verboten werden. Das geht aus
einem Urteil der Großen Beschwerdekammer hervor, dem höchsten
rechtlichen Gremium des Europäischen Patentamtes (EPA). Die Kammer
entschied, dass Pflanzen und Tiere aus 'im Wesentlichen biologischen'
Züchtungsverfahren nicht patentierbar sind. Ausgenommen davon sind
Patentanträge, die vor Juli 2017 eingereicht wurden. Dies stimmt mit
der Auslegung des Patentrechtes überein, die 2017 von den Regierungen
der 38 Mitgliedstaaten des EPA beschlossen wurde. Keine Patente auf
Saatgut! begrüßt dieses Urteil, fordert aber weitere politische
Entscheidungen, um bestehende rechtliche Schlupflöcher zu schließen.
Der Zugang zur biologischen Vielfalt, die für die Züchtung benötigt
wird, darf nicht durch Patentinhaber kontrolliert, behindert oder
blockiert werden.

"Seit mehr als zehn Jahren kämpfen wir gegen Patente wie z.B. auf
Brokkoli und Tomaten, Paprika, Melonen und Getreide. Stellvertretend
für große Teile der europäischen Öffentlichkeit, der Gärtnereien, der
Landwirtschaft und der VerbraucherInnen begrüßen wir dieses Urteil.
Unsere Kenntnisse über Züchtungsverfahren wurden über Jahrhunderte von
Landwirtschaft und Züchtung entwickelt, nicht aber von der Industrie
erfunden. Konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere müssen auch in
Zukunft für die weitere Züchtung verfügbar sein", fordert Martha
Mertens vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) e.V.

"Das aktuelle Urteil kann dazu beitragen, ein Jahrzehnt voller
rechtlicher Absurditäten und chaotischer Entscheidungen am EPA zu
beenden. Es gibt aber immer noch ein großes Risiko, dass große
Konzerne wie Bayer, ehemals Monsanto, das Patentrecht dazu
missbrauchen, um die Kontrolle über Landwirtschaft und
Lebensmittelproduktion zu erhalten", sagt Katherine Dolan vom Verein
ARCHE NOAH. "Das Problem ist noch nicht gelöst. Weitere politische
Entscheidungen sind notwendig, um die bestehenden Schlupflöcher zu
schließen."

Tatsächlich gibt es nach wie vor Gründe, besorgt zu sein. Wie ein
aktueller Bericht von Keine Patente auf Saatgut! zeigt, müssen die
Unterschiede zwischen technischen Erfindungen und den Methoden der
konventionellen Züchtung klar definiert werden, um die bestehenden
Verbote wirksam zu machen. Ansonsten können 'technische Garnierungen'
wie die Beschreibung von zufälligen Mutationen dazu missbraucht
werden, um Pflanzen und Tiere als 'Erfindungen' zu beanspruchen. Es
gibt bereits mehrere Beispiele für entsprechende Patenterteilungen,
die Gerste und Bier, Melonen oder Salat betreffen.

"Gentechnik ist grundlegend verschieden von den Methoden der
konventionellen Züchtung", erklärt Christoph Then für Keine Patente
auf Saatgut! "Dieser Unterschied muss auch in eindeutigen Regeln und
klaren Entscheidung des EPA zum Ausdruck kommen."

Wie Patentrecherchen zeigen, sind hunderte von Patentanträgen auf
konventionelle Züchtung anhängig. Jüngst wurden rund 100 neue
Patentanträge identifiziert, in denen Patente auf Basilikum, Paprika,
Cassava und Gerste sowie auf Rinder, Schafe und Schweine beansprucht
werden. Werden konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere als
'Erfindungen' patentiert, können sie ohne Erlaubnis der Patentinhaber
nicht für die weitere Züchtung genutzt werden. Dass der Zugang zu
biologischer Vielfalt für die Züchtung absolut notwendig ist, wird
auch durch Stellungnahmen von Züchtungsunternehmen bestätigt, die im
Bericht von Keine Patente auf Saatgut! zitiert werden.

Keine Patente auf Saatgut! will das europäische Netzwerk jetzt
ausweiten, um zu erreichen, dass die notwendigen Entscheidungen noch
vor Ende des Jahres getroffen werden. Die Koalition, der rund ein
Dutzend Europäische Organisationen angehören, fordert, dass bis dahin
alle entsprechenden Patentverfahren ausgesetzt bleiben, wie dies der
Präsident des EPA 2019 angeordnet hatte.




Weitere Informationen

Die Entscheidung der Großen Beschwerdekammer

http://www.epo.org/law-practice/case-law-appeals/communications/2020/20200514_de.html

Der aktuelle Bericht von Keine Patente auf Saatgut!

https://www.no-patents-on-seeds.org/de/hintergrund/publikationen

Die Website von Keine Patente auf Saatgut!

http://www.no-patents-on-seeds.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.05.2020

Keine Patente auf Saatgut!

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: http://no-patents-on-seeds.org/de/home
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KLIMA/754: FCKW-Ersatz - Verschlimmbesserung ... (SB)



Die Zerstörung der Ozonschicht hatte 1987 zum schrittweisen Verbot
von FCKWs in Kühlschränken, Klimaanlagen, Haarsprays, etc. geführt.
Entsprechende Ersatzstoffe kamen auf den Markt, die allerdings die
globale Erwärmung verstärkten. Jetzt wird in einer kanadischen Studie
festgestellt, daß auch die Ersatzstoffe der Ersatzstoffe ihrerseits
in chemische Verbindungen zerfallen, über die man noch nicht viel
weiß außer, daß sie extrem langlebig sind und zu einer Klasse von
Chemikalien gehören, die umwelt- und gesundheitsschädlich sein
können.

Die Atmosphärenchemikerin Cora Young von der Universität York in
Toronto und ihr Team haben Eisbohrkerne aus dem Devon-Eisschild in
Nunavut im hohen Norden Kanadas analysiert und herausgefunden, daß
sich seit 1990 der Gehalt an kurzkettigen Perfluoralkylcarbonsäuren
(short-chain perfluoroalkyl carboxylic acids - scPFCAs) um den Faktor
zehn gegenüber der Zeit vor Abschluß des Montrealer Protokolls zum
Schutz der Ozonschicht erhöht hat. Die scPFCAs sind ein
Zerfallsprodukt von Kältemitteln und zählen zu den per- und
polyfluorierten Alkylverbindungen (per- and polyfluoroalkyl
substances - PFAS). Einige von ihnen bergen teils hohe Umwelt- und
Gesundheitsrisiken.

Das 1987 beschlossene Montrealer Abkommen zum Schutz der Ozonschicht
wird häufig als Vorbild für erfolgreiche internationale
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des globalen Umweltschutzes bezeichnet.
Damals hatte die Staatengemeinschaft beschlossen, die Produktion und
Nutzung der ozonschichtzerstörenden Fluorchlorkohlenwasserstoffe
(FCKWs) zu beenden bzw. auslaufen zu lassen. Seitdem scheint sich das
Ozonloch über der Antarktis allmählich zu schließen. Dieser Erfolg
hat jedoch einen Preis, der womöglich bis heute nicht bezahlt ist.

Die scPFCAs können vom Wind getragen weite Strecken zurücklegen, bis
sie mit Regen oder Schnee beispielsweise in Flüssen, Seen und
Feuchtgebieten landen, wo sie Süßwassertiere wie Insekten, Krebse und
Würmer schädigen. Die heutigen Trinkwasseraufbereitungsanlagen
vermögen diese Substanzen nicht aus dem Wasser herauszufiltern, das
heißt, wir nehmen sie mit dem Wasser auf. Inzwischen wurden sie schon in
menschlicher Nahrung (Obst, Gemüse, Getreide) und im menschlichen
Blut nachgewiesen.

In der kanadischen Studie, die in den Geophysical Research Letters
[1] veröffentlicht wurde, waren alle drei bekannten chemischen
Zerfallsprodukte der scPFCA untersucht worden. Demnach hat deren
Konzentration in der Umwelt in den letzten Jahren mehr und mehr
zugenommen. Besonderes Augenmerk der Studie galt der Anreicherung von
Trifluoressigsäure (trifluoroacetic acid - TFA), die zwar auch beim
Zerfall von HFC-134a entsteht, aber in größerer Menge durch den
Zerfall von HFO-1234yf, das seit 2017 für Klimaanlagen in Autos
verwendet wird.

Der ursprüngliche Ersatzstoff für ozonschichtzersetzende
Fluorchlorkohlenwasserstoffe war HFC-134a. Das ist jedoch, auf einen
Zeitraum von 100 Jahren bezogen, 1300mal und auf 20 Jahre bezogen
sogar 3710mal so klimawirksam wie Kohlenstoffdioxid. Deshalb hatte
man Ersatz für den FCKW-Ersatz gesucht. Noch heute meint man, ihn in
HFO-1234yf gefunden zu haben. Denn diese chemische Verbindung hat den
Vorteil, daß sie die Ozonschicht nicht zersetzt und auch nur 4,4mal
so klimawirksam ist wie Kohlenstoffdioxid. Das wäre also zu
verkraften in Anbetracht der im Verhältnis zum menschengemachten
Kohlenstoffdioxid, das bei der Verbrennung fossiler Energieträger
emittiert wird, geringen Menge, die hiervon global freigesetzt wird.

Wie gesagt, wenn HFO-1234yf zerfällt, entstehen scPFCAs, die zu den
PFAS zählen. Nach Angaben der OECD aus dem Jahr 2018 gibt es
mindestens 4.700 PFAS. [2] Diese Stoffgruppe ist künstlichen
Ursprungs; vor Beginn der chemischen Industrie gab es sie nicht.
Nicht nur die Chemieindustrie macht riesige Umsätze mit den teilweise
nachweislich krankmachenden Verbindungen, die in zahlreichen
Produkten Eingang gefunden haben, sondern auch die Pharmazie,
Medizin, Medizintechnik und andere Bereiche des Gesundheitswesens
sowie die Umweltschutzbranche. Denn einige PFAS sind krebserregend,
machen auf andere Weise krank, sorgen für Fehlgeburten, etc und sie
müssen in der Umwelt überwacht werden. Alles in allem ein riesiges
Geschäft zu Lasten der menschlichen Unversehrtheit.

Laut einer vom Nordischen Ministerrat in Auftrag gegebenen
soziökonomischen Analyse mit dem Titel "The cost of inaction" (Die
Kosten der Tatenlosigkeit) zu den Umwelt- und Gesundheitsauswirkungen
durch die Exposition mit PFAS aus dem Jahr 2019 belaufen sich die
PFAS-verursachten Gesundheitskosten im Europäischen Wirtschaftsraum
auf 52 Mrd. bis 84 Mrd. Euro jährlich. [3]

Wer übernimmt die Verantwortung dafür, sollte eines Tages
festgestellt werden, daß durch die Kühlmittel in Autos chemische
Verbindungen wie TFA freigesetzt werden und diese krebserregend sind?
Etwa die Autoindustrie, die bereits Verursacherin eines signifikanten
Teils der städtischen Feinstaubbelastung und damit für zahlreiche
erkrankte oder vorzeitig verstorbene Menschen verantwortlich ist?
Oder die chemische Industrie, die gut daran verdient, daß sie Stoffe
auf den Markt bringt, die nach einigen Jahren, wenn über eine Reihe
von Studien endlich der Nachweis ihres Schadenspotentials erbracht
wurde, profitträchtige Ersatzstoffe aus dem Hut zaubert, die sich
ebenfalls erst nach einigen Jahren als gesundheitsschädlich
herausstellen?

Man weiß noch nicht, was die scPFCA, respektive ihr Beiprodukt TFA,
in der Nahrung und dem menschlichen und tierischen Organismus
anrichten, aber sicherlich ist generell äußerste Wachsamkeit geboten
angesichts der vielfältigen Schädigungen, die Menschen seit
Beginn der chemischen Industrie und der massenhaften Verbreitung
ihrer Produkte erfahren haben. Wenn sich ein synthetischer Stoff wie
TFA praktisch gar nicht in der Umwelt abbaut und laut der kanadischen
Studie vermutlich in der gesamten nördlichen Hemisphäre ausgebreitet
hat, und wenn man dann noch weiß, daß diese Substanz einer
Stoffgruppe zugeordnet ist, die krankmachen kann, dann stellt sich
spätestens nach dem in der EU geltenden Vorsorgeprinzip die Frage, ob
die Kältemittel der inzwischen vierten Generation nicht schon wieder
obsolet sind und vom Markt genommen werden müßten.

Noch wichtiger jedoch wäre es zu fragen, ob nicht die menschliche
Produktionsweise, durch die immer wieder Substanzen in die Umwelt
entlassen werden, deren Schadensfolgen man viel zu spät erkennt (wenn
überhaupt), auf den Prüfstand gehört und nach gänzlich anderen
Kriterien als den vorherrschenden ausgerichtet werden sollte. Das
hieße dann wohl, von wirtschaftlicher Wachstumsnot,
Profitorientierung und Konsumismus Abschied zu nehmen.


Fußnoten:

[1] https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1029/2020GL087535

[2] http://www.oecd.org/officialdocuments/publicdisplaydocumentpdf/?cote=ENV-JM-MONO(2018)7&doclanguage=en

[3] http://norden.diva-portal.org/smash/get/diva2:1295959/FULLTEXT01.pdf

18. Mai 2020
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LANDRAUB/048: Brasilien - Bergarbeiter und Holzfäller nehmen unter dem Schutz von Corona das Land unkontaktierter Völker ins Visier (Survival)

"Survival International" - Deutsche Sektion - 15. Mai 2020

Bergarbeiter und Holzfäller nehmen unter dem Schutz von Corona das Land
unkontaktierter Völker ins Visier



Einige der am stärksten gefährdeten unkontaktierten Völker der Welt werden
zur Zielscheibe von Bergarbeitern und Holzfällern, die durch die 
Covid-19-Pandemie ein leichteres Spiel haben.

- Im brasilianischen Javari-Tal, der Heimat von mehr unkontaktierten
Völkern als irgendwo sonst auf dem Planeten, sind Goldgräber mit einem
großen Bagger in die Region des Rio Jutaí eingedrungen, das Gebiet der
unkontaktierten Korubo.

- Das Ituna Itata-Territorium, in dem bekanntermaßen unkontaktierte
Indigene leben, wird derzeit von Siedlern überfallen. Es war bereits 2019
das am stärksten abgeholzte indigene Territorium.

- Das Reservat der Uru Eu Wau Wau wird von Holzfällern und Farmern ins
Visier genommen. Es ist bekannt, dass dort drei unkontaktierte Gruppen
leben. Ein Wächter des Waldes, Ari Uru Eu Wau Wau, wurde dort letzten Monat
ermordet.

- Banden illegaler Holzfäller zerstören den Wald im Gebiet Arariboia im
nordöstlichen Amazonasgebiet. Dieser Wald ist die Heimat der
unkontaktierten Awá - dem bedrohtesten Volk der Welt. Die Wächter
Amazoniens beobachten die Entwicklungen besorgt, da die Regierung untätig
ist.

Diese und andere indigene Gebiete in Brasilien sind dreifach bedroht:

- Die Regierung von Präsident Bolsonaro hat Schritte unternommen, um die
Bundesbehörden, die zuvor indigenes Land im Amazonasgebiet geschützt haben,
drastisch zu schwächen;

- Viele der Teams, die dafür verantwortlich sind, Eindringlinge aus den
Gebieten unkontaktierter Völker fernzuhalten, sind nicht voll einsatzfähig;

- Ein konzertierter Vorstoß des Präsidenten zur Öffnung von indigenen
Territorien befördert eine Welle von Landnahmen.

Präsident Bolsonaro drängt mit Nachdruck darauf, dass der Kongress seinen
Präsidialerlass MP910, bekannt als "das Gesetz zum Landraub", billigt. Es
würde dazu führen, dass große Teile des Landes der Indigenen zur
kommerziellen Ausbeutung zugänglich würden. Ein Versuch, den Kongress dazu
zu bewegen, diese Woche darüber abzustimmen, wurde blockiert. Es ist jedoch
wahrscheinlich, dass der Vorstoß nächste Woche in anderer Form in den
Kongress eingebracht wird.

Neben vielen indigenen Völkern und Organisationen hat Survival
International sich bei führenden Politiker*innen in Brasilien dafür
eingesetzt, den Erlass zu blockieren, und sich an Twitter-Marathons
beteiligt, die sich an Mitglieder des Kongresses richteten.

UNIVAJA, die indigene Organisation des Javari-Tals, erklärte: "Wir
durchleben wegen der Corona-Pandemie eine Zeit großer Angst. In dieser für
unsere Familien und die gesamte brasilianische Gesellschaft sensiblen Zeit
dringen kriminelle Handlanger weiterhin in unser Gebiet ein, mit der
Wahrscheinlichkeit, auf unkontaktierte Indigene im Gebiet des Javari-Tals
zu treffen."

Fiona Watson, Leiterin der Forschungsabteilung von Survival, sagte heute:
"Was mit den indigenen Völkern in Brasilien geschieht, ist nicht weniger
als ein umfassender, völkermörderischer Angriff. Unzählige Gebiete
indigener Völker werden mit der Unterstützung einer Regierung überfallen,
die die ersten Völker des Landes vollständig zerstören will und keinen
Versuch unternimmt, dies zu verbergen. In den nächsten Monaten ist mit
einer weiteren verheerenden Welle von Waldbränden zu rechnen, da die
Trockenzeit im Amazonasgebiet beginnt und die nächsten Phasen von
Bolsonaros 'Völkermord durch Gesetze' bevorstehen".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2020
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